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(Beginn: 09.03 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die 134. Vollsit-
zung des Bayerischen Landtags. Presse, Funk und 
Fernsehen sowie Fotografen haben um Aufnahmege-
nehmigung gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt.

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass heute Nachmittag 
der Präsident der Europäischen Kommission Jean-
Claude Juncker den Bayerischen Landtag besuchen 
wird. Es ist der zweite Besuch eines EU-Kommissi-
onspräsidenten im Bayerischen Landtag nach dem 
Besuch von Jacques Delors im Jahr 1991. Kommissi-
onspräsident Juncker dürfte gegen 16.00 Uhr an der 
Westauffahrt eintreffen und wird um 17.00 Uhr hier im 
Plenarsaal eine Rede halten. Anschließend findet im 
Steinernen Saal ein Empfang zu seinen Ehren statt.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf ich Sie 
nun bitten, sich von Ihren Plätzen zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 5. Juni verstarb im Alter von 79 Jahren Herr Heinz 
Wenger. Er gehörte dem Bayerischen Landtag vom 
30. Juli bis zum 12. Oktober 1986 als Nachrücker für 
den Wahlkreis Oberbayern an und war Mitglied der 
CSU-Fraktion. Der Bayerische Landtag wird dem Ver-
storbenen ein ehrendes Gedenken bewahren und 
trauert mit seinen Angehörigen. –

Sie haben sich zum Gedenken an den Verstorbenen 
von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf nun noch 
zwei Geburtstagsglückwünsche aussprechen. Herr 
Kollege Dr. Leopold Herz feierte am 12. Juni einen 
halbrunden Geburtstag und heute hat Herr Kollege 
Michael Hofmann Geburtstag.

(Allgemeiner Beifall)

Ich wünsche Ihnen im Namen des gesamten Hauses 
und persönlich alles Gute und weiterhin viel Erfolg bei 
Ihren parlamentarischen Aufgaben.

Wir beginnen nun mit der Tagesordnung.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde gem. § 65 BayLTGeschO auf 
Vorschlag der Fraktion FREIE WÄHLER
"Nein zur 3. Startbahn - Lebensqualität schützen 
statt einseitigem Megawachstum"

Die Regeln der Aktuellen Stunde sind bekannt. Erster 
Redner ist Herr Prof. Dr. Piazolo von den FREIEN 
WÄHLERN. Bitte schön, Herr Dr. Piazolo.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Auf den Tag ziemlich genau vor sechs 
Jahren haben die Münchner per Bürgerentscheid die 
dritte Startbahn abgewählt. Damals haben FREIE 
WÄHLER und auch GRÜNE diesen Bürgerentscheid 
initiiert und gewonnen; ich durfte einer der Sprecher 
sein. Direkt nach dem Bürgerentscheid ist die SPD 
umgeschwenkt und hat gesagt: Wir halten uns an den 
Bürgerentscheid. Nur die CSU-Fraktion hat sich wei-
ter gegen die Bürger und gegen die Mehrheit der 
Münchner gestellt.

Das geht nun schon zwölf Jahre so; denn schon vor 
zwölf Jahren, im Jahr 2006, wurde mit dem angebli-
chen Bedarf an mehr Flugbewegungen das Verfahren 
zur dritten Startbahn eingeleitet. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, seitdem gibt es keine signifikan-
ten Veränderungen bei der Zahl der Starts und Land-
ungen. Insofern ist eine dritte Startbahn nicht notwen-
dig. Nun hat das auch die CSU erkannt und sagt im 
Wirtschaftsausschuss: Den Bedarf gibt es erst im 
Jahr 2025; deshalb ist eine aktuelle Entscheidung 
nicht nötig. Was für ein Schlingerkurs einer Partei, die 
in Bayern bestimmen möchte! Dabei ist sie nicht in 
der Lage, sich endlich von Traumtänzereien zu verab-
schieden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Aber das ist nicht das Schlimmste. Das Schlimmste 
ist der Umgang mit den Menschen vor Ort. Wie Sie 
mit den Menschen vor Ort umgehen, das ist ein Katz-
und-Maus-Spiel. Zuerst geht der ehemalige Minister-
präsident nach Attaching und sagt: Ihr habt die besse-
ren Argumente. Dann gibt es den Huber-Aufstand, bei 
dem 80 Abgeordnete Stimmen gegen den eigenen 
Ministerpräsidenten sammeln – ein nie dagewesenes 
Verfahren –, und jetzt die Söder-Volte. Söder sagt: Ich 
weiß zwar, was ich will, aber ich will es nicht jetzt, und 
vielleicht wollen wir es doch nicht. Sie spielen mit den 
Gefühlen der Menschen vor Ort. Das ist die Arroganz 
der Macht, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das zweite Argument, das Sie immer bringen, 15.000 
neue Arbeitsplätze entstünden durch die dritte Start-
bahn, ist verfehlt. Der Raum München ist inzwischen 
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eine überhitzte Region. 300.000 Menschen sollen in 
den nächsten Jahren nach München zuziehen. Aber 
es herrscht Mangel an vielem, was die Menschen hier 
brauchen. Wir haben einen Mangel an Facharbeitern 
in der Region München. Wir haben einen Mangel an 
Wohnraum. Es gibt einen Mangel an Verkehrsinfra-
struktur; das haben nicht nur beim Streik heute viele 
gemerkt. Es gibt einen Mangel an Gymnasien; in 
München müssen wahrscheinlich zwölf neue Gymna-
sien gebaut werden. Es gibt inzwischen einen Mangel 
an Grün.

Sie lassen die Münchnerinnen und Münchner mit Ihrer 
Großmachtsucht im Regen stehen. Das sage ich 
Ihnen ganz deutlich. Und immer mehr alteingesesse-
ne Münchner verlassen diese Stadt, weil sie sie sich 
nicht mehr leisten können. Dafür will ich Ihnen ein 
ganz deutliches Beispiel nennen, nämlich die SEM, 
die sogenannte Städtebauliche Entwicklungsmaßnah-
me. Sie drohen den Menschen vor Ort – das gilt auch 
für die SPD – mit Enteignung.

(Markus Rinderspacher (SPD): Nein!)

– Doch, es ist so.

(Markus Rinderspacher (SPD): Nein!)

– Doch, davor haben die Menschen Angst.

(Florian von Brunn (SPD): Kennen Sie die letzten 
Zahlen, Herr Kollege?)

Sie nehmen nicht mehr die Bürger in den Blick, son-
dern Geld und Wachstum.

(Florian von Brunn (SPD): Das sind einfach Fake 
News!)

Jetzt fordere ich Sie auf, dass Sie nach der SEM Nord 
auch die SEM Nordost beerdigen.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn 
(SPD))

Sie beerdigen sie hoffentlich – das ist die Forderung 
der FREIEN WÄHLER –, gerade wenn Sie für den Er-
halt von Grün sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir FREIEN WÄHLER stehen für eine Politik mit Au-
genmaß.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn 
(SPD))

Wir wollen Entschleunigung für München. Sie fordern 
im Wahlprogramm, weniger als 1 Hektar pro Tag zu 

verbrauchen, und verbrauchen dann in München bei 
den beiden SEM-Maßnahmen 1.500 Hektar.

(Florian von Brunn (SPD): Sie haben doch wieder 
keine Ahnung!)

Wir stehen für Lebensqualität in München, wir sind für 
eine städtebauliche Erhaltungssatzung, wir wollen 
keine SEM, wir wollen den Erhalt von Grünflächen, 
und wir wollen, dass in Bayern Wachstum gerecht 
verteilt ist. Wir wollen nicht den Frust in der Stadt er-
höhen, sondern die Chancen auf dem Land verbes-
sern, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb machen wir Politik für die Münchner, die hier 
leben,

(Florian von Brunn (SPD): Die FREIEN WÄHLER 
spielen doch in München gar keine Rolle! – Ge-
genruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

und nicht für irgendwelche Investoren, die Sie nach 
München ziehen wollen und die nicht da sind. Ent-
scheidend ist, Politik für die Menschen vor Ort zu ma-
chen, Politik für die Münchner und nicht Politik für ein 
ungebremstes Wachstum.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege 
Erwin Huber von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr 
Kollege.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das wird 
jetzt ein klares Bekenntnis für die dritte Start-
bahn, damit der Söder ins Schwitzen kommt!)

Erwin Huber (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Zunächst einmal war es sehr schön an-
zusehen, wie sich FREIE WÄHLER und SPD streiten. 
Das ist die Einigkeit der Opposition in Bayern.

(Florian von Brunn (SPD): Das schafft ihr inner-
halb der Union! – Weitere Zurufe von der SPD 
und den FREIEN WÄHLERN)

Herr Kollege Piazolo hat im Grunde auch weniger – –

(Unruhe bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

– Also gut, jetzt würde ich einmal sagen – –

(Anhaltende Unruhe bei der SPD und den FREI-
EN WÄHLERN)
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– Wissen Sie, wenn zwei sich streiten, will ich dabei 
sein; völlig klar.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn 
(SPD))

Herr Kollege Piazolo hat auch weniger vom Flughafen 
gesprochen, sondern mehr von der Entwicklung der 
Landeshauptstadt München, und da gibt es in der Tat 
viele Themen: den öffentlichen Nahverkehr, den Woh-
nungsbau und dergleichen. Mit dem Flughafen hat 
das eigentlich wenig zu tun. Aktuell ist das Thema, 
das Sie mit dem Flughafen genannt haben, auch nicht 
wirklich. Seit zwölf Jahren wird darüber gesprochen, 
und nach zwölf Jahren beantragen die FREIEN WÄH-
LER eine Aktuelle Stunde.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wir wissen 
wenigstens, was wir wollen!)

Guten Morgen, kann ich sagen! Der Erfindungsreich-
tum der FREIEN WÄHLER ist beeindruckend, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Jetzt kommen wir aber zum eigentlichen Thema.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Peter Bauer 
(FREIE WÄHLER))

Der Flughafen München ist von landesweiter Bedeu-
tung – nicht nur für München.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Ach was!)

Er erhöht die Attraktivität des gesamten Freistaats. 
Dass Bayern seit vielen Jahren an der Spitze der wirt-
schaftlichen Entwicklung in Deutschland und vielleicht 
sogar in Europa steht und wir Vollbeschäftigung 
haben, hängt mit vielen Faktoren zusammen, mit Si-
cherheit auch mit einer guten Luftverkehrsanbindung 
durch den Flughafen München, meine Damen und 
Herren.

(Zurufe der Abgeordneten Prof. Dr. Michael Pia-
zolo (FREIE WÄHLER) und Katharina Schulze 
(GRÜNE) – Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): 
Die haben wir ja!)

– Ja, die haben wir von der CSU gegen den erbitter-
ten Widerstand der Opposition durchgesetzt; deshalb 
haben wir das.

(Beifall bei der CSU)

Man darf aber nicht stehen bleiben;

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Ja, 
wo stehen Sie denn überhaupt?)

denn die globale wirtschaftliche Entwicklung ist unauf-
haltsam. Die Frage ist: Fallen wir zurück, oder sind wir 
an der Spitze mit dabei?

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn 
(SPD))

Wenn die FREIEN WÄHLER und vielleicht auch die 
GRÜNEN sagen, wir sind mit Ersterem zufrieden, ist 
das ihre Angelegenheit. Wir sind es nicht. Wir wollen 
zugunsten der Menschen und vor allem der jungen 
Generation an der Spitze der Entwicklung sein,

(Florian von Brunn (SPD): Zugunsten der Wirt-
schaft, nicht der Menschen!)

weil sich nur dann Chancen eröffnen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Katharina Schulze (GRÜNE))

Der Flughafen ist jetzt aber an der Kapazitätsgrenze,

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Schmarrn!)

und wenn wir die weitere Entwicklung wollen,

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Völliger 
Schmarrn!)

brauchen wir die dritte Startbahn. Ich kann für die 
CSU-Fraktion erklären, dass wir den Bau der dritten 
Startbahn uneingeschränkt befürworten, begrüßen 
und unterstützen, weil er von landesweiter Bedeutung 
ist, meine Damen und Herren.

Jetzt kann man sagen – –

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): 
Was ist mit Minister Herrmann? Unterstützt der 
das auch?)

– Ich sage, dass wir das uneingeschränkt unterstüt-
zen, und ich sage Ihnen präzise –wenn Sie das wol-
len –, dass 95 % das unterstützen. Das ist aber immer 
noch die klare Mehrheit im Landtag, und ob die FREI-
EN WÄHLER nach der Landtagswahl überhaupt noch 
da sind, wird man erst noch sehen, meine Damen und 
Herren.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wir schon, 
Sie nicht, Herr Huber!)

– Wir sind mit Sicherheit da, und wir werden diese Po-
sition halten.
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Ich nenne jetzt konkrete Dinge zur dritten Startbahn. 
Erstens. Es gibt hier rechtskräftiges Baurecht. Es gibt 
einen Planfeststellungsbeschluss, der übrigens 
2.800 Seiten hat. – Wer in der ganzen Welt macht vor 
einem solchen Genehmigungsbescheid eine derart 
gründliche Untersuchung? – Es gibt ein Urteil des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs und ein Endur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts von 2015. Es gibt 
also gerichtlich bestätigtes und rechtskräftiges Bau-
recht. Ich möchte gerade die Oppositionsparteien bit-
ten, diese höchstrichterliche Rechtsprechung anzuer-
kennen, meine Damen und Herren.

Zweitens. Für die dritte Startbahn werden keine Steu-
ergelder benötigt. Es geht hier nicht darum, irgend-
welche Gelder des Freistaates Bayern einzusetzen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Natürlich, 
zur Hälfte gehört er uns!)

– Nein, darum geht es nicht, sondern es geht darum, 
dass die Flughafen München GmbH in der Lage ist, 
die Arbeiten am Terminal 2 und am Satelliten, die Mo-
dernisierung des Terminals 1 und natürlich auch die 
dritte Startbahn voll aus eigenen Mitteln zu finanzie-
ren.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das gehört 
aber zur Hälfte dem Freistaat!)

Wichtig ist, auch für die Bürger im Lande: Steuergel-
der werden dafür nicht benötigt, meine Damen und 
Herren.

Jetzt kann man fragen: Warum baut man einen Flug-
hafen oder erweitert ihn? – Es kommt auf die Zahl der 
Passagiere an. Als der Flughafen München "Franz 
Josef Strauß" 1993 eröffnet wurde

(Zurufe der Abgeordneten Florian von Brunn 
(SPD) und Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE 
WÄHLER))

– 1993, ja –, verkehrten dort zwölf Millionen Passagie-
re pro Jahr, und er war auf 20 Millionen Passagiere 
ausgelegt. Was war aber die Entwicklung? – Im 
Jahr 2006, als die Grundsatzentscheidung für die drit-
te Startbahn gefallen ist, gab es 28 Millionen Passagi-
ere, 2017 waren es annähernd 44 Millionen Passagie-
re. Im Unterschied zur Eröffnung vor gut 25 Jahren ist 
das fast das Vierfache des Passagieraufkommens –
 das ist die dynamische Entwicklung.

Außerdem ist der Flughafen München in dieser Zeit 
zum zweiten internationalen Drehkreuz in Deutsch-
land geworden – vorher war nur Frankfurt ein Dreh-
kreuz, jetzt ist es auch München –, und das eröffnet 
ungeheuer viele Möglichkeiten, in die ganze Welt zu 

fliegen. Wer nur eine blasse Ahnung vom Flugverkehr 
hat, weiß, dass ein internationales Drehkreuz nicht 
einfach nach Memmingen oder Nürnberg verlagert 
werden kann, sondern dass dort eine Menge Zuliefe-
rung stattfindet; nur so ergeben sich 250 Fernverbin-
dungen in die ganze Welt. Diese Funktion des Flugha-
fens München stärkt natürlich den Wirtschaftsstandort 
Bayern und verleiht ihm großen Glanz. Wir wollen das 
sichern und weiter ausbauen. Viele Menschen fliegen, 
und ihre Zahl erhöht sich.

Jetzt sage ich etwas zu München, Herr Kollege Piazo-
lo: Erstens. Der Flughafen liegt nicht auf dem Gebiet 
der Landeshauptstadt München. Zweitens. Warum 
soll sich der Bayerische Landtag oder der Bundestag 
– weil auch der Bund beteiligt ist – nach dem Votum 
von einer Million Münchnern richten?

(Zurufe von den FREIEN WÄHLER: Oh! – Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN)

– Nein, wir sind – –

(Zurufe)

– Nein, nein.

(Unruhe)

– Nein, wir sind 13 Millionen Bürger in Bayern, 
Deutschland hat 80 Millionen Bürger.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze 
(GRÜNE))

Eine Million Münchner können nicht entscheiden, was 
für das Land wichtig ist.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage Ihnen klar: Wir werden nicht nach der Pfeife 
der Münchner tanzen.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von den FREIEN 
WÄHLERN: Oh!)

Es ist – –

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze 
(GRÜNE))

– Ja,

(Anhaltende Unruhe – Florian von Brunn (SPD): 
Da kommt er wieder raus, der alte Huber! – Glo-
cke des Präsidenten)

ich verstehe, dass einzelne Bürger in München 
sagen: Ich habe hier einen Arbeitsplatz, eine Woh-
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nung und will kein Wachstum. Für den Einzelnen ist 
das durchaus eine annehmbare Einstellung.

(Florian von Brunn (SPD): Ihre Wachstumsvor-
stellungen kommen aus dem vorigen Jahrhun-
dert!)

Der Bürger darf bei einer solchen Entscheidung an 
sich denken und Egoist sein. Der Politiker, der aber 
für das Land und für die Zukunft verantwortlich ist, 
darf sich eine solche egoistische Entscheidung eines 
Münchners nicht zu eigen machen, sondern muss an 
die Zukunft denken, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Der Bürgerentscheid von München ist deshalb in der 
Tat nicht relevant für eine Entscheidung.

(Zurufe von den FREIEN WÄHLERN – Dr. Chris-
tian Magerl (GRÜNE): Undemokratisch!)

– Nein, er ist nicht relevant für eine Entscheidung, die 
für das gesamte Land von großer Bedeutung ist. – 
Nun muss ich Ihnen eines sagen: Es wird immer wie-
der gesagt, dass die Zahl der Flugbewegungen noch 
nicht an der Kapazitätsgrenze angelangt ist.

(Florian von Brunn (SPD): Wieder ein geistiger 
Tiefflug!)

Ich gebe Ihnen folgendes Beispiel: Die Autobahnen in 
München werden drei- und vierspurig ausgebaut, weil 
es zu den Hauptverkehrszeiten von 07.00 bis 
10.00 Uhr morgens oder ab 16.00 Uhr nachmittags 
unendlich lange Staus gibt. Einer Person, die in einem 
Stau steht und darauf angewiesen ist, pünktlich zu 
einem Termin zu erscheinen, kann ich nicht sagen: Du 
kannst ja um 23.00 Uhr oder 03.00 Uhr nachmittags 
fahren. Sie wird antworten: Du hast sie wohl nicht 
mehr alle.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Der Stau 
wird ja mehr!)

Bei der Verkehrsinfrastruktur kommt es nicht auf die 
theoretische Gesamtzahl der Verkehrsteilnehmer an 
einem Tag an, sondern darauf, wann Bedarf besteht. 
Wir müssen bedarfsgerecht ausbauen. Ich kann nicht 
sagen: Du kannst ja ein paar Stunden später fahren! 
Das ist der Irrtum. Eine dritte Start- und Landebahn ist 
wirtschaftlich von großer Bedeutung, wenn auch nicht 
für die Arbeitsplätze in München.

Der Kollege Aiwanger vertritt Landshut. Wir, die CSU-
Fraktion, vertreten auch den niederbayerischen 
Raum. Ich bin davon überzeugt, dass die Entwicklung 
des niederbayerischen oder südostbayerischen 

Raums – das ist in der Tat das Chemie-Dreieck – we-
sentlich stärker vom Flughafen abhängig ist als die 
der Stadt München selbst.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Aiwanger, wenn Sie dem Raum Lands-
hut tatsächlich verpflichtet wären, wären Sie für die 
dritte Startbahn. Würden Sie eine Bürgerabstimmung 
im Stadt- und Landkreis Landshut durchführen, würde 
sicherlich ein Ja zur dritten Startbahn das Ergebnis 
sein.

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): 
Nein, nein!)

Das ist die Realität in Bayern.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Dann sammelt 
doch Unterschriften!)

Ich erwarte nicht, dass Sie Ihre Meinung hier ändern. 
Sie hat sich in zwölf Jahren so festgelegt. Wir, die 
CSU-Fraktion, sind in der Lage, Verantwortung für 
das Land und die Zukunft zu übernehmen. Deshalb 
sagen wir Ja zur dritten Startbahn.

(Beifall bei der CSU – Karl Freller (CSU): Sehr 
gut!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege 
Rinderspacher von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte 
schön, Herr Kollege.

Markus Rinderspacher (SPD): Werter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Dafür, dass der Kollege 
Huber das heutige Thema der dritten Startbahn für 
ungeeignet hält, hat er doch sehr leidenschaftlich ar-
gumentiert.

(Erwin Huber (CSU): Ja, das stimmt!)

Ich möchte für die FREIEN WÄHLER gerne die Be-
gründung nachliefern, warum diese Aktuelle Stunde 
tatsächlich richtig und wichtig ist. Herr Prof. Piazolo, 
Sie haben mehr über die Münchner Stadtentwicklung 
gesprochen als über das Thema, das heute eigentlich 
aufgerufen werden sollte.

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): 
Einseitiges Wachstum! Da steckt es drin! – Hu-
bert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wir haben ja 
noch fünf Minuten!)

Die Bayerische Staatsregierung tut so, als sei sie eine 
giftige Schlange, die sich in Schlafstarre versetzt, um 
nach der Wahl zuzubeißen.
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(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Genau!)

Das Thema dritte Startbahn soll ganz bewusst aus 
dem Wahlkampf herausgehalten werden. So hat es 
Dr. Söder im Februar dieses Jahres auch angekün-
digt. Ansonsten könnten im wichtigen Oberbayern 
Wählerstimmen verloren gehen. Das ist die Region, in 
der sein Staatskanzleiminister auf Stimmenfang ist. 
Hier möchte man die Wählerinnen und Wähler glei-
chermaßen in eine Art Schlaf versetzen. Man sugge-
riert, das Thema nicht mehr im Blickfeld zu haben und 
sich nicht mehr darum zu kümmern. Man suggeriert, 
das Ziel des Ausbaus des Münchner Flughafens 
schon längst aufgegeben zu haben. Zum Jahres-
wechsel 2018/2019 wird diese Regierung – sollte sie 
dann überhaupt noch derart stark wie in dieser Legis-
laturperiode, also mit einer absoluten Mehrheit, in der 
Verantwortung sein – das umsetzen, was Herr Huber 
eben deutlich gemacht hat: Dann würde die dritte 
Startbahn kommen. Dann würden Maßnahmen ergrif-
fen werden, bei denen man jetzt so tut, als würde man 
sie überhaupt nicht ins Auge fassen. Plötzlich wäre 
die Umwandlung der Flughafen München GmbH in 
eine Aktiengesellschaft aktuell. Dies geschieht dann 
an den Bürgerinnen und Bürgern vorbei. Die Münch-
nerinnen und Münchner können dann tatsächlich nicht 
mehr mitsprechen, wenn es darum geht, über die Zu-
kunft des Flughafens zu entscheiden.

Die Bürgerinnen und Bürger haben sich bereits 2012 
entschieden, und zwar gegen die dritte Startbahn. Die 
Sozialdemokratie im Hohen Haus akzeptiert anders 
als die CSU-Fraktion und Herr Huber den Bürgerwil-
len auch über die einjährige Bindungsfrist hinaus. Die 
Rahmenbedingungen am Flughafen haben sich näm-
lich seit 2012 nicht signifikant verändert. Herr Huber, 
nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass die Münchnerin-
nen und Münchner ein eindeutiges Votum abgegeben 
haben: Sie wollen diese dritte Startbahn nicht. An die-
sem Votum führt nichts vorbei. Wir, die SPD-Fraktion, 
fühlen uns daran gebunden. Die Abgeordneten im 
Bayerischen Landtag haben ebenso wie die Staatsre-
gierung den Bürgerwillen zu akzeptieren. Herr Huber, 
Sie haben heute gesagt, dass Sie sich von einer Milli-
on Bürger nicht an der Nase herumführen lassen wol-
len.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Das ist schon ein 
starkes Stück!)

– Das ist ein starkes Stück. Das zeigt, dass Sie vor 
dem Souverän eben keine Demut haben. Das zeigt, 
dass die Bürgerinnen und Bürger eben nicht über ihre 
eigene Zukunft entscheiden sollen. Das ist die Arro-
ganz der Macht der CSU, die hier wieder spürbar 
wird.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Ich darf deutlich machen, dass nicht nur die Men-
schen in München und Oberbayern gegen die dritte 
Startbahn sind. Es gibt eine Vielzahl von Studien, Um-
fragen und Resonanzumfragen, aus denen hervor-
geht, dass auch die Menschen in Franken, Ostbayern 
und Schwaben Nein zur dritten Startbahn sagen.

In anderen Regionen Bayerns sind wirtschaftliche Im-
pulse notwendig. Wirtschaftliche Impulse sollten nicht 
wieder dort gesetzt werden, wo der Hitzekessel ist. 
Das ist das Gebiet rund um die Landeshauptstadt. 
Hier haben viele Bürgerinnen und Bürger die Sorge, 
dass uns das Wachstum über den Kopf wächst. Wir 
sollten es nicht neu anheizen.

Sie haben davon gesprochen, dass die Verkehrsdaten 
es notwendig machen, erneut über eine dritte Start-
bahn zu sprechen. Richtig ist aber: Heute gibt es we-
niger Flugbewegungen als noch 2012, als die Bürger-
innen und Bürger den Bürgerentscheid diskutiert 
haben. In den Jahren 2007 und 2008 gab es 
432.000 Starts und Landungen pro Jahr. Jetzt sind es 
knapp 30.000 weniger als vor sechs Jahren. Wieso 
sollen wir also jetzt plötzlich die dritte Startbahn 
bauen? – Von der Kapazität des Flughafens her be-
steht wirklich keine Notwendigkeit. Für den Flughafen 
München wäre es viel wichtiger, dass seine Anbin-
dung verbessert wird. Der Münchner Flughafen bleibt 
auch ohne die dritte Start- und Landebahn unser Tor 
zur Welt.

Es ist vordringlich, die für die Flughafenregion wichti-
gen Straßen- und Schienenprojekte umzusetzen. Hier 
sind die Neufahrner Kurve, der Erdinger Ringschluss, 
die Walpertskirchener Spange und die Elektrifizierung 
der Bahnstrecke München – Mühldorf – Freilassing zu 
nennen. Dies erwarten wir in Bezug auf die Infrastruk-
tur von Ihnen. Sie haben jede Menge zu tun. Jede 
vierte Staatsbrücke ist sanierungsbedürftig. 5.000 km 
Staatsstraßen sind sanierungsbedürftig. Noch nicht 
einmal die Hälfte der bayerischen Schienen ist mittler-
weile elektrifiziert.

Machen Sie endlich diese Hausaufgaben, bevor Sie 
immer wieder die Menschen, insbesondere in der 
Flughafenregion, an der Nase herumführen. Da 
braucht es Klarheit. Diese Klarheit sollten Sie noch 
vor der Wahl schaffen, anstatt die Menschen in der 
Region an der Nase herumzuführen.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege 
Dr. Magerl von den GRÜNEN das Wort. Bitte schön.

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Herr Präsident, Kol-
leginnen und Kollegen! Ich bedanke mich beim Kolle-
gen Huber ausdrücklich für die klaren und deutlichen 
Worte: Die CSU-Fraktion unterstützt den Bau einer 
dritten Start- und Landebahn "uneingeschränkt". Das 
werden wir den 100.000 Menschen, die rund um den 
Flughafen leben, vor der Wahl klar und deutlich erzäh-
len.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das werden wir klar erzählen.

(Ingrid Heckner (CSU): Das ist doch nichts 
Neues!)

– Nein, es gibt einen Herrn Dr. Söder, der gesagt hat, 
dass darüber erst 2021 entschieden wird. Wir werden 
den Leuten draußen auch sagen, dass die Unterstüt-
zung "uneingeschränkt" erfolgt. Offensichtlich ist der 
Stimmkreisabgeordnete ein ziemliches Leichtgewicht, 
da er nicht in der Lage ist, die "uneingeschränkte" Un-
terstützung zu relativieren, sodass Sie endlich in der 
Realität ankommen.

(Karl Freller (CSU): So ein Quatsch!)

Die Realität ist, dass die Zahl der Flugbewegungen 
seit der Einleitung des Raumordnungsverfahrens im 
Jahr 2006 von 411.335 bis zum Jahr 2017 auf 
404.505 gesunken ist. Es gibt also ein Minus. Es gibt 
einen Rückgang bei den Flugbewegungen. Eine dritte 
Startbahn muss gebaut werden, wenn die Flugbewe-
gungen steigen, und nicht, wenn die Passagierzahlen 
steigen. Schließlich und endlich werden die Passagie-
re nicht einzeln raufgeschossen. Steigende Passa-
gierzahlen werden in immer größeren Flugzeugen 
transportiert. Deshalb erübrigt sich die Planung einer 
dritten Start- und Landebahn.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den 
FREIEN WÄHLERN)

Sie sollten endlich einmal demokratische Entschei-
dungen in München anerkennen. Ich möchte der 
Münchner Bevölkerung ausdrücklich Danke sagen, 
dass Sie ziemlich genau vor sechs Jahren mit fast 
55 % im Bürgerentscheid entschieden hat: Nein, wir 
brauchen diese dritte Start- und Landebahn nicht. Ich 
danke dem Bündnis "München gegen die 3. Start-
bahn", Katharina Schulze, Michael Piazolo und Chris-
tian Hierneis. Sie haben uns damals tatkräftig unter-
stützt. Wir haben ein klares Votum gegen diese 
unsinnigen Planungen im Erdinger Moos erzielt. Es 

geht nicht nur um die Lärmbelastung, sondern auch 
um die Zerstörung des Erdinger Mooses. Es werden 
fast 1.000 Hektar Mooslandschaft zerstört. Bei der 
ganzen Geschichte geht es um die Frage des Klima-
schutzes. Es gibt sehr viele Argumente gegen diese 
dritte Start- und Landebahn. Darüber hinaus geben es 
die Zahlen nicht her, eine dritte Start- und Landebahn 
in irgendeiner Art und Weise zu realisieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie müssen überlegen, was Sie der Bevölkerung dort 
draußen antun. Sie sagen, dass Sie das zugunsten 
der Menschen machen. Offensichtlich gehören die 
Menschen in Freising und rund um den Flughafen 
nicht dazu. Eine solche Planung geschieht nicht zu-
gunsten dieser Menschen. Viele Menschen leben seit 
über zwölf Jahren mit dem Damoklesschwert der drit-
ten Start- und Landebahn in einer Absiedlungszone. 
Sie wissen nicht, welche Investitionsentscheidungen 
sie für ihre Häuser treffen können. Das interessiert Sie 
offensichtlich überhaupt nicht. Sie lassen die Men-
schen hängen bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag.

(Thomas Kreuzer (CSU): Weil Sie die Entschei-
dung verhindert haben! – Widerspruch bei den 
GRÜNEN – Katharina Schulze (GRÜNE): Sie 
sind das Problem!)

– Dann wären die Menschen schon längst abgesie-
delt. Wäre Ihnen das lieber? – Sie haben kein Interes-
se am Schicksal der Bevölkerung rund um den Flug-
hafen im Erdinger Moos. Das muss man Ihnen klar 
und deutlich ins Stammbuch schreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den 
FREIEN WÄHLERN)

Die Leute leben seit zwölf Jahren mit diesem Schick-
sal. Versetzen Sie sich einmal in diese Leute hinein. 
Sie sagen, man müsste bauen. Das Gericht hat je-
doch klar und deutlich entschieden, dass die Kapazi-
tätsgrenze des Zwei-Bahnen-Systems nicht bei 
430.000, sondern bei 480.000 Flugbewegungen liegt.

(Zuruf des Abgeordneten Erwin Huber (CSU))

– Lassen Sie mich ausreden. Herr Huber, ich habe 
Sie auch ausreden lassen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auf Seite 651 des Planfeststellungsbeschlusses steht: 
Daraus folgt, dass Intraplan für den Prognose-Null-
Fall 2020 die maximal nutzbare, flugbetrieblich tat-
sächlich noch abwickelbare sogenannte praktische 
Kapazität von 479.000 Flugbewegungen in ihre Be-
trachtung einstellt. Das bedeutet, wir haben eine riesi-
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ge Kapazitätsreserve. Aus Klimaschutzgründen kön-
nen wir uns darüber hinausgehende Flugbewegungen 
überhaupt nicht leisten. Wir haben das Pariser Ab-
kommen unterschrieben. Dazu gehört auch, dass wir 
den CO2-Ausstoß aus dem Luftverkehr reduzieren 
müssen. Wir dürfen ihn nicht weiter erhöhen, wie Sie 
es haben wollen. Eine dritte Startbahn ist mit den Kli-
mazielen der Bundesrepublik Deutschland nicht ver-
einbar. Das muss man Ihnen klar und deutlich sagen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Ich komme zum Schluss. Ich frage frei nach Polt: 
Braucht‘s des wirklich, die dritte Startbahn? – Nein, 
die braucht‘s nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den 
FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege 
Dr. Bernhard von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr 
Kollege.

Dr. Otmar Bernhard (CSU): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Ich komme noch einmal zu den 
Flugbewegungen. Erwin Huber hat das bereits darge-
stellt: Es geht um die Slots. Warum begreifen Sie das 
einfach nicht?

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Es geht um 
die Menschen, nicht um die Slots!)

Das ist eine völlig falsche Argumentation, weil nach-
mittags um drei niemand fliegen will. Darum hilft die 
Anzahl der Flugbewegungen überhaupt nicht.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sie können 
in der Zeit auf dem Platz Fußball spielen!)

Sie wissen, dass der Bürgerentscheid rechtlich ohne-
hin nicht mehr bindend ist. Außerdem muss man be-
trachten, wie die Entwicklung vorangegangen ist. Das 
ist schon eine Zeit lang her. Wir müssen heute die 
vergangenen und die zukünftigen Entwicklungen be-
rücksichtigen. Das betrifft auch die unternehmerische 
Struktur. Die Struktur muss dem gerecht werden, was 
sich dort entwickelt. Sie wissen, dass sich der Flugha-
fen zu einem erheblichen Teil aus dem Einzelhandel 
finanziert. Es gibt Überlegungen, den Betrieb von 
Flughäfen zu übernehmen. Man muss überlegen, ob 
diese Unternehmensstruktur passt oder nicht.

Herr Kollege Magerl, wir sind schon lange im Haus. 
Ich erinnere mich daran, welches Narrativ Sie hatten, 
als es um Riem ging. Das war eine Fehleinschätzung. 
Sie haben nicht erkannt, was notwendig war. Vielleicht 
erinnern Sie sich noch daran. Das Gleiche machen 

Sie heute wieder. Sie sind einfach dagegen, weil es 
Ihnen so in den Kram passt.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Es geht um 
meine Heimat!)

Sie haben keine wirtschaftsstrategische Kompetenz in 
solchen Fragen. Das haben Sie damals bewiesen, 
und das beweisen Sie auch heute wieder.

Im Hinblick auf den Zeitpunkt muss das nicht morgen 
oder übermorgen sein. Wir müssen das jedoch recht-
zeitig tun, damit wir eine Startbahn haben, wenn es 
wirklich ganz eng wird und dies dem Flughafen scha-
den würde. Das gilt nicht nur für den Flughafen. Herr 
Piazolo, das betrifft ganz Bayern. Sie sagen, wir 
müssten etwas für das Land tun. Das tun wir ohnehin. 
Wollen Sie dort draußen eine Startbahn bauen? Was 
soll denn das? – Das ist doch völlig abwegig.

Sie haben die SEM angesprochen. Sie wissen, dass 
im Norden – ich gehe davon aus, dass dies auch für 
den Nordosten passiert – ein kooperatives Vorgehen 
verfolgt wird.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

Das bedeutet nicht – das glauben Sie offenbar –, dass 
das nicht gebaut wird. Man geht lediglich in einer an-
deren Weise vor. Insofern ist das Argument an dieser 
Stelle völlig falsch.

Herr Rinderspacher, Sie haben die Anbindung ange-
sprochen. Sie haben sogar die Projekte erwähnt. Die 
Neufahrner Kurve wird gebaut. In Erding hat man sich 
in Sachen Tunnel geeinigt. In die Straßen hat man be-
reits 1,4 Milliarden Euro investiert. Für das Umland 
sind 100 Millionen Euro bereitgestellt worden, um die 
Infrastruktur zu verbessern. Nehmen Sie das doch 
einmal zur Kenntnis. Verwenden Sie keine Argumen-
te, die nicht tragfähig sind.

Wir sind in der Tat der Meinung, dass diese Startbahn 
gebaut werden muss. Ich möchte jetzt nicht die gan-
zen Zahlen wiedergeben. Sie wissen, dass die Prog-
nosen des Bundesverkehrsministeriums und die inter-
nationalen Prognosen über die Zunahme des 
Flugverkehrs eindeutig sind. Sie kommen immer wie-
der zum gleichen Argument der gegenwärtigen Situa-
tion der Flugbewegungen zurück. Es geht um die Zu-
kunft. Andere Länder würden auch nicht ihre 
Flughäfen ausbauen, wenn sie der Meinung wären, 
dass es das alles nicht braucht.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Es geht um die 
Frage, wie wir in Zukunft zusammenleben wol-
len!)
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Sie haben den Klimaschutz erwähnt. Sie wissen, dass 
der Flughafen bis zum Jahr 2030 CO2-neutral sein 
muss.

(Widerspruch bei der SPD, den FREIEN WÄH-
LERN und den GRÜNEN)

Sie wissen, dass die Gebühren emissionsabhängig 
sind. Die Verminderung des CO2-Ausstoßes ist inter-
national beschlossen worden. Derzeit gibt es zahlrei-
che technische Anstrengungen, um die Flugzeuge 
emissionsärmer zu machen. Was Sie vortragen, greift 
nicht wirklich. Wir diskutieren das zum x-ten Mal. Herr 
Kollege Aiwanger, Sie sind doch Landwirt und wollen 
etwas Frisches auf den Tisch bringen, nicht immer die 
alte Kost.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege 
von Brunn von der SPD das Wort. Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Kollege 
Huber hat uns einen interessanten Einblick in sein ne-
oliberales Denken gegeben. Seine Wirtschaftspolitik 
ist nicht einmal im Ansatz geprägt von Aspekten des 
Umwelt- und Klimaschutzes. Im Vergleich zu diesem 
Denken erscheint mir der Brontosaurus geradezu als 
Zukunftsmodell.

(Beifall bei der SPD)

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten – 
das hat unser Fraktionsvorsitzender schon gesagt – 
respektieren den Bürgerentscheid in München aus 
dem Jahr 2012. Wir sagen Nein zur dritten Startbahn. 
Sie wollen die dritte Startbahn, Markus Söder will sie 
auch. Sie haben jedoch nicht den Mut, den Betroffe-
nen in Attaching, in Freising und in den anderen Orten 
noch vor der Landtagswahl reinen Wein einzuschen-
ken, wann und wie Sie das machen wollen. Wenn 
man das so betrachtet, muss man feststellen: Ihnen 
fehlen in der Frage der dritten Startbahn Anstand und 
Verantwortung. Der Fraktionsvorsitzende der CSU, 
Thomas Kreuzer, wollte schon im Jahre 2016 eine 
Entscheidung verhindern. Was ist von ihm gekom-
men? – Überhaupt nichts.

Es gibt Menschen in Attaching, die fürchten müssen, 
ihre Häuser aufzugeben und ihre Heimat zu verlieren. 
Sie haben es nicht verdient, dass mit ihnen solche po-
litische Spielchen gespielt werden, wie Sie es gerade 
tun.

(Beifall bei der SPD)

Die CSU-Fraktion hat noch im Jahre 2015 gegen 
ihren eigenen Ministerpräsidenten in Sachen Start-
bahn Unterschriften gesammelt. Er hat damals in At-
taching gesagt: Mit den Bewegungen und Zahlen von 
heute kann man aktuell eine Notwendigkeit der dritten 
Start- und Landebahn nicht begründen. – Unterschrif-
ten für den Bau der Startbahn waren das! Aber jetzt 
tragen Sie diesen politischen Winkelzug mit. Ihnen 
fehlt der Anstand. Sie schenken den Leuten im Land-
kreis Freising und in anderen betroffenen Landkreisen 
keinen reinen Wein ein.

Ihnen fehlen allerdings auch Vernunft und Verantwor-
tung in der Verkehrspolitik insgesamt. Es ist bei Ihnen 
alles rein interessengeleitet. Wir haben es seit gestern 
schwarz auf weiß, dass wir die nationalen Klimazie-
le 2020 deutlich verfehlen werden. Dafür gibt es meh-
rere Ursachen. Eine der entscheidenden Ursachen ist 
die starke Zunahme der CO2-Emissionen, der CO2-
Äquivalente im stark wachsenden Verkehrssektor. 
Das fällt im Wesentlichen in die Amtszeit von zwei 
CSU-Verkehrsministern, nämlich Herrn Ramsauer 
und Herrn Dobrindt. Sie haben nicht nur beim Diesel-
Skandal komplett versagt, sondern auch nichts für 
eine nachhaltige, klimafreundliche Verkehrspolitik 
getan.

(Beifall bei der SPD)

Ob das nun mit Andreas Scheuer besser wird, kann 
man angesichts dessen, wie er gestartet ist, getrost 
bezweifeln. – Aber auch in Bayern sieht es unter dem 
derzeit amtierenden Verkehrsminister Herrmann nicht 
besser aus. Ich zitiere aus dem letzten bayerischen 
Umweltbericht des Jahres 2015:

Obwohl die CO2-Emissionen des Verkehrs im Be-
wertungszeitraum der letzten 10 Jahre abgenom-
men haben, liegen sie heute vor allem wegen des 
gewachsenen Güter- und Flugverkehrs höher als 
1990.

Und weiter heißt es:

Die Emissionen aus dem Flugverkehr, mit rund 
14 % am Gesamtverkehr beteiligt, stiegen seit 
1990 um mehr als das Dreifache auf etwa 
4,3 Millionen Tonnen an.

Was Sie in Bayern abliefern, ist das Gegenteil von Kli-
maschutz. Dazu kommt der Anstieg der Stickoxide, 
was ich jetzt nicht weiter erläutern will. Von Ihrem Ver-
kehrsminister kommt da überhaupt nichts, Sie haben 
keine Lösung. Sie machen weiter wie immer mit Stra-
ße, Diesel und dritter Startbahn.

(Beifall bei der SPD)
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Gerade der Flugverkehr ist besonders klimaschädlich. 
Das ist durch Studien beispielsweise des Umweltbun-
desamtes gut belegt. Wer eine vernünftige Klimapoli-
tik machen will, sollte möglichst viele innerdeutsche 
und innereuropäische Flüge auf die Schiene verla-
gern. Wir sehen doch gerade den Erfolg der neuen 
ICE-Strecke nach Berlin. Das zeigt den richtigen Weg 
auf. Ihr ehemaliger Verkehrsminister Dobrindt hat be-
reits 2015 in der Antwort auf eine Anfrage im Deut-
schen Bundestag dargelegt, dass rund 6 % aller 
Flüge von München aus zu Zielen gehen, die mit der 
Bahn unter vier Stunden zu erreichen sind.

Es gibt jedes Jahr viele Tausend Flüge zwischen 
München und Frankfurt, zwischen München und Köln-
Bonn, zwischen München und Wien, ja sogar zwi-
schen München und Nürnberg sowie Stuttgart, ein 
enormes Potenzial, das man klimafreundlich auf die 
Bahn verlagern kann, wenn man nur will. Und genau 
darum sollten Sie sich kümmern, statt weiterhin auf 
die dritte Startbahn zu setzen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege 
Aiwanger von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte 
sehr.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Wir FREIEN WÄHLER machen Poli-
tik für die Zukunft unserer Heimat Bayern, meine 
Damen und Herren! Da ist nun gefragt, was die richti-
ge Weichenstellung für die nächsten Jahre ist und wie 
die Debatten draußen laufen.

Sie sehen, wie sich die Gemüter an der Debatte um 
die dritte Start- und Landebahn erhitzen. Die Münch-
ner sagen inzwischen: Noch mehr Wachstum bringt 
einen Verlust an Lebensqualität. Und die Landbevöl-
kerung sagt: Wir fallen hinten runter; kümmert euch 
doch mehr um uns.

In diesem Gefechtsfeld spielt die dritte Startbahn eine 
ganz entscheidende, ja eine richtungsweisende Rolle; 
denn es geht mittlerweile nicht mehr um die Notwen-
digkeit einer dritten Startbahn, sondern um die Betrof-
fenheit. Was ist die Auswirkung einer dritten Start-
bahn? Wir haben heute nicht mehr das Problem, dass 
die Menschen in München und im Umland nach mehr 
Arbeitsplätzen und nach mehr Zuzug rufen. Sie sagen 
vielmehr: Bringt, wenn überhaupt, mehr qualitatives 
Wachstum, aber bitte kein Mengenwachstum.

Vor diesem Hintergrund muss man die dritte Start-
bahn als Elefant im Vorgarten Münchens sehen. Er 
will vielleicht den Bedarf haben, noch mehr zu fres-
sen, und will am Ende vielleicht ins Haus eindringen, 

um den Kühlschrank leer zu fressen. Dann werden 
Sie möglicherweise sagen: Der arme Elefant will ja so 
viel fressen, gebt es ihm. – Ich sage Nein. Was wäre 
die Auswirkung, wenn man ihm Narrenfreiheit ließe? 
Er wird dann immer mehr Bedarf generieren, dabei 
aber immer mehr Lebewesen tottrampeln. Deshalb 
müssen wir unsere Entscheidung heute von demjeni-
gen abhängig machen, der im Haus wohnt und der 
neben dem Elefanten im Vorgarten vielleicht auch 
noch existieren will. Deshalb hat Ihre Aussage, Herr 
Huber, voll ins Schwarze getroffen. Sie sagen viel-
leicht: Wir reden mit diesen Fröschen nicht, die vom 
Elefanten totgetrampelt werden; denn der Elefant hat 
ja Hunger.

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN)

Nein, wir müssen als verantwortungsvolle Politiker 
klar sagen: Wir sind froh, einen Flughafen zu haben. 
Er deckt den Bedarf für die Region und für München 
ab. Es macht keinen Sinn, in Zukunft Flüge nach Lon-
don für 30 Euro zu akzeptieren und uns gleichzeitig 
die Hucke vollzujammern, dass wir mehr Slots 
bräuchten. Es geht nicht um die Slots, sondern es 
geht um die Menschen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir als FREIE WÄHLER sagen ganz klar: Wir sind 
froh – das möge niemand in den falschen Hals krie-
gen –, den Flughafen in der jetzigen Form zu haben. 
Mit ihm müssen wir aber verantwortungsvoll und sen-
sibel umgehen und dürfen nicht wie mit der Axt im 
Walde vorgehen, wie es in den Sechziger- und Siebzi-
gerjahren politischer Stil gewesen ist. Wir stehen mitt-
lerweile an Wachstumsgrenzen. Stichwort: städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahme. Das stand im Raum 
und ist immer noch nicht ganz vom Tisch. Ich nenne 
nur die Namen Daglfing oder Feldmoching. Hier will 
man quasi kaltschnäuzig Landwirte und Grundbesit-
zer enteignen, weil man dort Zehntausende Neubür-
ger ansiedeln will. Das sind die Folgen eines Wachs-
tums, das mittlerweile über Anstand und Vernunft 
hinausgeht.

Deshalb lautet unser großer Appell: Lasst die Finger 
von dieser dritten Startbahn! Wir akzeptieren auch 
nicht, dass Ministerpräsident Söder sich bei diesem 
entscheidenden Thema für die Entwicklung Bayerns 
vor der Wahl wegduckt. Bisher ist er ein massiver Be-
fürworter dieser Startbahn gewesen, und jetzt ver-
sucht er über Tricks wie dem Aufhängen der Kreuze, 
der Schaffung einer Kavallerie und dergleichen so viel 
Staub aufzuwirbeln, dass man nicht mehr sieht, was 
auf der Bühne passiert: Er äußert sich nicht zur dritten 
Startbahn.

12176 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/134 v. 14.06.2018

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000369.html


Nach der Wahl – sollte die CSU wieder die Mehrheit 
bekommen, wovor uns der liebe Gott bewahren möge 
– wird er ganz klar seine Politik weiterverfolgen. Des-
halb sagen wir ganz deutlich: Wir wollen Klarheit. Sie 
haben nun die Klarheit geliefert; deshalb war diese 
Aktuelle Stunde ein Schuss ins Schwarze. Herr 
Huber, Sie haben für die CSU in München wahr-
scheinlich mindestens 5 % versenkt. Danke für diesen 
Auftritt. Jetzt weiß der Münchner und jetzt weiß die 
bayerische Bevölkerung eindeutig, wo Sie stehen. 
Man wusste es im Grunde bisher schon, aber der Bür-
ger ist doch immer wieder gutgläubig und versucht, 
Ihren Ablenkungsmanövern Glauben zu schenken, 
weil Sie so treuherzig dreinblicken, dass man meint, 
Sie glauben selber, was Sie sagen.

Sie haben sich heute enttarnt. Die FREIEN WÄHLER 
und die anderen Oppositionsparteien sind gegen das 
Megawachstum, das durch diese dritte Startbahn an-
gekurbelt würde. Die CSU will München weiter zubau-
en. Das ist die falsche Entwicklung. Politik für die Hei-
mat wird von der CSU so nicht gestaltet, sondern von 
den FREIEN WÄHLERN.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat jetzt der frak-
tionslose Abgeordnete Muthmann das Wort. Bitte 
sehr.

Alexander Muthmann (fraktionslos): Sehr geehrter 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
dieser Debatte war mir zu viel von dem "Münchner" 
Flughafen die Rede. Er heißt zwar zumindest landläu-
fig so, aber von der infrastrukturellen Bedeutung her 
ist er ein Flughafen des Landes, ein internationaler 
Flughafen, der für die Entwicklung ganz Bayerns mit-
verantwortlich ist. Wer die Zukunft gestalten will, muss 
die entsprechenden Infrastrukturvoraussetzungen 
schaffen. Der Herr Kollege Huber hat an anderer Stel-
le an einem, wie ich finde, ganz anschaulichen Bei-
spiel, nämlich am Ausbau der Autobahnen, durchaus 
den Kern getroffen. Es ist eine pure Selbstverständ-
lichkeit, dass wir uns über Umweltauswirkungen von 
Autos, Flugzeugen und anderem trotz vier Spuren auf 
der Autobahn oder einer dritten Startbahn am Flugha-
fen München weiter Gedanken machen müssen. Aber 
ich will auch darauf hinweisen, dass sich entgegen 
der eingangs gemachten Bemerkung vom Herrn Kol-
legen Piazolo in den letzten Jahren etwas geändert 
hat. Zumindest ist die Baugenehmigung als solche 
gerichtlich überprüft und bestätigt.

(Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): 
Aber politisch?)

Das ist schon von Bedeutung, weil die Debatte, die 
wir über Planrechtfertigung und über die Prognosen, 
wie sich die Dinge weiterentwickeln, führen, gericht-
lich sehr aufwendig untersucht worden ist und diese 
Argumentation ihre Bestätigung gefunden hat.

Ich bedaure auch, dass die CSU an dieser Stelle trotz 
des klaren Bekenntnisses zur Notwendigkeit der drit-
ten Bahn vom Kollegen Erwin Huber dennoch – jetzt 
offenbar wieder wahltaktisch bedingt – davor zurück-
schreckt, eine klare Entscheidung zu treffen. Wir kön-
nen das in der Tat nicht allein von der Stadt München 
und den dortigen Auswirkungen, die viel beschrieben 
worden sind, abhängig machen, sondern müssen auf 
die Auswirkungen für Bayern insgesamt schauen. Ich 
darf aus niederbayerischer Sicht noch sagen: Wenn 
man hört, die Wachstumsgrenzen seien qualitativ er-
reicht, werden wir das sicherlich diskutieren. Aber 
auch in Niederbayern, in Ostbayern insgesamt, wie im 
Übrigen auch im südlichen Oberbayern, setzt man auf 
Impulse durch den Flugverkehr. Die Wirtschaft und 
alle, die den Flugverkehr nutzen, müssen darauf set-
zen, dass die politisch Verantwortlichen da die richti-
gen Infrastrukturvoraussetzungen schaffen. Deswe-
gen bin ich durchaus für den Bau dieser dritten Bahn.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Der Tagesordnungspunkt 2 a wird im Einvernehmen 
der Fraktionen von der heutigen Tagesordnung abge-
setzt und in der Sitzung am 26. Juni, also übernächs-
te Woche, beraten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten
Thomas Kreuzer, Ingrid Heckner, Tobias Reiß u. a. 
und Fraktion (CSU),
Markus Rinderspacher, Kathi Petersen, Martin 
Güll u. a. und Fraktion (SPD),
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael 
Piazolo u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER),
Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Thomas 
Gehring u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)
Bayerisches Gesetz zur Förderung der 
Erwachsenenbildung (Bayerisches 
Erwachsenenbildungsförderungsgesetz - 
BayEbFöG) (Drs. 17/22597) 
- Erste Lesung -

Die Rednerin von der CSU-Fraktion übernimmt die 
Begründung, die mit der Aussprache verbunden wird. 
Damit hat diese Rednerin 13 Minuten Redezeit für die 
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Fraktion. Frau Kollegin Dr. Eiling-Hütig, bitte schön, 
Sie haben das Wort.

Dr. Ute Eiling-Hütig (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Eine der prägnantesten Begründungen für das le-
benslange Lernen stammt von dem englischen Kom-
ponisten, Dirigenten und Pianisten Benjamin Britten, 
der einmal sagte:

Lernen ist wie Rudern gegen den Strom. Sobald 
man aufhört, treibt man zurück.

Im Sinne dieses Wortes haben sich seit dem Inkraft-
treten des Bayerischen Gesetzes zur Förderung der 
Erwachsenenbildung im Jahr 1974 Millionen von Men-
schen in fast allen Teilen Bayerns in den Einrichtun-
gen der Träger der Erwachsenenbildung weitergebil-
det. Ich möchte deshalb bei dieser Gelegenheit allen, 
die dabei ihr Wissen und Können weitergegeben 
haben, sowie allen Trägern der Erwachsenenbildung 
in Bayern sehr herzlich für ihre engagierte Arbeit dan-
ken.

(Allgemeiner Beifall)

Stellvertretend möchte ich diejenigen nennen, die in 
den letzten zwei Jahren zudem mit uns an der Erneu-
erung des Gesetzes intensiv gearbeitet haben – die 
Arbeitsgemeinschaft für Evangelische Erwachsenen-
bildung, den Volkshochschulverband, die Katholi-
schen Landesarbeitsgemeinschaft für Erwachsenen-
bildung, das Bildungswerk des Bayerischen 
Bauernverbandes, das Bildungswerk der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft sowie das Bildungswerk 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes – und Ihnen 
allen herzlich danken.

(Allgemeiner Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ebenso wie ab dem 
heutigen Tag fand bekanntlich auch damals, 1974, 
eine Fußball-Weltmeisterschaft statt, und wir sind 
1974 sogar Weltmeister geworden. Warten wir’s jetzt 
ab!

(Volkmar Halbleib (SPD): Gutes Omen!)

In diesen 44 Jahren hat sich aber nicht nur der Fuß-
ball, sondern auch unsere Gesellschaft stark verän-
dert, und zwar in fast allen Bereichen: Lebenslanges 
Lernen, Digitalisierung, demografischer Wandel usw. 
machen für uns eine völlig neue Betrachtung der 
Frage "Was ist Erwachsenenbildung heute?" notwen-
dig. Deshalb haben wir, alle im Landtag vertretenen 
Fraktionen, uns vor zwei Jahren gemeinsam darauf 
verständigt, ein neues Gesetz zur Förderung der Er-
wachsenenbildung zu initiieren mit dem Ziel, Bewähr-

tes zu bewahren, aber zugleich, wo immer es möglich 
und vor allem sinnvoll erscheint, neue Wege zu 
gehen.

Um die Reform der Erwachsenenbildung voranzubrin-
gen, hat sich daher 2016 eine interfraktionelle Arbeits-
gruppe gebildet. Wir haben uns im Rahmen dieser Ar-
beitsgruppe von Anfang an in einem offenen 
Dialogprozess mit allen Betroffenen – Institutionen, 
Trägern – intensiv und kontrovers auseinanderge-
setzt. Dieser insgesamt ausgesprochen konstruktive 
Prozess hat in so gut wie allen strittigen Punkten zu 
weitgehenden Annäherungen geführt, auch wenn im 
weiteren parlamentarischen Prozess sicherlich das 
eine oder andere Anliegen noch zu bearbeiten ist. 
Allen, wirklich allen, die an der Erarbeitung dieses Ge-
setzentwurfs mitgearbeitet haben, danke ich sehr 
herzlich, insbesondere meinen Kollegen aus der Ar-
beitsgruppe.

Wir wollen allerdings eines nicht, um es mit den Wor-
ten von Hans Maier, Staatsminister a. D., zu sagen:

Man wird dem Gesetz nicht gerecht, wenn man 
es allein als Instrument zur Festlegung und Ver-
teilung staatlicher Zuschüsse betrachtet.

Das zu beherzigen, war eines der Kernziele. Weitere 
Kernziele und Leitgedanken unseres Gesetzentwurfs 
sind das ausdrückliche Bekenntnis zur Erwachsenen-
bildung als eigenständige, hinsichtlich ihrer Angebote 
in Inhalt und Format wie auch des Teilnehmerkreises 
durch Freiheitlichkeit, Offenheit und Pluralität gekenn-
zeichnete fünfte Säule des Bildungswesens.

Dabei versucht der Gesetzentwurf, der Balance zwi-
schen Freiheitlichkeit der Erwachsenenbildung einer-
seits und der Notwendigkeit von klaren und transpa-
renten Fördervoraussetzungen für die Anforderungen 
an Träger und Einrichtungen andererseits gerecht zu 
werden.

Unsere Kernziele sind Pluralität, der Erhalt und Aus-
bau leistungsfähiger Einrichtungen mit einem breiten 
Bildungsangebot unterschiedlicher Träger in ganz 
Bayern, Niederschwelligkeit, inhaltlich wie organisato-
risch, auch mit Blick auf das Ziel einer Erhöhung der 
Bildungsbeteiligung, die Anerkennung und Unterstüt-
zung des Ehrenamtes, verlässliche Perspektiven und 
Planbarkeit durch Beibehaltung der institutionellen 
Förderung und die Einführung der Projektförderung 
als zweite Säule der Erwachsenenbildung.

Die Teile des Förderverfahrens, die sich in jahrzehnte-
langer Praxis bewährt hatten und fortgesetzt werden, 
sind insbesondere die Sicherung der Unabhängigkeit 
und die Erhaltung der Freiheit der Erwachsenenbil-
dung durch eben jene institutionelle Förderung. Dort – 
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ich darf es fett unterstreichen – bedarf es in Zukunft 
eines deutlichen Aufwuchses mit dem Ziel der Erhal-
tung und des Ausbaus leistungsfähiger Einrichtungen 
unterschiedlicher Förderempfänger in allen Regionen 
Bayerns. Die Bemessungsgrundlage für den jährli-
chen Startzuschuss bleiben die Teilnehmerdoppel-
stunden, und wir haben im Gesetz vor allen Dingen 
mit der Übernahme des Artikels 1 aus dem Gesetz 
von 1974 den Geist der Erwachsenenbildung beibe-
halten.

Angesichts der bereits angesprochenen enormen Ver-
änderungen in unserer Gesellschaft haben wir uns in 
der Arbeitsgruppe folgerichtig vor allem der Frage ge-
widmet, welche Neuerungen ein modernes Erwachse-
nenbildungsförderungsgesetz enthalten muss: Um die 
Pluralität der Erwachsenenbildung auch unter verän-
derten gesellschaftlichen Bedingungen erhalten zu 
können, haben wir zunächst den Einrichtungs- und 
Trägerbegriff angepasst und dabei zum Teil auch not-
wendige Absenkungen der formalen Anforderungen 
beschlossen. So sind zum Beispiel künftig nicht mehr 
in fünf, sondern lediglich in vier Regierungsbezirken 
Einrichtungen zu betreiben. Darüber hinaus müssen 
Einrichtungen nicht mehr ausschließlich, sondern nur 
noch zu einem weit überwiegenden Teil Bildungsauf-
gaben nach Artikel 1 Absätze 1 und 2 verantworten. 
Außerdem eröffnet der Entwurf erstmals die Möglich-
keit, dass Träger und Einrichtung identisch sein kön-
nen. Darüber hinaus sieht der Entwurf vor, das ist be-
sonders wichtig, dass die Staatsregierung von der 
Forderung zum Mindestarbeitsumfang für Einrichtun-
gen unter bestimmten Bedingungen, strukturschwa-
che Gebiete etc., abweichen kann.

Wichtig war uns auch, dass im Entwurf erstmals aus-
drücklich der Einsatz Dritter, insbesondere aus dem 
Ehrenamt, verankert wird. Sie können im Namen und 
im Auftrag einer Einrichtung tätig werden. Der Entwurf 
berücksichtigt erstmals auch ausdrücklich Einrichtun-
gen der Familienbildung als Einrichtung im Sinne die-
ses Gesetzes insoweit, als sie Lehrangebote der Er-
wachsenenbildung nach Artikel 1 Absätze 1 und 2 des 
Gesetzes anbieten.

Wichtige Neuerungen im Gesetzentwurf sind die aus-
drückliche Zulässigkeit der Bildung von Rücklagen, 
die Etablierung der Projektförderung als zweite Säule 
der Erwachsenenbildung, die Einführung eines Quali-
tätsmanagements, die politischere Ausrichtung des 
Landesbeirats für Erwachsenenbildung durch die Auf-
nahme je eines Vertreters aus allen Fraktionen des 
Bayerischen Landtags als beratende Mitglieder und 
regelmäßige Berichte im Parlament zur Erwachsenen-
bildung.

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, diesen Gesetzentwurf zeichnet in besonde-
rer Weise aus, dass er wieder, wie auch 1974, aus der 
Mitte des Parlaments kommt. Er bestärkt in besonde-
rer Weise das Ehrenamt und basiert in dieser erneu-
erten Form auf den 2013 neu in die Bayerische Ver-
fassung eingeführten Grundsätzen der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse und der Unterstützung des ehren-
amtlichen Einsatzes.

(Beifall bei der CSU und den GRÜNEN)

Deshalb bin ich davon überzeugt, dass die Neuerun-
gen in Kombination mit den bewährten Regelungen 
die Erwachsenenbildung in Bayern auf eine zukunfts-
fähige Grundlage stellen werden, auf deren Basis Trä-
ger und Einrichtungen weiterhin erfolgreich arbeiten 
können. Dazu wird nach unserem Willen auch der 
Freistaat Bayern einen deutlichen Beitrag leisten. Wir 
werden diesen Beitrag parallel in einem Entschlie-
ßungsantrag klar benennen.

(Beifall bei der CSU und den GRÜNEN)

Zum Schluss möchte ich nur sagen: Wir stellen mit 
diesem Gesetzentwurf die Weichen für die Erwachse-
nenbildung der Zukunft. Ich freue mich ungemein da-
rüber, dass wir das gemeinsam tun.

(Beifall bei der CSU und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Als Nächste hat Frau Kollegin 
Petersen von der SPD das Wort. Bitte schön, Frau 
Kollegin.

Kathi Petersen (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist, wie meine Vor-
rednerin schon gesagt hat, sehr erfreulich, dass heute 
alle vier Fraktionen gemeinsam einen Entwurf für ein 
neues Erwachsenenbildungsförderungsgesetz vorle-
gen.

(Beifall bei der SPD, der CSU und den GRÜNEN)

Das kommt im Parlament nicht so häufig vor, weil wir 
in der Regel von unterschiedlichen politischen Ansät-
zen zu unterschiedlichen Problemlösungen kommen. 
In diesem Fall haben wir ein Thema zu unserer ge-
meinsamen Sache gemacht. Et voilà.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dabei hat es durchaus einer gewissen, teils erhebli-
chen Überzeugungskraft bedurft, bevor Frau Dr. Ute 
Eiling-Hütig, Thomas Gehring, Prof. Dr. Michael Pia-
zolo und ich unsere jeweiligen Fraktionen für unser 
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Anliegen gewinnen konnten. Herzlichen Dank euch 
dreien.

(Beifall bei der SPD, der CSU und den GRÜNEN)

Einen erheblichen Anteil am Gelingen haben die Mit-
glieder der Arbeitsgemeinschaft Erwachsenenbildung. 
Einige sind heute auch hier. Herzlich willkommen!

Bei aller unterschiedlichen Interessenlage haben sie 
sich in vielen Gesprächen untereinander und mit uns 
eine gemeinsame Position erarbeitet. Dafür danke ich 
Ihnen allen, namentlich Herrn Dr. Schuller und Herrn 
Dr. Hörmann von der Katholischen Erwachsenenbil-
dung, die derzeit den Vorsitz innerhalb der Arbeitsge-
meinschaft Erwachsenenbildung hat, sowie Herrn 
Prof. Dr. Meisel, dem Vorsitzenden des Landesbeirats 
für Erwachsenenbildung.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Gut und schön, denkt sich mancher. Aber hätte es 
das alles gebraucht? Gibt es nicht schon ein Erwach-
senenbildungsförderungsgesetz? – Doch, das gibt es. 
Es ist 1974 in Kraft getreten und war 40 Jahre lang 
eine gute Grundlage für eine vielfältige, pluralistische 
Erwachsenenbildung in Bayern. Aber andere Zeiten 
stellen neue Anforderungen. Darauf hat Frau Kollegin 
Dr. Eiling-Hütig schon hingewiesen. Nach den letzten 
Prüfungen der Bildungsträger durch den Obersten 
Rechnungshof stellte das Kultusministerium bisher 
geltende Absprachen infrage mit dem Resultat, dass 
die beiden gewerkschaftlichen Bildungswerke sowie 
das Bildungswerk der Bayerischen Wirtschaft ganz 
aus der EbFöG-Förderung herausgefallen sind und 
den Bildungswerken der beiden Kirchen und des Bau-
ernverbands unter anderem durch Rückforderungen 
die Arbeit erheblich erschwert wurde.

Da aber, wie das der frühere Kultusminister Prof. Dr. 
Maier formulierte, Tatkraft, Fantasie und eigene Prä-
gung der einzelnen Kräfte der Erwachsenenbildung 
auf jeden Fall zu erhalten sind, haben wir seitens der 
SPD-Fraktion nicht nur frühzeitig in Anträgen auf die-
sen unhaltbaren Zustand aufmerksam gemacht, son-
dern 2014 von Herrn Prof. Dr. Eckert auch ein Gut-
achten zur Lage der Erwachsenenbildung in Bayern 
erstellen lassen.

Wir vier waren uns schnell einig, dass wir uns mit dem 
vom Gutachter konstatierten Matthäus-Effekt – "wer 
hat, dem wird gegeben" – nicht abfinden würden und 
deshalb für eine deutlich höhere institutionelle Förde-
rung sorgen wollten. Meine Mitstreiter ließen sich 
auch davon überzeugen, dass es daneben eine Pro-
grammförderung, im Gesetzentwurf heißt es Projekt-
förderung, braucht, um gesellschaftlich besonders 

wichtige Bildungsangebote zu ermöglichen, zum Bei-
spiel bei der Grundbildung oder der politischen Bil-
dung.

Wir wollen aber keine "Projektitis", also keine kurzat-
migen Projekte. Ute Eiling-Hütig hat unseren Gesetz-
entwurf inhaltlich schon vorgestellt, sodass ich das 
nicht zu wiederholen brauche. Sie hat schon darauf 
hingewiesen, dass wir unsere Anliegen in einem Ent-
schließungsantrag explizit darlegen und bis zur Zwei-
ten Lesung auch noch den einen oder anderen Punkt 
bedenken werden.

Für heute danke ich nochmals meinen drei Kollegen 
ganz herzlich für die sehr gute Zusammenarbeit. Un-
serem Gesetzentwurf wünsche ich die Unterstützung, 
die die Erwachsenenbildung braucht. Prof. Dr. Meisel 
hat einmal treffend gesagt, dass die Erwachsenenbil-
dung keine ökonomische Rendite, aber gesellschaftli-
chen Gewinn bringt; denn sie trägt durch den Erwerb 
zusätzlicher Kenntnisse und die Entfaltung schöpferi-
scher Fähigkeiten dazu bei, dass Menschen ihren 
Platz als mündige Bürger in unserer Gesellschaft fin-
den. Darum geht es uns.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Als Nächster hat Herr Kollege 
Prof. Dr. Piazolo von den FREIEN WÄHLERN das 
Wort. Bitte schön.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Heute ist ein schöner Tag für die Erwachsenenbildung 
in Bayern. Es ist aber auch ein schöner Tag für mich. 
In meinem Berufsleben habe ich mehr als 15 Jahre in 
der Erwachsenenbildung verbracht und dort viele Er-
fahrungen gewonnen. Ich kenne auch die Nöte der 
Erwachsenenbildung. Ich kenne die Sorgen um die 
Benachteiligung gegenüber den Schulen und Hoch-
schulen. Ich kenne die Sorgen um wenig Geld und 
wenig Ressourcen. Ich weiß aber auch, welche her-
vorragende Arbeit die Erwachsenenbildung in ganz 
Bayern über die Jahrzehnte hinweg geleistet hat.

Für den Entwurf, der jetzt vorliegt, war es Zeit. Er ist 
ein Gesetzentwurf für die Zukunft, und er ist – dessen 
sind wir und alle Fraktionen uns bewusst – mit einer 
finanziellen Verpflichtung verbunden, die wir in unse-
rem Entschließungsantrag unterbringen wollen. Ich 
bin fest davon überzeugt, dass wir mit dem Gesetz-
entwurf und dem, was noch folgt und was hoffentlich 
auch im nächsten Haushalt seinen Niederschlag fin-
den wird, die Erwachsenenbildung für die nächsten 
Jahrzehnte fit machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Ich darf mich ausdrücklich dem Dank an die Träger 
der Erwachsenenbildung und an viele andere an-
schließen, der schon von meinen beiden Vorrednerin-
nen geäußert wurde. Diese haben bei vielen Sitzun-
gen – ich habe sie gar nicht gezählt – dazu 
beigetragen, dass dieses Gesetz eine runde Sache 
geworden ist. Ich möchte mich auch bei den anderen 
Fraktionen und bei meinen Mitstreitern bedanken. Ge-
rade in Zeiten des Wahlkampfs ist es ein schönes Zei-
chen, wenn vier Fraktionen zusammen einen Gesetz-
entwurf auf den Weg bringen. Das sollten wir in 
diesem Hause auch ganz bewusst genießen. Wir wis-
sen nicht, wie lang das möglich ist. Ich darf Game of 
Thrones erwähnen: "Der Winter naht". Deshalb haben 
wir heute einen guten Tag.

Ich will aber auch die Gelegenheit nutzen, insbeson-
dere der Kollegin Ute Eiling-Hütig für den unermüdli-
chen Einsatz, den sie gezeigt hat, und – ich glaube, 
das darf man auch bei einer Frau sagen – für die Zä-
higkeit, mit der sie gekämpft hat, zu danken. Es ist 
nicht leicht, die Granden der CSU, Herrn Kreuzer, 
Herrn Winter und vielleicht auch Herrn Söder, von der 
Notwendigkeit, Geld zu geben, zu überzeugen. Des-
halb vielen Dank für diese Leistung, die Sie mit uns 
gemeinsam, in Ihrem Fall aber vielleicht auch alleine 
erbracht haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die Ziele dieses Gesetzes sind genannt worden, ich 
will sie aber noch einmal deutlich machen. Das erste 
Ziel ist die Autonomie. Darin unterscheidet sich die 
Erwachsenenbildung von Schulen und Hochschulen. 
Wir müssen die Freiheit der Träger der Erwachsenen-
bildung deutlich machen. Sie müssen bestimmen kön-
nen, wie sie die Erwachsenenbildung gestalten wol-
len. Genau das steht am Anfang dieses Gesetzes. 
Das ist uns wichtig, daran wollen wir überhaupt nichts 
ändern.

Das zweite Ziel ist die Wettbewerbsfähigkeit, insbe-
sondere auch die finanzielle Wettbewerbsfähigkeit. Da 
gibt es sicherlich noch einiges nachzubessern. Nach-
dem wir die Finanzierung nicht ins Gesetz schreiben 
konnten, werden wir es im Entschließungsantrag tun, 
der noch in dieser Legislaturperiode formuliert werden 
soll. Damit wollen wir deutlich machen, dass es not-
wendig ist, für die Erwachsenenbildung deutlich mehr 
Geld in Höhe eines zweistelligen Millionenbetrags zur 
Verfügung zu stellen.

Wichtig ist uns auch die Vielfalt der Träger, die wir mit 
diesem Gesetz erhalten wollen. Wir schätzen sie in 
Bayern. Wir freuen uns darüber, dass es diese Vielfalt 
von großen und kleinen, von kirchlichen und gewerk-
schaftlichen Trägern gibt. Nicht vergessen will ich 

auch den Volkshochschulverband. Wir wollen diese 
Vielfalt erhalten und auch ausbauen. Die Möglichkeit 
dazu ist im Gesetz gegeben. Wir stehen zu einem flä-
chendeckenden Angebot. Das ist ganz wichtig. Des-
halb haben wir in das Gesetz auch geschrieben, dass 
die Erwachsenenbildung nur mehr in vier Regierungs-
bezirken intensiver verankert sein soll. Wir wollen ein 
flächendeckendes Angebot in Stadt und Land mit 
allen Unterschieden, die es in der Erwachsenenpäda-
gogik gibt. Es muss in ganz Bayern ein weiterhin 
gutes Angebot an Erwachsenenbildung geben.

Ich stehe auch hinter der Möglichkeit, Projektarbeit 
oder Programmförderung zu machen. Deshalb haben 
wir das ins Gesetz geschrieben. Neben der institutio-
nellen Förderung, die wir nicht nur erhalten, sondern 
auch ausbauen wollen, wollen wir die Möglichkeit 
schaffen, einzelne Programme oder Projekte zu spezi-
fizieren und dann gemeinsam voranzubringen. Ich bin 
fest davon überzeugt, dass die Erwachsenenbildung 
so, wie wir sie gemeinsam aufgestellt haben und 
dafür die gesetzlichen Grundlagen geschaffen haben, 
in der Zukunft bestehen kann. Sie ist angesichts der 
politischen und insbesondere bildungspolitischen Her-
ausforderungen, denen wir in Bayern gegenüberste-
hen, notwendiger denn je. Deshalb wünsche ich uns 
allen und auch der Erwachsenenbildung Glückauf und 
eine gute Zukunft.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat nun der Kolle-
ge Gehring vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Thomas Gehring (GRÜNE): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Für mich ist es jetzt das zweite Mal, dass ich in 
einer interfraktionellen Arbeitsgruppe an einem Ge-
setzentwurf mitarbeite. Wir haben es schon bei der In-
klusion so gemacht. Damals sprach man von einer 
Sternstunde des Parlaments. Jetzt geht es aber nicht 
darum, diese interfraktionelle Zusammenarbeit zu fei-
ern, sondern ich will in drei Punkten deutlich machen, 
warum es notwendig war, dieses Thema interfraktio-
nell zu bearbeiten.

Erstens. Die Erwachsenenbildung wird zwar in Sonn-
tagsreden von allen Politikern gern erwähnt, im politi-
schen Alltag spielt sie aber leider eine untergeordnete 
Rolle. Das zeigt sich am Haushalt, das zeigt sich an 
der Abteilung für Erwachsenenbildung in einem gro-
ßen Ministerium, das zeigt sich auch bei uns, weil wir 
in diesem Hause in der Regel nicht über Erwachse-
nenbildung reden. Das zeigt sich auch an der öffentli-
chen Wahrnehmung dieses Themas. Deshalb war es 
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wichtig, die Erwachsenenbildung gemeinsam stärker 
zu machen. Die Bedeutung von Erwachsenenbildung 
ist aktueller denn je. Wir haben Teile aus dem Gesetz 
von 1974 übernommen. Die Gründe für die Notwen-
digkeit der Erwachsenenbildung, die schon 1974 for-
muliert wurden, stehen jetzt in Artikel 1 Absatz 2 des 
Gesetzes. Sie sind aktueller denn je. Danach hat die 
Erwachsenenbildung das Ziel, zur Selbstverantwor-
tung und Selbstbestimmung des Menschen beizutra-
gen, die Urteils- und Entscheidungsfähigkeit zu för-
dern, zum Abbau von Vorurteilen zu führen und zu 
einem besseren Verständnis gesellschaftlicher und 
politischer Vorgänge als Voraussetzung eigenen ver-
antwortungsbewussten Handelns zu befähigen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wann waren diese Sätze 
jemals aktueller?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben auf die neuen Herausforderungen hinge-
wiesen, denen die Erwachsenen heute gegenüberste-
hen. Das sind die globalen Veränderungen wie etwa 
der Klimawandel, die demografische Veränderung 
und die Digitalisierung nahezu aller Lebensbereiche. 
Uns war es wichtig, dass ein niederschwelliger Zu-
gang zur Erwachsenenbildung möglich ist. Das hat 
auch etwas mit den Formaten der Veranstaltungen zu 
tun. Menschen mit unterschiedlichen Bildungsbiogra-
phien muss es ermöglicht werden, an der Erwachse-
nenbildung teilzunehmen. Uns war es auch wichtig, 
das ehrenamtliche Engagement in der Erwachsenbil-
dung zu stärken. Wenn die Durchführungsbestimmun-
gen vorliegen, werden wir sehr genau hinschauen, 
wie Niederschwelligkeit und Ehrenamtlichkeit auch 
realisiert werden.

Zweitens. Es geht um mehr Geld für die Erwachse-
nenbildung. Die Zusage von mehr Geld ist ein Ver-
sprechen für die nächste Legislaturperiode und für 
den nächsten Haushalt. Wir müssen für die institutio-
nelle Förderung mehr Geld zur Verfügung stellen. 
Dabei ist es wichtig, dass alle Fraktionen zusammen-
stehen und gemeinsam dieses Versprechen abgeben. 
Bayern steht bei der Erwachsenenbildung momentan 
auf einem der hintersten Plätze in der Bundes-
republik. Da wollen wir besser werden und deswegen 
gemeinsam mehr Mittel zur Verfügung stellen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zusätzliches Geld wird es auch für die Projektförde-
rung geben müssen. Bestimmte Schwerpunktthemen 
sollen extra gefördert werden. Auch dafür werden wir 
zusätzliche Mittel brauchen.

Drittens. Kollegin Petersen hat schon die Situation an-
gesprochen, die wir nach den Berichten des Rech-
nungshofes vorfanden. Damals lag die pluralistische 

Erwachsenenbildungslandschaft in Bayern zertrüm-
mert am Boden. Der Pluralismus war nicht mehr ge-
geben. Uns war es aber wichtig, dass wir eine plura-
listische Erwachsenenbildung haben; denn jede 
Institution erreicht die Menschen auf ihre besondere 
Art und Weise, auf die sie andere Institutionen nicht 
erreichen würden, seien es die Kirchen, der Bauern-
verband, die Volkshochschulen oder die bayerische 
Wirtschaft und die Gewerkschaften. Notwendig war 
es, die Technik der Förderung so zu gestalten, dass 
es eine klare Verantwortung für Bildung gibt, wenn 
staatliches Geld gegeben wird. Die Unterschiedlich-
keit der Träger muss dabei aber beachtet werden, und 
sie müssen auch in ihrer Unterschiedlichkeit wahrge-
nommen werden. Diesem Ziel haben wir uns gemein-
sam zu nähern versucht.

Ich darf mich auch bei den Trägern für die Zusam-
menarbeit bedanken. Jetzt sind noch einmal einige 
Hinweise gekommen. Wir müssen einige Fragen in 
der Diskussion noch präzisieren. Ich möchte aber 
auch darauf hinweisen, dass wir einen interfraktionel-
len Antrag einbringen werden, in dem wir unsere 
Ideen und die Philosophie dieses Gesetzes noch ein-
mal formulieren und klare Zusagen für die finanziellen 
Mittel machen werden. Deswegen halte ich es für toll, 
dass wir hier zusammenarbeiten. Ich finde, wir sollten 
als ganzes Haus zeigen, dass nicht nur vier Abgeord-
nete bei diesem Thema gut zusammengearbeitet 
haben. Es sollte ein klares Zeichen des ganzen Hau-
ses kommen, dass wir uns bei der Erwachsenenbil-
dung auf den Weg machen wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der 
SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. 
Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss 
für Bildung und Kultus als federführendem Ausschuss 
zu überweisen. – Damit besteht offensichtlich Einver-
ständnis. – Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über Verfassungsstreitigkeiten, eine 
Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 
59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 
beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen 
mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich 
auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)
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Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens sei-
ner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Gegenstimmen? – Sehe ich keine. Stimment-
haltungen? – Auch keine. Dann ist das so 
beschlossen. Der Landtag übernimmt damit diese 
Voten.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 und 5 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
und des Finanzausgleichsgesetzes (Drs. 17/19093) 
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
(Drs. 17/21461) 

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Tobias Reiß, Karl Freller u. a. und 
Fraktion (CSU)
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
(Drs. 17/21586) 
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch u. a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER)
hier: Entschädigung der Gemeinden 
(Drs. 17/21851) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch u. a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER)
hier: Stichtagsregelung (Drs. 17/21852) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch u. a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER)
hier: Ersterschließung - 25-Jahresfrist 
(Drs. 17/21853) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Markus 
Rinderspacher, Dr. Paul Wengert, Klaus Adelt u. a. 
und Fraktion (SPD)
hier: Stichtagsregelung und Vorausleistungen 
(Drs. 17/22255) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u. a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
(Drs. 17/22256) 

Bevor ich die Aussprache eröffne, weise ich darauf 
hin, dass die Fraktion der FREIEN WÄHLER zu ihren 
drei Änderungsanträgen zum Gesetzentwurf der 
CSU-Fraktion namentliche Abstimmung beantragt hat. 
Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Im Ältesten-
rat wurde hierzu eine Gesamtredezeit der Fraktionen 
von 48 Minuten vereinbart. Die Redezeit der Staatsre-
gierung orientiert sich dabei an der Redezeit der 
stärksten Fraktion, das sind 16 Minuten. Beginnen wir 
mit der Aussprache. Erster Redner ist Herr Kollege Ai-
wanger von den FREIEN WÄHLERN. Bitte schön, 
Herr Kollege.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Die heute stattfindende 
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge ist der größ-
te Befreiungsschlag für die Bürgerinnen und Bürger 
Bayerns, der in dieser Legislaturperiode angegangen 
worden ist. Es gab persönliche Betroffenheiten in gro-
ßer Zahl und in massiver Höhe. Die Unterstützung für 
unser Vorhaben, die Straßenausbaubeiträge abzu-
schaffen, lässt sich schon an der hohen Zahl derer 
ablesen, die unser Volksbegehren unterstützt haben: 
Innerhalb von rund sieben Wochen wurden trotz klirr-
ender Kälte 350.000 Unterschriften gesammelt. Das 
war ein Selbstläufer.

Hunderttausende, am Ende sogar Millionen Bürger in 
Bayern waren über Jahre hinweg von einer äußerst 
ungerechten, äußerst unsozialen und äußerst büro-
kratischen Regelung betroffen, nach der die Anwoh-
ner an der Sanierung und am Ausbau einer Straße 
einen Kostenanteil bis zu 85 % tragen mussten. Dabei 
wurde keine Rücksicht darauf genommen, wie die fi-
nanziellen Verhältnisse dieser Bürger sind. Irgend-
wann wurde dann in der zweiten und dritten Argumen-
tationsebene die Überlegung herangezogen, was das 
Haus wert ist. Manche Hausbesitzer mussten 20.000, 
50.000 und manchmal sogar 100.000 Euro pro Haus 
bezahlen. Solche Beträge waren keine Ausnahme, sie 
waren fast Standard. Über diese bürgerunfreundliche 
Maßnahme wurden zuletzt jährlich rund 65 Millionen 
Euro an Bürgergeldern eingesammelt. Es wurden 
hunderte Prozesse ausgelöst. Viele Bürger klagten 
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gegen die Bescheide. Die Gemeinden mussten ein 
sehr bürokratisches Verfahren wasserdicht abwickeln, 
um vor Gericht bestehen zu können. Das Ganze 
schrie geradezu nach einer Änderung.

Wir haben den Stein ins Rollen gebracht. Wir haben 
den Hilferuf der Bürger bayernweit gehört. Wir haben 
gesagt: So können wir nicht weitermachen. Wir müs-
sen die Betroffenheit ausschalten, wir dürfen das Ei-
gentum nicht über Gebühr belasten. Wir müssen auch 
Gerechtigkeit in die kommunale Ebene bringen. – Das 
Einführen der Satzungen und die Abwicklung von 
Straßenausbaubeitragsmaßnahmen waren zu schlim-
mer Letzt nämlich auch an die Frage gebunden, ob 
eine Gemeinde Stabilisierungshilfen bekommt oder 
nicht. Arme Gemeinden, die vom Staat quasi Sozial-
hilfe bekommen, damit sie ihre Grundaufgaben über-
haupt erfüllen können, mussten obendrein ihre Bürger 
über Straßenausbaubeiträge abkassieren. Reichere 
Kommunen konnten es sich hingegen zwischenzeit-
lich durchaus leisten, darauf zu verzichten. Dann aber 
gab es ein Urteil, das die Situation verschärft hat. Das 
betraf Hohenbrunn bei München. Das Urteil ist vom 
November 2016 und enthält die Aussage, jetzt müss-
ten alle Gemeinden diese Maßnahmen anwenden. 
Dann kam der entscheidende strategische Fehler der 
CSU-Staatsregierung, als sie sagte: "Dann machen 
wir es für alle", anstatt zu sagen: Dann schaffen wir 
sie für alle ab. – Wir sehen, dass andere Bundeslän-
der mittlerweile keine Straßenausbaubeträge mehr 
einziehen. Immer mehr machen sich auf dem Weg, 
darauf zu verzichten. Wir FREIEN WÄHLER stoßen 
mittlerweile auch in anderen Bundesländern an, die-
sen Weg Bayerns mitzugehen. Wir sehen, wir sind auf 
dem richtigen Weg.

Dann kam eine Reihe von Gesetzentwürfen, zunächst 
von den FREIEN WÄHLERN. Die CSU hat nachgezo-
gen, weil sie gemerkt hat: Hoppla, da haben wir etwas 
übersehen. Leider Gottes springt euer Gesetz aber zu 
kurz. Ich sage Ihnen jetzt, wo wir bei diesem Thema 
am Ende stehen wollen. Heute ist zwar ein riesiges 
Etappenziel zu verzeichnen; denn: Jawohl, die Stra-
ßenausbaubeiträge werden für die Zukunft abge-
schafft. Das ist aber, wie gesagt, nur ein Etappensieg, 
das ist nur ein Etappenziel. Das Endziel dieser Reise 
für den Bürger lautet, dass die Bürger Beiträge zu-
rückerstattet bekommen, die bis zum 1. Januar 2014 
schon geleistet worden sind.

(Tobias Reiß (CSU): Das kostet eine Milliarde 
Euro!)

– Jetzt sind wir schon bei einer Milliarde? – Es sind 
nur wenige hundert Millionen. Aber okay, dann sehen 
Sie, wie sehr die Bürger hier belastet worden sind. 
Erstens geht es darum, massive Betroffenheiten wie-

der gutzumachen, zweitens darum, die unanständige 
Vorgehensweise des Staates in den letzten Jahren 
wieder gutzumachen. Der Staat ist nämlich mit den 
Gemeinden und mit den Bürgern in den letzten Jah-
ren erpresserisch umgegangen. Er hat ihnen über die 
Rechtsaufsicht mit der Aussage die Pistole auf die 
Brust gesetzt: Wenn du nicht eine Satzung anwen-
dest, bekommst du deine Stabilisierungshilfe nicht, 
wird dir dein Haushalt nicht genehmigt. – Das war 
eine Erpressung der kommunalen Ebene. Das war in 
vielen Fällen so.

(Tobias Reiß (CSU): Rechtsstaat nennt man das!)

– Das war kein Rechtsstaat, das war schon Unrecht 
an dieser Stelle.

(Tobias Reiß (CSU): So ein Quatsch! – Ingrid 
Heckner (CSU): Rechtskonformes Vorgehen war 
das!)

Das müssen wir korrigieren. Es gibt Beispiele. In Ge-
meinderatsitzungen in fränkischen Regionen ist die 
Rechtsaufsicht aufgetreten und hat gesagt: Wenn ihr 
das nicht tut, dann macht ihr euch strafbar. – Meine 
Damen und Herren, das Abstimmungsverhalten im 
Gemeinderat wurde quasi in die Richtung gedrängt: 
Wer nicht für die Satzung ist, der kann belangt wer-
den. Einige haben das Mandat dann sogar niederge-
legt. Das war schon nicht mehr Recht, das war zu 
viel.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das hat dann am Ende auch das Fass zum Überlau-
fen gebracht, hat den Funken an die Zündschnur ge-
legt, und heute geht die Bombe Gott sei Dank hoch. 
Damit wird dieses Thema etappenweise erledigt.

Ich sage es noch einmal: Diese Ungerechtigkeit ge-
genüber den Bürgern und den Gemeinden schreit 
zum Himmel. Sie schreit weiterhin gen Himmel, und 
zwar deshalb, weil es Fälle gibt, dass Bürger noch 
Ende 2017 Beitragsbescheide zur Vorauszahlung für 
Straßen bekommen haben, die noch gar nicht ange-
fasst waren. Die Bescheide enthielten das Zahlungs-
ziel 2018. So ist beispielsweise in einer Verwaltungs-
gemeinschaft eine Straße zwar fertig gebaut, der 
Beitragsbescheid war aber bis zum Januar dieses 
Jahres nicht erlassen. Die müssen für die fertige Stra-
ße nichts zahlen, und der Kollege in derselben Ge-
meinde, der den Beitragsbescheid Ende 2017 bekom-
men hat, obwohl die Straße noch gar nicht angefasst 
wurde, ist zahlungspflichtig in Höhe von teilweise 
mehr als 70.000 Euro. Das ist der ganz große Skan-
dal an Ihrem Gesetz, das dringend korrigiert werden 
muss.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sie haben jetzt noch wenige Minuten Zeit vor der Ab-
stimmung, um darüber nachzudenken und dieses 
Thema zu klären. Es wird mit Sicherheit juristisch ge-
prüft werden, ob das überhaupt durchzuhalten ist, und 
es wird spätestens – und dafür verbürge ich mich – ab 
Herbst dieses Jahres ein ganz großes Thema sein, ob 
die CSU hier weiterhin den Ministerpräsidenten stel-
len wird oder nicht. Dann wird diese Regelung korri-
giert, und Bürger bekommen rückwirkend Geld, wenn 
sie, teilweise in unanständiger Weise, für den Stra-
ßenausbau herangezogen worden sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, der ebenso große Skandal 
an Ihrem Gesetz ist auch, dass Sie den Gemeinden 
bis heute keinen reinen Wein einschenken, wie es in 
Zukunft weitergehen soll. Sie wickeln das hier und 
jetzt irgendwie mit halber Begeisterung ab. Ein Bür-
germeister draußen, ob er bisher eine Satzung hatte 
oder nicht, weiß heute, Mitte 2018, noch nicht, ob er 
im Januar Geld bekommt, wenn er eine Straße aus-
baut, in welcher Höhe und wie das vor sich geht und 
was auch immer. Das ist ein Skandal sondergleichen.

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Reiß (CSU))

Ich vermisse hier auch eine klare Position des Ge-
meindetages; der hält die Füße zu still. Auch der Ge-
meindetag müsste an dieser Stelle von der Staatsre-
gierung Planungssicherheit und die entsprechenden 
Finanzmittel einfordern, damit diese dringend nötige 
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge für die Ge-
meinden alternativ finanziert wird. Dazu höre ich vom 
Gemeindetag nichts, dazu höre ich von Ihnen nichts. 
Die Bürgermeister brauchen diese Auskunft. Unser 
Wunsch ist hier ganz klar, das steht auch im Gesetz, 
dass mindestens 150 Millionen Euro im Jahr einge-
setzt werden, um diesen wegfallenden Bürgerbeitrag 
zu kompensieren und auch die Gemeinden, die bisher 
keine Satzung hatten, in den Genuss kommen zu las-
sen. Sie lehnen das kaltschnäuzig ab. Das ist ein gro-
ßer Fehler. Ich verstehe nicht, dass Sie das nicht ka-
pieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein weiterer ganz großer Störfall in diesem Gesetz ist 
das Thema der Ersterschließung für alte Straßen, die 
vor mehr als 25 Jahren in der Vergangenheit tech-
nisch ersthergestellt worden sind. Diese können noch 
bis zum 1. April 2021 als Ersterschließung abgerech-
net werden. Ich sage Ihnen voraus: Wenn die Stra-
ßenausbaubeitragssatzung gekippt ist und keine Al-
ternativfinanzierung im Raum steht, dann werden 
viele Bürgermeister dazu gezwungen sein, diesen un-

schönen Weg zu gehen, irgendwelche Uraltstraßen 
auszukramen und zu sagen: Da ist nie eine Erster-
schließung bezahlt worden, bzw. es kann keiner mehr 
beweisen, weil nach der Gemeindegebietsreform die 
Unterlagen nicht mehr vorhanden sind, weil das 
schon vor Jahrzehnten passiert ist, wir rechnen aber 
die Straße ab, die schon seit hundert Jahren dort ist 
und befahren wird. Deshalb fordern wir, dieses Ver-
jährungsdatum nicht auf 2021 zu setzen, sondern es 
im Hier und Jetzt zu setzen, meinetwegen den 1. Ja-
nuar 2018, und zu sagen: Alle Straßen, die älter als 
25 Jahre sind und nicht als Ersterschließung abge-
rechnet sind, dürfen auch künftig nicht mehr abge-
rechnet werden; die kommen aber in das neue Sys-
tem unseres Fördertopfes für Ausbau. Dann kann der 
Bürgermeister, wenn er diese Straße repariert, über 
diesen Fördertopf abwickeln, hat die Ersterschlie-
ßungsdebatte für die alten Straßen vom Hals und hat 
eine ordentliche Finanzierung. Das ist unser Modell.

Ihr Modell lässt die Leute im Regen stehen und bringt 
keine Klarheit. Bessern Sie also nach, entweder heute 
oder nach der Landtagswahl, dann können Sie nicht 
mehr anders.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich sage abschließend: Die Abschaffung der Straßen-
ausbaubeiträge war ein Riesenbefreiungsschlag für 
Bayern, für die Gemeinden, für die Bürger. Leider 
bleibt die Staatsregierung heute auf halbem Weg ste-
hen. Die FREIEN WÄHLER werden deshalb hier wei-
terkämpfen, bis wir dieses Endziel erreicht haben: 
eine ordentliche und vernünftige Finanzierung für die 
Gemeinden.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Aiwanger, Sie haben Ihre Redezeit schon um eine 
Minute überschritten.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Danke schön.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege 
Ländner von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kol-
lege.

Manfred Ländner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen!

(Thomas Mütze (GRÜNE): Mikro! – Hubert Ai-
wanger (FREIE WÄHLER): Er wollte mir den 
Strom abdrehen, und dich hat es erwischt! – All-
gemeine Heiterkeit)

– Geteiltes Leid ist halbes Leid, lieber Herr Kollege.
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Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen, das Thema 
der Straßenausbaubeiträge begleitet uns seit Jahren. 
Sie sind in großer Zahl ebenfalls kommunalpolitisch 
tätig. Wie ich aus Ihrem Beitrag gehört habe, Herr 
Kollege Aiwanger, wird es uns auch noch weiter be-
gleiten: Die Straßenausbaubeiträge waren eine Kata-
strophe, und die Abschaffung ist auch eine Katastro-
phe und ein Skandal. Es ist schon schwer zu 
entscheiden, was man in diesem Bereich machen 
soll. Alles, was man macht, ist ein Skandal.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Auf uns 
hören!)

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Verwaltungen 
und auch unsere Gerichte waren mit Straßenausbau-
beiträgen über Jahrzehnte beschäftigt. Hier gibt es si-
cherlich Erleichterungen. Natürlich waren nicht in 
jedem Fall Kommunen beteiligt; manche waren weni-
ger beteiligt, sie hatten nämlich keine Satzung. Man-
che waren etwas mehr beteiligt, die hatten Satzungen 
und ein gutes Einvernehmen nach Bürgerversamm-
lungen, nach Gesprächen, haben auch Interessen 
von Bürgern hervorragend behandelt. Manche hat es 
natürlich besonders getroffen, wenn es hohe Beiträge 
gegeben hat, und es wird sie auch weiterhin beson-
ders treffen, wenn keine Beiträge mehr kommen, aber 
dringend saniert werden muss. Die "Strabs", die Stra-
ßenausbaubeiträge, bewegen die Kommunen, bewe-
gen die Menschen, natürlich wiederum die, die bezah-
len müssen, und wenn etwas die Menschen bewegt, 
dann bewegt es auch die Politik.

Wir haben uns im vergangenen Jahr über eine Geset-
zesänderung intensiv unterhalten und diese mit brei-
ter Mehrheit im Hohen Haus beschlossen. Daran 
waren auch die FREIEN WÄHLER beteiligt. Ziel war 
es, die Zahlungspflicht zu erleichtern und Härtefälle 
zu vermeiden. Wir wollten 2018 evaluieren. Aus der 
Evaluierung ist die Abschaffung geworden. Ich will 
wirklich nicht pathetisch werden – dazu neige ich 
auch nicht –, aber es ist zumindest eine kleine histori-
sche Stunde heute im Plenarsaal, ein Paradigmen-
wechsel im Umgang der Gemeinden mit dem Bürger 
beim Straßenausbau.

Lassen Sie mich zwei Dinge feststellen: Erstens. Es 
ist allgemein bekannt, dass wir die Straßenausbaubei-
träge abschaffen. Wir entlasten in Zukunft zahlreiche 
Bürgerinnen und Bürger, wir entlasten Gemeinden 
und Gemeindeverwaltungen, Verwaltungsgerichte, wir 
entlasten aber nicht die Haushalte der Gemeinden 
und auch nicht die Staatskasse.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das müss-
tet ihr tun, und das könntet ihr auch!)

– Nein, die Staatskasse zu entlasten, ist ganz schwer, 
weil alles der Staat bezahlen soll, Herr Kollege Aiwan-
ger.

Zweitens. Wir haben eine Zeit des Übergangs. Diese 
Zeit des Übergangs ist eine sehr schwere. Jede Über-
gangsregelung hat irgendwo eine Grenze, außer der 
Erstattung bis zum Inkrafttreten des Gesetzes irgend-
wann vor Jahrzehnten. Die Zeit des Übergangs gilt es 
zu gestalten. Nun gibt es unterschiedlichste Varianten, 
diese Übergangszeit zu gestalten. Herr Kollege Ai-
wanger, Sie sprechen einige Gestaltungsvarianten an: 
Rückzahlung bis 2014 – das ist von unserer Seite aus 
betrachtet ein willkürlich gewählter Zeitraum –, der 
Bayerische Gemeindetag spricht von Konzentration 
auf das Entstehen der Beitragsschuld, manche spre-
chen davon, bezahlte Beträge, also Endbeträge, nicht 
zu erstatten, Vorausleistungsbescheide zu erstatten, 
egal, wann sie ergangen sind. Wir haben uns diese 
Diskussion nicht leicht gemacht. Ich kann also nicht 
sagen, dass uns die Argumente, die gekommen sind, 
die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger und die 
zahlreichen, in die Hunderte gehenden E-Mails, die 
jeder von uns hier im Hohen Haus sicherlich erhalten 
hat, nicht beeindruckt haben. Es war für uns wichtig, 
dass wir uns intensiv mit jedem einzelnen Argument 
auseinandergesetzt haben: Wann entsteht die Bei-
tragspflicht? Wie schaut es mit der rückwirkenden Er-
stattung aus? Können wir Vorausleistungen erstatten? 
Wenn, dann wem?

Wir sind zu dem Ergebnis gekommen – ich darf das 
so im Namen unserer Fraktion feststellen –, dass jede 
Grenze am Schnittpunkt des Übergangs neue Be-
gehrlichkeiten geweckt hätte und jede Entlastung an-
dere Fragen aufgeworfen hätte: Warum nicht ich, 
warum nur dort? Sie sprechen gerne von Ungerecht-
igkeiten und von Skandalen. Ich glaube, Zahlungen in 
der Vergangenheit sind nicht ungerecht, weil alles auf 
Recht, Gesetz und Satzungen fundiert war.

Lassen Sie mich vielleicht von Härten sprechen. Ja, 
es gibt Härten bei den Straßenausbaubeiträgen. Es 
hat Härten gegeben, als es Satzungen gegeben hat, 
und es gibt genauso Härten, wenn wir sie jetzt ab-
schaffen. Jede Grenze, die gezogen würde, würde na-
türlich Begehrlichkeiten neu wecken. Und wie es bei 
jeder Grenze ist, haben wir uns für einen Stichtag ent-
schieden. Wir wollten die Straßenausbaubeiträge für 
die Zukunft abschaffen. Wir wissen, dass wir hier Här-
ten hinterlassen werden, und wir wissen, dass wir mit 
der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge vermut-
lich sogar politisch noch mehr Ärger haben, als wenn 
wir sie beließen. Wir schaffen Härten bei Bürgerinnen 
und Bürgern. Wir schaffen Härten bei der kommuna-
len Familie, und wir wissen natürlich auch, dass wir 
bei diesem Thema, weil es ja – wie soll ich sagen? – 
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bei den Bürgerinnen und Bürgern am empfindlichsten 
Körperteil aufschlägt, nämlich am Geldbeutel, wenn 
Sie mir diese Flapsigkeit gestatten, weiter Ärger be-
kommen werden.

Daher haben wir uns bemüht, nachvollziehbare Gren-
zen zu setzen und die Grundsätze "Bescheid ist Be-
scheid" und "bezahlt ist bezahlt" aufrechtzuerhalten. 
Wir wissen, sehr geehrte Damen und Herren, dass 
unsere Kommunen natürlich Befürchtungen haben. 
Wir werden wesentlich mehr Anfragen der Bürgerin-
nen und Bürger in den Kommunen bekommen: 
Warum wird meine Straße nicht gemacht? Früher 
haben sich der Bürgermeister, die Bürgermeisterin 
und der Gemeinderat in Gemeinden, die eine Satzung 
hatten, mit den Bürgern unterhalten: Wenn wir sie ma-
chen, machen wir sie gern; aber ihr wisst, ihr seid 
dabei. Das hat oftmals zur Verbesserung des Stra-
ßenzustands über Nacht geführt. Was ist jetzt? – Jetzt 
werden die Bürger natürlich zu Recht auf die Gemein-
de zukommen: Meine Straße ist kaputt; bitte machen! 
Die kommen, die kommen, die kommen.

Wir sind – das war zu Beginn des vermutlichen oder 
des beabsichtigten Bürgerbegehrens – in die Diskus-
sion mit einem Betrag von 60 Millionen im Jahr einge-
stiegen; er ist immer genannt worden. 60 Millionen im 
Jahr müsse sich doch der reiche Freistaat Bayern 
leisten können. Es sind aber nicht 60 Millionen im 
Jahr, die zukünftig auf die Gemeinden zukommen 
werden, sondern ein wesentlich höherer Betrag. Wir 
erleben nicht nur einen Paradigmenwechsel im Ver-
hältnis des zahlungspflichtigen Bürgers zur Gemein-
de, sondern wir erleben auch einen Paradigmenwech-
sel im Gefühl, wie der Bürger seine Straße sieht, wie 
Gemeinden ihre Straßen behandeln und wie Gemein-
deräte die Intention behandeln, Straßen zu sanieren 
oder es zu lassen.

Die Diskussionen, die wir in den Bürgerversammlun-
gen in den vergangenen Jahrzehnten erlebt haben, 
waren nicht einfach. Ich bin auch schon seit vier Jahr-
zehnten in einem Kommunalparlament; das liegt allein 
an meinem fortschreitenden Alter. Die Diskussionen in 
den Bürgerversammlungen wird es nicht mehr geben; 
das ist richtig. Es werden andere kommen. Es wird 
nicht darum gehen, Ausbaubeiträge und die Beteili-
gung der Gemeinde festzusetzen und die Bürger zu 
informieren, sondern es wird in den Bürgerversamm-
lungen über die Sanierung diskutiert werden: warum 
Straße A und nicht Straße B? Was zuerst? Die Ge-
meinden werden Sanierungspläne aufstellen, und wir 
werden die Diskussionen in den Gemeinden nicht ver-
hindern. Wir wollen sie auch nicht verhindern, sie sind 
gut so. Aber wir schaffen nicht nur Erleichterungen im 
Ablauf der Diskussion in der kommunalen Familie. 
Wenn wir heute Straßenausbaubeiträge abschaffen – 

ich habe es schon erwähnt –, kommen wir in schwieri-
ge Zeiten. Wir werden in den nächsten Wochen und 
Monaten auch die Verwaltungsgerichte nicht entlas-
ten; das kommt erst auf Dauer.

Daher gestatte ich mir, mit einem Blick in die Zukunft 
abzuschließen. Ja, nach der Übergangszeit wird es 
keine Straßenausbaubeiträge mehr geben. Und wir 
müssen den Kommunen auch sagen – das tun wir 
heute –, wir werden sie nicht im Stich lassen, was Fi-
nanzen betrifft, sondern sie staatlich unterstützen. 
Dass heute noch kein Betrag und kein Modus festste-
hen, ist dem geschuldet, dass wir natürlich intensiv 
diskutieren, dass sich der Bayerische Gemeindetag 
zu Recht auf die CSU verlässt und dass wir in eine in-
tensive Diskussion einsteigen werden. Wir werden 
diese Beträge auch in den Nachtragshaushalt einstel-
len, davon können Sie sicher ausgehen. Auch in Zu-
kunft können sich die Kommunen auf den Freistaat 
Bayern verlassen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Oje!)

Auch in Zukunft werden sich die Bürgerinnen und Bür-
ger nicht mehr mit Straßenausbaubeiträgen aus-
einandersetzen müssen. Die Zeit des Übergangs birgt 
Härten – Härten, die nicht vermeidbar sind. Eine Ver-
schiebung der Grenzen erzeugt neue Härten. Wir be-
schließen heute wie in unserer Vorlage: Bescheid ist 
Bescheid, bezahlt ist bezahlt. Die Änderungsanträge 
und den Gesetzentwurf der FREIEN WÄHLER lehnen 
wir ab.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. Bleiben Sie bitte am Rednerpult. 
Herr Kollege Pohl hat sich für eine Zwischenbemer-
kung gemeldet. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Herr Kollege Ländner, ich nehme 
Ihnen die Wehmut über die Abschaffung der Beiträge 
ehrlich ab. Aber Sie werden Verständnis dafür haben, 
dass ich sie nicht teile.

Sie sagen, die Wahl eines Stichtags sei willkürlich. 
Das würde natürlich für Ihren Stichtag genauso gel-
ten. Ich sage: Nein, die Wahl des Stichtags ist eine 
bewusste politische Entscheidung sowohl bei der 
CSU als auch bei uns als auch bei den anderen Frak-
tionen. Wir schonen die Bürger, ihr schont die Staats-
kasse. Deswegen haben wir im Nachtragshaushalt 
auch 250 Millionen drin, um die vier Jahre zu überbrü-
cken.

Ein zweiter Punkt. Sie sagen: Bescheid ist Bescheid, 
und es wird immer Härten geben. Und Sie verweisen 
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auf die Verwaltungsgerichte. Wir sind gehalten, ein 
Gesetz zu machen, das vor den Verwaltungsgerichten 
standhält. Und das sage ich Ihnen schon: Es gibt im 
bürgerlichen Recht, im Verwaltungsrecht usw. den 
Grundsatz: Leistung – Gegenleistung. Da stelle ich 
mir schon die Frage, warum manche Bürger Voraus-
zahlungen für etwas leisten sollen, was noch nicht ge-
baut ist, und andere Bürger für etwas, was bereits ge-
baut ist, nicht zahlen sollen. Die eine Gemeinde 
verlangt Vorauszahlungen und die andere Gemeinde 
verzichtet darauf. Das ist nicht zu erklären und eine 
Härte, eine Ungerechtigkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Schließlich und endlich muss ich Sie fragen: Warum 
lösen Sie die Frage der kommunalen Finanzierung 
nicht, wie auch immer? Ihr Gesetz ist unvollständig, 
und das unmittelbar vor einer Landtagswahl. Wir 
FREIEN WÄHLER sehen die ganz klare Regelung 
vor: 150 Millionen Euro aus dem Kraftfahrzeugsteue-
rersatzverbund. Das muss reichen. Wenn am Ende 
160 Millionen Euro nötig wären, müssten wir im Jahr 
darauf mit 10 Millionen nachsteuern. Aber ihr lasst 
alles im Dunkeln. Und das wird euch bei den Wahlen 
auf die Füße fallen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Herr Kollege Ländner, Sie 
haben das Wort.

Manfred Ländner (CSU): Erstens. Ich empfinde 
keine Wehmut dafür, weil wir sie abschaffen, sondern 
ich empfinde Wehmut, weil ich die Diskussionen sehe, 
die jetzt kommen. Der Redebeitrag hat bewiesen: Die 
Freude über die Abschaffung wird im Prinzip durch 
solche Beiträge wie die Ihren – alles ungerecht, alles 
blöd, alles Mist – konterkariert.

(Beifall bei der CSU)

Wenn ich sage, Verwaltungsgerichte werden beschäf-
tigt, sage ich damit nicht, dass wir verlieren. Oberste 
Prämisse des Gesetzentwurfs der CSU war, dass er 
vor den Verwaltungsgerichten standhält, und Sie wer-
den von mir nicht verlangen können, dass ich eine 
Entscheidung eines Verwaltungsgerichtes präjudizie-
re. Das würde auch nicht funktionieren, weil die Ge-
richte unabhängig sind – das haben Sie in Ihrer Aus-
bildung auch gelernt. Wir können diese Prozesse 
nicht vermeiden, egal, welche Grenze wir setzen. Das 
wissen Sie, und das weiß ich. Wir haben auch keine 
willkürliche Grenze gesetzt, sondern sagen: Bescheid 
ist Bescheid. – Dazu stehen wir.

Sie wissen auch, dass diese 100 Millionen Euro, 
150 Millionen Euro eingesetzt werden, wir aber vor 
der Aufstellung des Haushaltes und vor dem Ab-
schluss der Gespräche mit der kommunalen Familie 
hier keine Zahlen nennen können.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wir haben 
einen Nachtragshaushalt!)

Sie können sie ja fordern.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER))

Was Sie schreiben, hat keine bindende Wirkung. Herr 
Pohl, was Sie erzählen, hat keine bindende Wirkung. 
Das ist alles wunderschön, aber bindende Wirkung 
hat, was hier beschlossen wird.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Handeln, 
nicht reden!)

Selbst wenn wir Zahlen in den Mund nähmen, müss-
ten wir heute einen Beschluss fassen. Wir können 
doch nicht vor der Abschaffung eines Gesetzes be-
schließen, wie es kompensiert wird. Das haut nicht 
hin, sondern man muss die Reihenfolge einhalten.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wir haben 
doch gerade Haushaltsberatungen, Herr Kolle-
ge!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Pohl, wir führen hier keine Zwiegespräche.

Manfred Ländner (CSU): Zweitens. Wir haben das 
schon alles diskutiert, aber wir können das nachher 
gerne auf den Fluren des Maximilianeums fortsetzen. 
Ich bedanke mich für Ihre Beiträge. Daran können Sie 
genau erkennen, worin meine Wehmut besteht. Wir 
haben mit der Abschaffung mehr Ärger, als wir mit der 
Beibehaltung hätten. Sie werden das kräftig schüren, 
Herr Pohl, davon bin ich überzeugt.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Kollege Adelt 
von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Klaus Adelt (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Vor circa zwei Jahren haben wir zu die-
sem Thema nach einer ausführlichen Beratung in den 
Ausschüssen

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Nein!)

hier bereits einstimmig den Beschluss zur Neurege-
lung des KAG gefasst. Heute stehen wir wieder hier 
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und diskutieren über die Abschaffung der Straßenaus-
baubeiträge. Ich habe in meiner Zeit als Bürgermeis-
ter nicht erlebt, dass Grundsatzbeschlüsse innerhalb 
von zwei Jahren völlig umgeworfen werden.

Mit dem heutigen Tag ist die "Strabs" tot. Für die 
Haus- und Grundstücksbesitzer stellt das eine echte 
Entlastung dar, und zwar insbesondere mit Blick auf 
die Haus- und Grundstückspreise im peripheren 
Raum. Ich denke dabei an die Handwerker, die Arbei-
ter und die Industriearbeiter, die jahrelang hart gear-
beitet und für ein Eigenheim gespart haben, und die 
bei einem Ausbau mit Beträgen zwischen 3.000 Euro 
und 20.000 Euro, aber auch darüber hinaus, erneut 
zur Kasse gebeten wurden. Das war sicherlich nicht 
leicht, zumal das eigene Haus eine Altersvorsorge ist. 
Ich musste in meiner 24-jährigen Amtszeit viele ein-
schlägige Bescheide versenden, und glauben Sie mir: 
Keinen einzigen habe ich gerne und mit großer Freu-
de verschickt, weil jeder wusste, was das auslöst.

Die "Strabs" ist tot, und das ist gut. Allerdings ist die 
vorliegende Lösung nicht gerecht. Die meisten Ge-
meinden waren auf die Straßenausbaubeiträge ange-
wiesen, und nur die wenigsten Kommunen können 
Straßensanierungen jetzt aus ihrer Portokasse bezah-
len. Das Geld muss aber von irgendwoher kommen, 
und letztendlich zahlt der Bürger. Das zahlt der Mieter 
genauso wie der Eigentümer, aber auch derjenige, 
der vor zwei Jahren Straßenausbaubeiträge bezahlt 
hat. Während die Staatsregierung versucht, mit der 
Abschaffung vor der Landtagswahl einen Brandherd 
zu löschen, tut sich ein neuer Brandherd auf.

Man hätte diesen Gesetzentwurf wesentlich länger 
beraten und die Spitzenverbände mehr einbeziehen 
müssen. Ich halte deshalb den vorliegenden Gesetz-
entwurf für dringend erneuerungsbedürftig; er ist 
handwerklich schlecht gemacht. Kollege Ländner, im 
Ausschuss fiel der Satz, dass der Gesetzentwurf lo-
gisch aufgebaut sei. Wir sehen das anders. Ein Bei-
spiel ist der Stichtag. Der Stichtag wird nicht mit dem 
Entstehen der sachlichen Beitragspflicht, sondern mit 
der Bekanntgabe der Beitragsbescheide angesetzt. 
Ausschlaggebend ist daher nicht, ob die Straße fertig-
gestellt ist, sondern wann der Bescheid im Briefkasten 
liegt. Dem wurde nicht nachgegangen, sondern man 
hat gedacht: Schauen wir, dass wir die Kuh schnellst-
möglich vor der Wahl vom Eis kriegen.

Hätten Sie den Zeitpunkt des Entstehens der sachli-
chen Beitragspflicht – also als die Straße noch origi-
nal benutzbar war – zum 01.01.2018 angesetzt, wäre 
angesichts der Verjährungsfristen die Sache erst 2022 
vom Tisch und damit nicht vor der Wahl. Also, liebe 
CSU, was tun? Dem Gesetzentwurf der FREIEN 
WÄHLER zustimmen – im Wahljahr? – Bevor Markus 

Söder den Gesetzentwurf aus der Feder der Opposi-
tion unterschreibt, hackt er sich lieber die Hand ab, 
weil der Gesetzentwurf nur eine Wahlstrategie ist.

Die Stichtagsregelung führt zu keiner Systematik des 
Beitragsrechts. Das ist kein klarer Schnitt, und es gibt 
neue Härten und Ungerechtigkeiten, die dadurch ent-
stehen; die Vorredner haben das bereits erwähnt. 
Was ist mit den Anwohnern, die einen Bescheid erhal-
ten haben, weil der Kämmerer vor Weihnachten einen 
Teil erstellt hat, während er den anderen Teil erst im 
nächsten Jahr erstellen wollte? – Der eine muss be-
zahlen, der andere nicht. Was ist mit den Vorauszah-
lungsbescheiden, mit den Bescheiden, bei denen aus 
Sicherheitsgründen eine Zahlung für 2017 und zwei 
Zahlungen für 2018 festgesetzt wurden? – Die Beträ-
ge, die in 2017 bezahlt wurden, sind bezahlt, die Be-
träge für 2018 verfallen. Gut für diejenigen, die drei 
einzelne Bescheide erhalten haben; sie hätten sich 
damit wesentlich leichter getan. Vorausleistungen – 
ein unendliches Thema: Wie wird man hier vorgehen? 
– Das führt zu Ungerechtigkeiten.

Wir wollen die Gleichbehandlung aller Eigentümer, 
Bürgerinnen und Bürger innerhalb eines Abrech-
nungsabschnittes, und nicht "Einer muss zahlen, der 
andere nicht" und "Bescheid ist Bescheid".

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Kollege Ländner, das haut nicht hin. Das gibt Ärger 
ohne Gnade, und den müssen wir nach wie vor ver-
meiden.

Warum wurden Vorausleistungen überhaupt verlangt? 
– Das ist ganz einfach. Die Kommunen hätten das 
Geld auf der Bank aufnehmen müssen und haben es 
deshalb von den Bürgern in Erwartung des Ausbaus 
der Straße über Vorausleistungsbescheide verlangt. 
Sie hatten nicht das nötige Geld. Die Städte, die Ge-
meinden und Kommunen haben immer die beste 
Möglichkeit ausgelotet. Wie das dann umgesetzt 
wurde, verstehen manchmal sogar nicht einmal die 
Bürgermeister und Kämmerer. Wie sollen es dann 
erst die Bürger verstehen?

Liebe Kolleginnen und Kollegen und Kollege Aiwan-
ger, bitte gut aufpassen, weil ein Lob folgt; ich vermer-
ke das extra.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ja, wunder-
bar!)

Der Gesetzentwurf der FREIEN WÄHLER wäre ei-
gentlich logischer und sinnvoller. Allerdings kommt 
jetzt die Kritik: Der Gesetzentwurf ist nicht bezahlbar – 
vier Jahre zurück bedeuten
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(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ach, 250 Mil-
lionen Euro!)

250 Millionen Euro, und das ist ein vorsichtig ge-
schätzter Betrag! Die Kraftfahrzeugsteuer ist schon 
verteilt. Daraus kann man das nicht bezahlen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Söder hat 
jetzt 1,5 Milliarden auf den Tisch gelegt! Wahl-
kampfgeschenk!)

– Freilich, kein Problem. – Aber auch wenn Sie so 
weit zurückrechnen, haben wir immer noch die Unge-
rechtigkeiten. Sie wollen, dass innerhalb der kommu-
nalen Familie auch die Gemeinden Geld bekommen, 
die keine Straßenausbaubeitragssatzung hatten, weil 
sie finanziell in der Lage waren, darauf zu verzichten. 
Jetzt wollen Sie ihnen die Beiträge genauso zukom-
men lassen. Das ist nicht gerecht. Damit werden rei-
che Gemeinden noch reicher und arme Gemeinden 
noch ärmer. Das kann nicht sein.

(Beifall bei der SPD)

Gleichwohl müssen wir darüber in drei, vier Jahren – 
nach der Übergangszeit – nachdenken.

Der Vorschlag, das maßgebliche Datum der Erster-
schließung vom 01.04.2021 auf den 01.01.2018 vor-
zuverlegen, beinhaltet erstens die Vermischung des 
Ersterschließungsrechts mit den Ausbaubeiträgen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die gab es 
auch bisher schon!)

Zum Zweiten ist das finanziell nicht machbar und 
auch nicht gerecht.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Warum 
nicht?)

Das ist nicht in Ordnung. Fragen stellen Sie an ande-
rer Stelle! Das ist dann eine andere Geschichte. Sie 
machen Populismus pur.

(Beifall bei der SPD)

Sie untergraben die Rechtssicherheit und fordern 
diese gleichzeitig wieder ein. Sie wollen als Sonnyboy 
dastehen. Hätten Sie den Spitzenverbänden genau 
zugehört und deren Meinung verfolgt, dann wäre es 
anders gewesen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die haben 
bis heute nichts gesagt! Die wollen vieles beibe-
halten!)

Das ist Kommunal-Kamikaze, aber keine Fürsorge für 
die Kommunen.

(Beifall bei der SPD)

Wir, die SPD-Fraktion, sind keine Kamikaze-Flieger. 
Wir stimmen der Abschaffung der Straßenausbaubei-
träge zu. Hierzu werde ich später noch eine Erklärung 
abgeben. Wir plädieren dafür, sie rückwirkend zum 
1. April 2016 abzuschaffen. Warum dieses Datum? – 
Damals ist das neue KAG in Kraft getreten. Wieder-
kehrende Beiträge hätten zu einer Verminderung von 
Härten geführt. Leider ist man diesem Vorschlag nicht 
gefolgt, weder die Kommunen noch die Rechtsauf-
sichtsbehörden. Das ist ein großes Problem. Der Zeit-
punkt der Entstehung der sachlichen Beitragspflicht 
ist der Zeitpunkt, ab dem eine Straße genutzt werden 
kann. Das ist sehr sinnvoll und soll Klarheit bringen. 
Wir halten es für sinnvoll, einen Schlussstrich unter 
die letzte KAG-Reform zu ziehen und sie zurückzu-
nehmen. Stimmen Sie daher unserem Änderungsan-
trag zu.

Wir, die SPD-Fraktion, wollen die Bürgerinnen und 
Bürger entlasten. Aber die Finanzierung ist das Pro-
blem. Der Ausfall der Beiträge soll zu 100 % über-
nommen werden, was aber vermutlich nicht der Fall 
sein wird. Ich gebe Ihnen folgendes Beispiel: Eine 
Kommune mit 30.000 Einwohnern und 80 Quadratki-
lometern erhält nach Probeberechnungen 
65.000 Euro. Leute, das Geld reicht hinten und vorne 
nicht. Mit 65.000 Euro die Straßen einer 300.000-Ein-
wohner-Stadt zu sanieren, haut nicht hin. Was pas-
siert mit den Kämmerern? Wo sollen diese ansetzen? 
– Die Kosten für die Straßen werden Pi mal Daumen 
geschätzt. Das führt zu einer erneuten Rechtsunsi-
cherheit. Woher sollen sie das Geld nehmen? Ver-
zichtet man auf die Sanierung des Schulgebäudes, 
auf den Ausbau der Kindertagesstätten oder auf an-
dere Projekte, damit eine Straße ausgebaut werden 
kann? – Ich prophezeie Ihnen: Die Straßen werden 
weiterhin verrotten, wenn nicht genügend Mittel vor-
handen sind. Der Investitionsstau wird eher größer als 
kleiner.

Ein Bürgermeister in meinem Stimmkreis hat Angst, 
aufgrund der nicht eingehenden Straßenausbaubei-
träge seinen Haushalt nicht genehmigt zu bekommen. 
Das kann nicht sein. Auch er muss Rechtssicherheit 
haben. Unsere Anträge verfolgen das Ziel, eine ge-
rechte Lösung zu finden, aber auch Rechtssicherheit 
und Finanzierungssicherheit für die Kommunen zu 
schaffen. Viele Gemeinden greifen dieses Jahr keine 
Straße an und sanieren nicht, da sie nicht wissen, wie 
sie dran sind. Deswegen müssen wir schnellstmöglich 
für weitere Rechtssicherheit sorgen. Wir müssen 
dafür sorgen, dass die Gemeinden durch den Ausfall 
von Straßenausbaubeiträgen nicht zusätzlich belastet 
werden.
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(Beifall bei der SPD)

So viel sei vorneweg gesagt. – Herzlichen Dank. Eine 
weitere Erklärung folgt.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Einen kleinen 
Moment bitte, es gibt eine Zwischenbemerkung des 
Kollegen Pohl.

Klaus Adelt (SPD): Wie erwartet.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Herr Adelt, hinsichtlich Ihrer Ausfüh-
rungen zur Abgrenzung bei hergestellten Straßen und 
der Lösung der CSU-Fraktion sind wir einer Meinung. 
Was Sie sagen, kann ich nur unterstreichen. Das ent-
spricht genau unserem Gesetzentwurf. Sie haben ge-
fragt, wo das Geld herkommen soll, wenn man bis 
2014 zurückgeht. Die Antwort ist: Zum jetzigen Nach-
tragshaushalt haben wir 250 Millionen Euro beantragt. 
Das sind diese 4 mal 60 Millionen Euro für die vier 
Jahre. Woher soll das Geld kommen? – Die CSU-
Fraktion hat einen Nachtragshaushalt über 987 Millio-
nen Euro vorgelegt. Wir haben unsere Änderungsan-
träge mit einem Volumen von einer Milliarde Euro 
unterlegt. Das ist exakt der gleiche Betrag. Die 
250 Millionen Euro sind also genau so gegenfinanziert 
wie das, was die CSU vorgeschlagen hat, oder das, 
was von Ihnen im Nachtragshaushalt kam. Es kann 
jetzt geregelt und beschlossen werden. Ich füge 
hinzu: Es muss jetzt geregelt und beschlossen wer-
den. Das geht im Übrigen auch an die Adresse der 
SPD, die zwar nicht ganz so weit zurückgeht wie wir, 
aber auch zurückgeht. Für eure Forderung braucht ihr 
auch noch eine Deckung im Haushalt.

Den Vorwurf, die Sache mit der Ersterschließung sei 
Populismus pur, kann ich nicht stehen lassen. Es 
steht bereits im Gesetz, dass 25 Jahre nach Beginn 
der Herstellung aus der Erschließungsmaßnahme 
eine Ausbaumaßnahme wird. Wir haben lediglich den 
Stichtag vom 01.04.2021 auf den 01.01.2018 vorver-
legt, um höchst problematische und schwierige 
Rechtsstreitigkeiten vor den Verwaltungsgerichten zu 
verhindern bzw. zu beenden. Außerdem sollte verhin-
dert werden, dass alles auf den letzten Drücker zulas-
ten der Bürger abgeschlossen wird. Das wäre nie ge-
macht worden, wenn wir das KAG in diesem Punkt 
nicht geändert hätten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Klaus Adelt (SPD): Wenn ich mir die Uhr anschaue, 
dann stell ich fest, ich brauche bei Ihren langen Zwi-
schenfragen überhaupt nicht mehr zu antworten. Die 
Zeit läuft nämlich dann automatisch ab. Ich möchte 
aber zum Zurücksetzen des Datums für die Erster-
schließung etwas sagen: Ihnen fehlt die Einsicht in die 

Praxis der Kommune. Häufig ist es notwendig, eine 
Straße endgültig abzurechnen, indem der Bebau-
ungsplan abgeändert wird. Es muss klipp und klar ge-
sagt werden, dass die Straße nicht anders ausgebaut 
werden kann und somit abrechnungsfähig ist. Wie 
lange dauert so etwas nach Anhörung aller Beteilig-
ten? – Das ist nicht in vier bis zehn Monaten zu erledi-
gen. Manche Dinge wie die Fertigstellung der letzten 
Teerdecke oder Ähnliches müssen noch abgeschlos-
sen werden. Es ist kommunalunfreundlich, die Kom-
mune auf den ausstehenden Beiträgen sitzen zu las-
sen, indem einfach zurückdatiert wird.

(Beifall bei der SPD – Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER): Nein! Ausbau wird erstattet!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Adelt. – Ich darf nun dem Kollegen Mis-
tol für die GRÜNEN das Wort erteilen. Bitte sehr.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Das Thema Straßenausbaubeiträge hat 
uns beinahe die komplette Legislaturperiode über be-
gleitet. So intensiv wie mit diesem Thema haben wir 
uns zumindest im Innenausschuss mit kaum einem 
anderen Thema beschäftigt. Es polarisiert und ist 
hochgradig emotional behaftet; es findet mit der Ver-
abschiedung des Gesetzentwurfs durch die CSU-
Mehrheit im Hause zumindest für diese Legislaturpe-
riode ein Ende. Dennoch bin ich skeptisch, ob mit 
dem heutigen Tag tatsächlich das letzte Wort in dieser 
Angelegenheit gesprochen ist.

Kolleginnen und Kollegen, fest steht: Ein kompletter 
Wechsel eines seit 40 Jahren bestehenden Beitrags-
systems hat seine Tücken. Die Beratung des vorlie-
genden Gesetzentwurfs der CSU hat die Krux der Ab-
schaffung verdeutlicht. Im Zuge der Beratungen sind 
zahlreiche Fallkonstellationen zu Tage getreten, die 
neue Ungerechtigkeiten befürchten lassen. Das bele-
gen zahlreiche Schreiben sowohl von Bürgerinnen 
und Bürgern als auch von Städten und Gemeinden, 
die im Hinblick auf die vorgesehenen Regelungen zur 
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge erhebliche 
Bedenken angemeldet haben. Zu unterschiedlich ge-
stalten sich die Bedingungen in den Kommunen beim 
Vollzug der noch gültigen Satzungen. Deshalb ist 
davon auszugehen, dass eine größtmögliche Einzel-
fallgerechtigkeit durch diesen Gesetzentwurf nicht er-
reicht werden kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das haben auch die kommunalen Spitzenverbänden 
in ihren Stellungnahmen ganz deutlich zum Ausdruck 
gebracht: Zu viele Details geben noch Anlass zur Dis-
kussion. Ich gebe dem Kollegen Adelt wirklich recht: 
Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen der CSU-
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Fraktion, wollten die Abschaffung im Hopplahopp-Ver-
fahren vom Tisch haben. Derart schnell ist kaum ein 
anderes Thema über die Bühne gegangen. Da die 
Mitberatungsfrist entsprechend verkürzt worden ist, ist 
zu befürchten, dass der Dauerzank um die Beiträge 
bestehen bleiben wird. Sie haben wesentliche Kritik-
punkte der kommunalen Spitzenverbände nicht be-
rücksichtigt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deswegen haben wir GRÜNE einen Änderungsantrag 
eingebracht, dessen Inhalt ich zumindest kurz skizzie-
ren möchte. Ist der Kollege Ländner noch da? Wo ist 
er? – Er ist nicht mehr da. Dann kann ich ihn auch 
nicht mehr ansprechen. Offensichtlich ist ihm das 
Thema nicht so wichtig, um bei der ganzen Debatte 
anwesend zu sein. Ich möchte ihm mitgeben, dass 
jede Stichtagsregelung natürlich Härten mit sich 
bringt. Das ist völlig klar. Für mich sind Härten Unge-
rechtigkeiten. Wir GRÜNE fordern im Gegensatz zur 
CSU im Sinne einer verlässlichen Politik eine Stich-
tagsregelung zum 1. Januar 2017 – ein Jahr vor der 
CSU. Das halten wir für angemessen. Das kommt ins-
besondere den Beitragspflichtigen entgegen.

Zudem ist auch die Forderung der kommunalen Spit-
zenverbände plausibel, bei der Konkretisierung des 
Wortlautes des Gesetzes auf den Zeitpunkt des Ent-
stehens der sachlichen Beitragspflicht abzustellen, 
weil diese an objektive und nachprüfbare Kriterien ge-
knüpft ist. Gerade für Vorauszahlungen – die Vorred-
ner haben es bereits gesagt – ergeben sich gravieren-
de Unterschiede zwischen den Gemeinden und damit 
auch für die einzelnen Beitragspflichtigen. Da es sich 
bei der Erhebung um Ermessensentscheidungen der 
jeweiligen Gemeinden handelt, können diejenigen, die 
es sich leisten können, nachträglich abrechnen, wenn 
alles vorbei ist, die anderen fordern Vorausleistungen. 
Es ist nicht nachvollziehbar, wie das gehandhabt wird. 
Vorauszahlungen werden nicht einheitlich für alle 
Maßnahmen erhoben. Durch eine erweiterte Stich-
tagsregelung und das Abstellen auf die sachliche Bei-
tragspflicht sollen nach Vorstellung von uns GRÜNEN 
derartige Ungerechtigkeiten zumindest abgemildert 
werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt ist Herr Kollege Ländner wieder da. Jetzt kann 
ich ihn auch ansprechen. Sie sagen: Bescheid ist Be-
scheid. Das ist eine schöne und einfache Worthülse. 
Mit dieser rigorosen Haltung werden Sie Schiffbruch 
erleiden. Das sage ich Ihnen jetzt schon voraus.

(Klaus Adelt (SPD): Gewaltig!)

Das wird so nicht akzeptiert werden. – Kolleginnen 
und Kollegen, viele Städte und Gemeinden haben in 
der aktuellen Übergangsphase und in Erwartung 
eines Klarheit schaffenden Gesetzentwurfes bewusst 
auf die Ausschreibung von Straßenausbaumaßnah-
men verzichtet. Oftmals stehen hinter solchen Maß-
nahmen jahrelange aufwendige Planungen. Die Vor-
aussetzungen für die Erstattung ergangener Beiträge 
sollten deshalb auch auf Aufwendungen für Ausfüh-
rungsplanungen erweitert werden. Das ist auch von 
den kommunalen Spitzenverbänden vorgeschlagen 
worden.

Außerdem soll gewährleistet werden, dass die Höhe 
der Erstattungsleistungen insgesamt nicht durch die in 
einem Kalenderjahr zur Auszahlung im Staatshaus-
halt bereitgestellten Mittel begrenzt ist. Das steht in 
unserem Änderungsantrag. Für uns GRÜNE steht 
fest, dass die Kommunen für den Wegfall der Stra-
ßenausbaubeiträge wirklich vollumfänglich entschä-
digt werden müssen. Wir wollen nicht, dass am Ende 
die Kommunen auf den Kosten sitzen bleiben, indem 
die Kosten auf die Kommunen abgewälzt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eines möchte ich für die GRÜNEN sagen: Für uns 
steht der Straßenerhalt über dem Straßenneubau. Die 
Abschaffung der Straßenausbaubeiträge darf nicht 
dazu führen, dass kommunale Straßen, insbesondere 
in den finanzschwachen Kommunen, verlottern und 
der Sanierungsstau, der heute schon vorhanden ist, 
größer wird. Bei Straßenausbaubeiträgen geht es 
nicht nur um die Straße selber, sondern auch um 
Rad- und Gehwege. Diese müssen sicher sein. Es 
muss gewährleistet sein, dass dieses Vermögen, das 
der Allgemeinheit gehört, nicht abhandenkommt.

Aus diesen Gründen ist es entscheidend, dass die Fi-
nanzierung für künftige Ausbaumaßnahmen seitens 
des Freistaats und in enger Abstimmung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden auf solide finanzielle 
Beine gestellt wird. Die derzeit in Rede stehenden 
100 Millionen Euro pro Jahr werden die Städte und 
Gemeinden unabhängig vom Verteilmodus nicht in die 
Lage versetzen, das Ganze ausreichend finanzieren 
zu können. Das reicht tatsächlich vorne und hinten 
nicht. Klar ist auch, dass beim Wegfall der Straßen-
ausbaubeiträge – das muss man wahrheitshalber 
sagen – nicht nur die Grundstücksbesitzerinnen und 
Grundstücksbesitzer, sondern alle Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler, alle Bürgerinnen und Bürger, künf-
tig für den Straßenausbau aufkommen müssen. 
Daran führt schlicht und einfach kein Weg vorbei.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Kolleginnen und Kollegen, weil den Forderungen in 
unserem GRÜNEN-Änderungsantrag nicht Rechnung 
getragen wurde, werden wir uns bei dem Gesetzent-
wurf der CSU enthalten. Den Gesetzentwurf der 
FREIEN WÄHLER lehnen wir ab. Er ist tatsächlich 
nicht bezahlbar. Wenn schon jemand aus der SPD 
sagt, das sei nicht bezahlbar, heißt das was.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, die Abschaffung der Stra-
ßenausbaubeiträge geht gerechter. Davon bin ich 
überzeugt. Das letzte Wort in dieser Angelegenheit ist 
sicher auch noch nicht gesprochen. – Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Mistol. – Bitte bleiben Sie. Herr Kollege 
Pohl hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. 
Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Herr Kollege Mistol, Sie haben ge-
sagt, es werde Härten und Ungerechtigkeiten geben. 
Bei Letzterem muss ich Ihnen widersprechen. Über 
die Frage, was gerecht und ungerecht ist, entscheidet 
dieses Parlament. Hierzu gibt es verschiedene Auffas-
sungen. Die CSU hält "Bescheid ist Bescheid" für ge-
recht. Die GRÜNEN, die FREIEN WÄHLER und die 
SPD stellen auf das Entstehen der sachlichen Bei-
tragspflicht ab. Daran kann man ermessen, was "ge-
recht" für die einen und "gerecht" für die anderen be-
deutet.

Der zweite Punkt betrifft das Verlottern der Straßen. 
Wir sagen dazu Nein. Deswegen fordern wir nicht nur 
150 Millionen Euro zur Kompensation für die wegfal-
lenden Straßenausbaubeiträge, sondern zusätzliche 
150 Millionen Euro für den kommunalen Straßenbau 
durch eine Erhöhung des Anteils am Kraftfahrzeugs-
teuerersatzverbund, wie es früher einmal war.

Drittens muss ich eine Frage an Sie stellen: Der Ent-
wurf der GRÜNEN schlägt als Stichtag den 
01.01.2017 vor. Im Nachtragshaushalt stellen Sie je-
doch kein Geld dafür bereit, um die Zahlungen für die-
jenigen, die ab dem 01.01.2017 bezahlt haben, abwi-
ckeln zu können. Das müssen Sie tun. Wir beraten 
gerade den Nachtragshaushalt. Wir wollen für vier 
Jahre 250 Millionen Euro bereitstellen. Das ist übri-
gens bezahlbar. Sie sagen, das sei völlig unbezahl-
bar. Das ist bezahlbar. Das steht in unserem Entwurf 
zum Nachtragshaushalt. Sie müssen nachbessern. 
Ansonsten bleiben die Kommunen auf diesem Geld 
sitzen. Das wollen wir nicht. Ich hoffe, Sie wollen das 
auch nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön. – 
Herr Mistol, bitte schön.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Kollege Pohl, was ge-
recht ist, bestimmen nicht wir im Parlament. Das ist 
vielleicht die juristische Sicht der Dinge. Ich bin kein 
Jurist. Was die Menschen draußen als gerecht emp-
finden, das können wir nicht beschließen. Es ist egal, 
was wir heute beschließen werden. Dies wird von 
einem Teil der Leute als ungerecht empfunden wer-
den. In diesem Punkt bin ich mir ganz sicher. Die 
Leute, die dies als ungerecht empfinden, würde ich zu 
Ihnen schicken. Dann können Sie diesen Leuten 
sagen: Das ist aber gerecht.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ja!)

Sie können die Diskussion führen. Diese Diskussion 
bringt uns jedoch nicht weiter. Es ist schön, wenn Sie 
das im Nachtragshaushalt mit einem eigenen Antrag 
unterfüttern und daran glauben, dass dem tatsächlich 
zugestimmt wird.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Dann brau-
chen wir keine Anträge mehr zu stellen!)

Sie waren im Innenausschuss dabei. Dort hat die 
CSU signalisiert, wie sie mit den Änderungsanträgen 
der Opposition umzugehen gedenkt. Was wir beantra-
gen, wird nicht ausgeführt. Insofern ist das Erbsen-
zählerei. Das müssen wir nicht machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Mistol. – Nun erteile ich für die Staatsre-
gierung Herrn Staatssekretär Eck das Wort. Bitte 
schön, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integra-
tion): Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Im Detail wurde genügend diskutiert. Ich hätte 
mich eigentlich nicht mehr zu Wort melden wollen, 
aber es sind einige Aussagen getätigt worden, die ich 
nicht so im Raume stehen lassen kann.

Damit es nicht untergeht, lieber Kollege von den 
FREIEN WÄHLER, Herr Pohl: Sie sagen: Bescheid ist 
Bescheid und bringen das in Form einer Kritik.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER))

Ihr Begehr zielt immer auch auf einen Bescheid für 
die Bürgerinnen und Bürger ab und setzt damit einen 
Stichtag. Deshalb bitte ich Sie dringlich, zunächst ein-

Plenarprotokoll 17/134 v. 14.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 12193

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000209.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000332.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000209.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000426.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000209.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000194.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000194.html


mal eigene Überlegungen anzustellen, bevor Sie mit 
dem Finger auf andere zeigen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

– Herr Pohl, Sie können sicherlich eine Zwischenbe-
merkung machen. Aber Sie brauchen nicht dazwi-
schenzuquatschen, wie wir es von Ihren ganzen Bei-
trägen vorhin gewöhnt sind.

Wenn man die Diskussionsbeiträge mancher Kollegin-
nen und Kollegen betrachtet, fragt man sich, wovon 
hier eigentlich die Rede ist. Sind wir im Freistaat Bay-
ern oder in der Bundesrepublik Deutschland? Wir 
haben seit dem Zweiten Weltkrieg eine großartige Er-
folgsgeschichte; denn wir haben eine kommunale 
Selbstverwaltung aufgebaut, die im Vergleich zu allen 
anderen Bundesländern in Bayern bestens funktio-
niert. Wir diskutieren in diesem Zusammenhang letz-
ten Endes ein Stück weit über die kommunale Selbst-
verwaltung und darüber, dass Bayern kommunale 
Straßen finanziert.

Und nun sollten wir für die Zukunft überlegen, ob wir 
es bei den Straßenausbaubeiträgen belassen. Oder 
kommen wir dann auch zur Kanalisation oder zu den 
Wasserleitungen? Wo endet diese Diskussion? – Das 
ist politischer Popanz; es ist Wahlkampf, der in mei-
nen Augen schier unerträglich geworden ist.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Wir haben bei der Finanzierung des kommunalen 
Straßenbaus immer das Ziel vor Augen, eine gute und 
gerechte Lösung für alle Anlieger und auch für die 
Städte und Gemeinden zu finden.

Wenn Sie, lieber Kollege Aiwanger, nun mit dem Blick 
auf die Straßenausbaubeiträge auf geltendes Recht 
abzielen – das hat mich am meisten motiviert, hier 
noch ein paar Worte zu sagen – und von Unrecht 
reden, erschreckt das. Sie reden von Unrecht, von 
Skandal und von Überbürokratie und Unanständigkeit 
– ich habe mir das aufgeschrieben; ich könnte das 
noch weiter fortsetzen –, und das ist für mich unfass-
bar. Ich bitte Sie, als Parlamentarier zu überlegen, wie 
man mit der geltenden Rechtslage umzugehen hat.

(Beifall bei der CSU)

Ich war über mehrere Jahrzehnte auf kommunaler 
Ebene politisch tätig. Ich hatte 20 Jahre die Federfüh-
rung als Bürgermeister. Bayern hat insgesamt über 
2.000 Kommunen, von denen über 1.500 Satzungen 
hatten. In den Kommunen, die ich besucht habe, 
wurde immer nach geltendem Recht umgelegt, und es 

wurden immer wieder Wege gefunden, anständig, fair 
und gerecht mit den Bürgern umzugehen. Sich jetzt 
hierher zu stellen und zu sagen: Das muss weg; das 
ist ungerecht, das darf den Bürger nichts mehr kos-
ten, ist einfach nicht in Ordnung, und es ist auch nicht 
fair.

(Beifall bei der CSU)

Das hat der Kollege Adelt vorhin deutlich zum Aus-
druck gebracht. Wenn heute eine Baufirma beauftragt 
wird, eine Straße zu bauen, muss hierfür bezahlt wer-
den; egal von wem. Es muss der Steuerzahler zahlen. 
Wir sind uns einig, dass die Entscheidungshoheit dort 
hingehört, wo sie am besten zu überblicken und zu 
steuern ist. Das ist auf der kommunalen Ebene der 
Fall.

Ich sage Ihnen: Das ist eine Konjunkturmaschine für 
die Bauwirtschaft, weil der Bürger nicht mehr direkt 
spürt, dass er für den Aufwand, den er fordert – ob 
gerecht oder ungerecht – bezahlen muss. Den Bür-
gerinnen und Bürgern zu vermitteln, dass wir als Bür-
ger dadurch keine Kosten mehr hätten, ist vollkomme-
ner Unsinn.

Lieber Kollege Pohl, ich will an dieser Stelle noch ein-
mal Folgendes zum Ausdruck bringen: Es ist in aller 
Deutlichkeit angesprochen worden – ich will die De-
tails gar nicht mehr darlegen; die hat Kollege Ländner 
bereits angesprochen –, dass 100 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt werden – 100 Millionen Euro, die 
früher nicht zur Verfügung gestellt worden sind.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Weil die Bür-
ger bezahlt haben!)

Wir haben das Geld deshalb zur Verfügung gestellt, 
weil durch diese Diskussion vom Grundsatz her Un-
gerechtigkeit entstanden ist. Unser Anspruch ist, un-
sere Kommunen nicht im Regen stehen zu lassen. Es 
geht um 100 Millionen Euro für Beiträge, die sie auf-
grund Ihrer unsachlichen Diskussion nicht mehr ein-
heben können.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER))

Wenn Sie nun meinen, es sei offen, dann stimmt das 
nicht. 65 Millionen Euro werden jährlich durch Spitz-
abrechnung zur Verfügung gestellt, und 35 Millionen 
kommen aus dem kommunalen Finanzausgleich. Das 
geschieht, um letzten Endes Klarheit zu haben und 
die pauschale Förderung aufzubauen.

Je mehr die Spitzabrechnung abnimmt – die wird ko-
mischerweise immer weniger –, umso mehr wächst 
die andere Seite; der Gesamtbeitrag bleibt bei 
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100 Millionen Euro. Ich denke, das ist eine logische 
und ausgezeichnete Situation.

Und noch eines: Wir machen das nicht, weil wir jetzt 
kurz vor der Wahl stehen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Natürlich!)

Vielmehr regeln wir zusammen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden die Details.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN – Unruhe – 
Glocke der Präsidentin)

Das alles geht nicht mit einem Schnellschuss, wie Sie 
es uns letztendlich immer nahelegen.

Liebe Freunde, es gäbe noch vieles anzusprechen. 
Ich habe versprochen, die Details nicht zu erwähnen, 
aber ich bin der Meinung, dass wir im Rahmen der 
Diskussion einen guten Weg gefunden haben, und 
bedanke mich für die konstruktive Zusammenarbeit. 
In diesem Sinne bitte ich, dem Antrag der CSU zuzu-
stimmen und die anderen Anträge abzulehnen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke sehr, 
Herr Staatssekretär. – Bitte bleiben Sie am Redner-
pult. Zu einer Zwischenbemerkung hat sich der Kolle-
ge Herz gemeldet. Bitte schön, Herr Herz.

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): Herr Staatssek-
retär Eck, mein Anliegen ist Folgendes: Es war zu-
nächst die Rede von Unsachlichkeit und den Dingen, 
die daraus folgen. Ich verstehe immer noch nicht, 
wieso die Staatsregierung dann dieses unsachliche 
Projekt übernehmen will. Vielleicht können wir hier 
heute ein bisschen Licht ins Dunkel bringen.

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein anderer Punkt: Ja, wir bräuchten für Kanalgebüh-
ren auch mehr Unterstützung. Da haben wir einen Sa-
nierungsstau in Bayern.

(Beifall des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

Dann habe ich noch eine Frage dazu, dass Sie sag-
ten, dass Sie im Vorfeld in intensiven Diskussionen 
mit dem Bayerischen Städtetag waren. Es heißt dort: 
Es soll eine Erstattung entgangener Beitragseinnah-
men durch den Freistaat lediglich dann in vollem Um-
fang erfolgen, wenn das Vergabeverfahren für die 
erste Bauleistung spätestens bis zum 11. April 2018 
eingeleitet wurde. Vielleicht können Sie auch hier 
etwas Licht ins Dunkel bringen; denn das Datum 
11. April erschließt sich mir nicht völlig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke sehr, 
Herr Herz. – Bitte sehr, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integra-
tion): Lieber Herr Kollege, ich kann das kurz beant-
worten. Die Formulierung "unsachliches Projekt" habe 
ich nicht in den Mund genommen. Die Staatsregie-
rung hat die Diskussion verfolgt und natürlich den Ge-
setzentwurf der CSU mit den anderen Entwürfen ver-
glichen, und wir sind einhellig der Meinung, dass der 
beste Entwurf auf dem Tisch liegt. Deshalb stimmen 
wir diesem Entwurf der CSU zu und empfehlen Ihnen 
auch die Zustimmung.

Sie haben die Kanal- und Wasserfrage aufgeworfen. 
Das waren meine Eingangsworte. Als Kommunalpoli-
tiker bin ich erschüttert, wenn ich über die kommunale 
Selbstverwaltung nachdenke und sehe, was folgt. 
Beim Straßenbau ist die Selbstbestimmung weg, da 
wird nur noch gefordert. Bezahlt wird von irgendje-
mandem, und die Steuerungsmöglichkeit der Kommu-
ne entfällt. Soll das jetzt bei Kanalisationsprojekten 
und Wasserprojekten auch so geschehen?

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER))

Noch sind wir hier Gott sei Dank noch nicht so weit, 
und ob über Förderung oder ähnliche Zuwendungen 
zu reden sein wird, überlassen wir dem Parlament.

Bei Ihrer dritten Frage konnte ich nicht genau folgen, 
was Sie damit gemeint haben.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER))

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Eigentlich geht 
das nicht, aber ausnahmsweise, bitte sehr.

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): Es ging mir um 
die Erstattung entgangener Beitragseinnahmen durch 
den Freistaat, die lediglich dann in vollem Umfang er-
folgt, wenn das Vergabeverfahren für die erste Bau-
leistung spätestens bis zum 11. April 2018 eingeleitet 
wurde.

Staatssekretär Gerhard Eck (Inneres und Integra-
tion): Herr Kollege Herz, das sind genau die Themen, 
die vorhin diskutiert worden sind. Es dreht sich um 
Stichtage. Wir können nicht unendlich weit zurück. Da 
gibt es Kommunen, die sagen, 1960 oder 1970 haben 
wir bereits einmal darüber geredet, dass dieses oder 
jenes Projekt wichtig wäre.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Wir brauchen hier klare Fakten und klare Regelungen. 
Deshalb ist es letztendlich so eingebracht worden.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Staatssekretär. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Zu 
einer Erklärung zur Abstimmung für die Fraktion nach 
§ 133 Absatz 1 der Geschäftsordnung erteile ich nun 
dem Kollegen Adelt von der SPD-Fraktion das Wort. 
Bitte schön, Herr Kollege Adelt.

Klaus Adelt (SPD): Werte Kolleginnen und Kollegen! 
In den Ausschüssen hat sich die SPD zum Gesetzent-
wurf der CSU enthalten. Wir werden ihm jedoch heute 
schweren Herzens zustimmen, damit die "Strabs" 
endlich vom Tisch ist, zumindest für den Moment. 
Warum die SPD so handelt, möchte ich kurz erläu-
tern. Wir haben damals versucht, durch wiederkeh-
rende Beiträge, Stundung, Ratenzahlung und Erlass 
Härten von den Bürgern zu nehmen. Es wurde jedoch 
nicht wahrgenommen. Das Ziel wurde nicht erreicht.

(Abg. Tobias Reiß (CSU): Das gibt es doch jetzt 
schon!)

Wir wollen Bürgerinnen und Bürger entlasten. Wir 
wollen kleine Grundstückseigentümer, die hart gear-
beitet haben, entlasten mit dem Ziel, dass die Kom-
munen für die ausfallenden Beträge zu 100 % ent-
schädigt werden. Wir werden mit Argusaugen darauf 
achten, dass die Kommunen einen vernünftigen finan-
ziellen Ersatz bekommen und dass genügend Geld im 
System ist. Uns geht es nach wie vor so wie vor zwei 
Jahren um die Sache, also um eine möglichst gerech-
te Lösung, und nicht um das Prinzip, einen eigenen 
Gesetzentwurf einzureichen, nur damit wir irgendet-
was eingereicht haben. Prinzipienreiterei bringt uns 
nicht weiter und Selbstdarstellung auf dem Rücken 
der Grundstückseigentümer schon zweimal nicht. Wir 
haben deshalb den Änderungsantrag eingereicht und 
hoffen, dass dieser die Zustimmung findet. Wir stim-
men dem Gesetzentwurf zu und hoffen, dass der 
kommunale Geist mit Pragmatismus hier in dieses 
Hohe Haus Einzug hält.

Wir sind uns einig: Eine Abrechnung muss innerhalb 
einer Einheit für jeden gerecht und gleich sein. Die 
Kommunen brauchen Rechtssicherheit und Finanzie-
rungssicherheit. Die Diskussion um die Straßenaus-
baubeiträge und die Ersätze ist noch lange nicht erle-
digt. Die findet hier, im Petitionsausschuss, im Plenum 
und vermutlich auch vor Gericht statt.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Adelt. Wir kommen nun zur Abstimmung. 
Dazu werden die Tagesordnungspunkte wieder ge-
trennt.

Ich lasse zuerst über den Initiativgesetzentwurf der 
Fraktion FREIE WÄHLER auf der Drucksa-
che 17/19093 und den hierzu einschlägigen Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/21461 abstim-
men. Der federführende Ausschuss für Kommunale 
Fragen, Innere Sicherheit und Sport empfiehlt sowohl 
beim Änderungsantrag als auch beim Gesetzentwurf 
die Ablehnung. 

Es folgt zuerst die Abstimmung über den Änderungs-
antrag. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Än-
derungsantrag auf der Drucksache 17/21461 zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen 
bitte! – Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Kollege Muthmann (frak-
tionslos) und Kollegin Stamm (fraktionslos). Enthal-
tungen? – Keine. Damit ist dieser Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Ich lasse nun über den Initiativgesetzentwurf auf 
Drucksache 17/19093 abstimmen. Wer entgegen dem 
Ausschussvotum dem Gesetzentwurf zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Frak-
tion der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen bitte! –
 Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der Kollege Muthmann (frakti-
onslos) und die Kollegin Stamm (fraktionslos). Enthal-
tungen? – Auch hier keine. Damit ist dieser 
Gesetzentwurf abgelehnt.

Jetzt folgt die Abstimmung über den Initiativgesetzent-
wurf der CSU-Fraktion auf der Drucksache 17/21586. 
Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf 
auf der Drucksache 17/21586, die Änderungsanträge 
der Fraktion FREIE WÄHLER auf den Drucksa-
che 17/21851 mit 17/21853, der Änderungsantrag der 
SPD-Fraktion auf der Drucksache 17/22255 und der 
Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/22256 sowie 
die Beschlussempfehlung des endberatenden Aus-
schusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfra-
gen auf der Drucksache 17/22685.

Vorweg ist über die vom endberatenden Ausschuss 
für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen zur Ab-
lehnung empfohlenen Änderungsanträge abzustim-
men. Die Fraktion FREIE WÄHLER hat beantragt, 
über ihre Änderungsanträge auf den Drucksa-
che 17/21851 mit 17/21853 namentlich abstimmen zu 
lassen. Der endberatende Ausschuss empfiehlt die 
Änderungsanträge zur Ablehnung. 
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Wir führen nun die namentliche Abstimmung zum Än-
derungsantrag betreffend "Entschädigung der Ge-
meinden" auf Drucksache 17/21851 durch. Die Urnen 
sind für Sie bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann 
nun begonnen werden. Hierfür stehen fünf Minuten 
zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 11.35 bis 
11.40 Uhr)

Die fünf Minuten sind um. Die Stimmabgabe ist abge-
schlossen. Das Ergebnis wird außerhalb des Plenar-
saals ermittelt. Ich bitte Sie, Ihre Plätze einzunehmen, 
damit wir die nächste Abstimmung durchführen kön-
nen.

Es folgt nun die Abstimmung über den Änderungsan-
trag betreffend "Stichtagsregelung" auf Drucksa-
che 17/21852. Die Urnen stehen wieder bereit. Mit der 
Stimmabgabe kann begonnen werden. Es stehen drei 
Minuten zur Verfügung. 

(Namentliche Abstimmung von 11.41 bis 
11.44 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Das Abstim-
mungsergebnis wird wiederum außerhalb des Plenar-
saals ermittelt.

Es folgt jetzt noch die namentliche Abstimmung über 
den Änderungsantrag betreffend "Ersterschließung –
 25-Jahresfrist" auf Drucksache 17/21853. Die Urnen 
stehen bereit. Wie Sie sicher vermuten, stehen auch 
für diese Abstimmung drei Minuten zur Verfügung. Mit 
der Stimmabgabe kann jetzt begonnen werden. 

(Namentliche Abstimmung von 11.45 bis 
11.48 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Die Stimmabgabe ist abge-
schlossen. Auch das Ergebnis dieser Abstimmung 
wird außerhalb des Plenarsaals ermittelt.

Wir führen jetzt zwei Abstimmungen in einfacher Form 
durch. Nehmen Sie bitte wieder Platz. – Ich lasse jetzt 
in einfacher Form über die Änderungsanträge der 
SPD-Fraktion und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 17/22255 und 
17/22256 abstimmen. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/22255 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen der SPD, des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und Herr Kollege Muth-
mann (fraktionslos). Gegenstimmen, bitte. – Das sind 
die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und 

eine Stimme aus den Reihen der SPD. Enthaltungen? 
– Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/22256 zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 
Gegenstimmen, bitte. – Das sind die Fraktionen der 
CSU und der FREIEN WÄHLER, eine Stimme aus 
den Reihen der SPD sowie Herr Kollege Muthmann 
(fraktionslos). Enthaltungen? – Das ist die Fraktion 
der SPD. Damit ist auch dieser Änderungsantrag ab-
gelehnt.

Wir müssen kurz warten, bis die Ergebnisse der na-
mentlichen Abstimmungen vorliegen, bevor wir die 
Abstimmung über das Gesetz durchführen können. 
Ich mache den Satz ein bisschen länger, damit ich die 
Sitzung nicht unterbrechen muss. – Hier kommen die 
Ergebnisse. 

Ich gebe nun das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Änderungsantrag betreffend "Entschä-
digung der Gemeinden" auf Drucksache 17/21851 be-
kannt: Mit Ja haben 16, mit Nein 130 Abgeordnete 
gestimmt. Es gab eine Enthaltung. Damit ist der Än-
derungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Wir kommen damit zum Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Änderungsantrag betreffend 
"Stichtagsregelung" auf Drucksache 17/21852. Mit Ja 
haben 15, mit Nein 128 Abgeordnete gestimmt. Es 
gab keine Stimmenthaltung. Damit ist auch dieser Än-
derungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Wir kommen damit zum Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Änderungsantrag betreffend 
"Ersterschließung – 25-Jahresfrist" auf Drucksache 
17/21853. Mit Ja haben 15, mit Nein 131 Abgeordnete 
gestimmt. Enthaltungen gab es keine. Auch dieser 
Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf. Der federführende Ausschuss für Kommuna-
le Fragen, Innere Sicherheit und Sport und der endbe-
ratende Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen empfehlen Zustimmung. In § 1 ist 
das Datum der letzten Änderung anzupassen sowie 
die entsprechende Seite des Gesetz- und Verord-
nungsblattes zu benennen. Im Einzelnen verweise ich 
auf die Drucksachen-Nummer 17/22685. 

Plenarprotokoll 17/134 v. 14.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 12197



Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Ergänzung zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Fraktionen der CSU, der SPD und der FREI-
EN WÄHLER sowie Herr Kollege Muthmann (frakti-
onslos). Gegenstimmen? – Sehe ich keine. Enthaltun-
gen? – Das sind die Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und ein Kollege aus der CSU-Fraktion. 
Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort 
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in 
einfacher Form durchzuführen. – Dagegen gibt es kei-
nen Widerspruch. 

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Das 
sind die Fraktionen der CSU, der SPD und der FREI-
EN WÄHLER sowie Herr Kollege Muthmann (frakti-
onslos). Gegenstimmen, bitte. – Keine. Enthaltungen? 
– Das sind die Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und ein Kollege aus den Reihen der 
CSU-Fraktion.

Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: 
"Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengeset-
zes".

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir zum 
nächsten Tagesordnungspunkt kommen, erteile ich 
noch Herrn Kollegen Hofmann von der CSU für eine 
Erklärung seines Abstimmungsverhaltens nach § 133 
Absatz 2 der Geschäftsordnung für fünf Minuten das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Michael Hofmann (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bis gestern 
Abend wusste ich nicht, wie ich heute in dieser Frage 
abstimmen werde. Ich habe mir die Entscheidung 
nicht leicht gemacht. Das ist der erste Gesetzentwurf 
meiner Fraktion, den ich nicht mittragen kann. Aller-
dings haben mich auch die Lösungsvorschläge der 
anderen Fraktionen nicht überzeugt.

Dass ein Systemwechsel immer die Stichtagsproble-
matik nach sich zieht, ist klar. In diesem Fall kommt 
hinzu, dass es auch noch unterschiedliche Anknüp-
fungspunkte für die Stichtage geben kann. Nicht nur 
in meinen Augen ist der Stichtag des 31. Dezem-
ber 2013 völlig willkürlich. Die vordergründige Be-
hauptung folgt dem gleichen Muster wie alle anderen 
Aktionen, die von den FREIEN WÄHLERN bei dieser 
Thematik inszeniert worden sind. Ich kann den An-
knüpfungspunkt "Abschluss der Maßnahme" schon 
eher verstehen. Allerdings hängt das rechtliche Ende 
auch hier von Zufällen ab, sei es, weil Rechnungen 
verzögert eingehen, oder sei es, weil sich Dorferneue-
rungsmaßnahmen wegen Formalien hinziehen.

Meine Haltung begründe ich damit, dass durch keinen 
der vorgelegten Entwürfe das Problem der Stadt 
Ebermannstadt in meinem Stimmkreis rechtssicher 
gelöst werden könnte. – Worum geht es? Einzelne 
Details für Liebhaber lasse ich weg. Kurz gesagt: Es 
geht darum, dass die Stadt Ebermannstadt bis 2014 
keine Ausbaubeitragssatzung hatte. Der Bürgermeis-
ter wurde bis zu seinem freiwilligen Ausscheiden 
immer mit großer Mehrheit wiedergewählt. Um auf-
wendige Abrechnungen zu vermeiden, wurden die 
Kosten der Sanierung über eine höhere Grundsteuer 
gesamtsolidarisch getragen. Womöglich ist diese Lö-
sung für viele Gemeinden in der Zukunft ein Ausweg. 
Aus heutiger Sicht kann sie durchaus visionär sein.

Im Jahr 2015 hat die Stadt Ebermannstadt nach 
einem Bürgermeisterwechsel der Sollvorschrift fol-
gend eine Ausbaubeitragssatzung nach dem Muster 
des Gemeindetags erlassen. Die Konsequenz daraus: 
Alle, die bis dahin dachten, dass sie keine Beiträge 
mehr bezahlen müssen, sollten für die Vergangenheit 
nachzahlen. Natürlich war der Stadtrat von Eber-
mannstadt juristisch schlecht beraten, um nicht zu 
sagen, er war schlecht beeinflusst, als er unter Andro-
hung zivilrechtlicher und strafrechtlicher Folgen die 
Satzung beschlossen hat. Man hätte nicht unbedingt 
Maßnahmen aus der Vergangenheit, die immerhin 
17 Jahre zurücklagen, abrechnen müssen. In jedem 
Fall aber hat die Stadt darauf vertraut, dass dieses 
System beibehalten wird. Mit dem Wissen von heute 
hätten die wenigsten Stadtratsmitglieder der Satzung 
zugestimmt. Wer als Parlamentarier jetzt denkt, so ist 
es in der parlamentarischen Demokratie, dass nichts 
für die Ewigkeit ist, der hat jede Empathie für die 
Situation der Menschen verloren.

Entscheidend ist: Binnen weniger Monate wurde das 
Vertrauen der breiten Bevölkerung in das Rechtssys-
tem zweimal tiefgreifend erschüttert, ja eigentlich zer-
stört. Das erste Mal wurde es erschüttert, als Anlieger 
zahlen mussten, die in dem guten Glauben waren, 
über die höhere Grundsteuer ihren Anteil bereits ge-
leistet zu haben. Zum zweiten Mal wird es jetzt zer-
stört, weil mit der heutigen Gesetzesänderung für die 
einen die Zahlungspflicht wieder aufgehoben wird, für 
andere diese aber bestehen bleibt, obwohl es dafür in 
der Sanierung selbst keinen Grund gibt und es auch 
nicht dogmatisch zwingend ist.

Gerade in der heutigen Zeit sollte es uns Abgeordnete 
nicht kalt lassen, wenn Menschen einem sagen, sie 
hätten niemals geglaubt, dass so etwas in unserem 
Staat möglich wäre. Unsere Aufgabe ist es, die Aus-
wirkungen unserer Gesetze zu betrachten und sie auf 
grobe Ungerechtigkeiten zu überprüfen. Hier haben 
wir eine solche Ungerechtigkeit, die durch ein Gesetz 
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ausgelöst wird. Diese Ungerechtigkeit hindert mich 
daran, diesem Gesetz zuzustimmen.

Ich wage einen Ausblick: Ich sage voraus, dass die 
Kommunen versuchen werden, die Ungerechtigkeiten 
im Alleingang zu lösen, zum Beispiel über eine beson-
ders weite Auslegung des § 227 der Abgabenordnung 
oder über eine andere juristische Krücke. Juristisch 
haltbar werden diese Lösungen in den seltensten Fäl-
len sein. Spätestens dann, wenn sich ein findiger 
Staatsanwalt damit beschäftigt, werden sich die Abge-
ordneten des neuen Landtags zusammensetzen und 
die Missstände beseitigen müssen, die wir in diesem 
Jahr kurz vor der Wahl zu lösen nicht in der Lage 
waren. Nach meiner Auffassung lässt sich § 227 der 
Abgabenordnung über das KAG so modifizieren, dass 
individuelle Lösungen vor Ort gefunden werden kön-
nen. Sollten mich die Menschen im Landkreis Forch-
heim für eine weitere Periode mit dieser ehrenvollen 
Aufgabe betrauen, sie hier zu vertreten, werde ich im 
Sinne eines Ceterum censeo immer wieder daran er-
innern, dass der Fall der Stadt Ebermannstadt nicht 
gelöst ist.

(Beifall des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Hofmann. Damit ist der Tagesordnungs-
punkt 5 abgeschlossen. – Ich möchte Sie noch darü-
ber informieren, dass sich die Fraktionen darauf geei-
nigt haben, auf die Mittagspause zu verzichten. Wir 
werden jetzt bis zur Unterbrechung der Sitzung vor 
der Rede des Herrn Juncker weitertagen.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 6 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über den Vollzug des Jugendarrestes 
(Bayerisches Jugendarrestvollzugsgesetz - 
BayJAVollzG) (Drs. 17/21101) 
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Ulrike Gote u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
(Drs. 17/21570) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
hier: Art. 5 - Einbeziehung der 
Personensorgeberechtigten (Drs. 17/21588) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
hier: Art. 29 - Fortbildung für Bedienstete 
(Drs. 17/21589) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
hier: Art. 37a - Vollzug der Jugendstrafe in freier 
Form (Drs. 17/21590) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Petra 
Guttenberger, Tobias Reiß, Helmut Brunner u. a. 
(CSU)
(Drs. 17/21850) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Petra 
Guttenberger, Tobias Reiß, Helmut Brunner u. a. 
(CSU)
(Drs. 17/22314) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Petra 
Guttenberger, Tobias Reiß, Helmut Brunner u. a. 
(CSU)
(Drs. 17/22320) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt gemäß der Vereinbarung im Ältes-
tenrat 24 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung 
orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 
Fraktion. – Erste Rednerin ist die Kollegin Guttenber-
ger. Bitte schön, Frau Guttenberger.

Petra Guttenberger (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Mit dem Jugendarrestvollzugsgesetz wird eine 
Rechtsgrundlage in Form eines eigenen Gesetzes für 
den Jugendarrest geschaffen. Der Jugendarrest darf 
maximal einen Zeitraum von vier Wochen einnehmen. 
Ich betone besonders diese vier Wochen, damit dann 
bei der Stellungnahme zu den Änderungsanträgen 
klar wird, um welche Zeitspanne es geht.

Wir begrüßen diesen Gesetzentwurf deshalb ganz be-
sonders, weil beim Jugendarrest die erzieherische 
Komponente in den Vordergrund gerückt wird. Ziel 
des Jugendarrestes ist es, dass der Jugendliche zu-
kunftsgerichtet die Verantwortung für sein eigenes 
Leben übernimmt. Im Rahmen des Jugendarrests soll 
er sich den Defiziten, die er aufweist, stellen. Im Rah-
men von Gesprächen sollen ihm der Förderbedarf klar 
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dargelegt und die Möglichkeiten, die sich für ihn erge-
ben, gezeigt werden. Im Rahmen des Jugendarrests 
sollen Werte und Haltungen vermittelt werden. Des-
halb halten wir es für unbedingt erforderlich, dass im 
Gesetz eine Mitwirkungspflicht der Jugendlichen pos-
tuliert wird. Die GRÜNEN wollen mit ihrem Ände-
rungsantrag auf diese Mitwirkungspflicht verzichten. 
Das halten wir für den völlig falschen Weg.

Uns ist es wichtig, dass – da möchte ich auf den Än-
derungsantrag der FREIEN WÄHLER eingehen – mit 
Personen, die für die Maßnahmen im Jugendarrest 
geeignet sind, zusammengewirkt wird. Dazu wird im 
Gesetz auch eine Pflicht normiert. Dies kann aber 
nicht dazu führen, dass wir zwingend eine Einbezie-
hung der Personensorgeberechtigten fordern, wie es 
im Änderungsantrag der FREIEN WÄHLER vorgese-
hen ist, weil diese Einbeziehung innerhalb der Frist 
von vier Wochen häufig gar nicht möglich ist. Wir wer-
den auch den Änderungsantrag der FREIEN WÄH-
LER, mit dem eine besondere Fortbildung gefordert 
wird, ablehnen, weil diese besondere Fortbildung be-
reits existiert. Wir müssen etwas, das bereits existent 
ist, nicht noch einmal beschließen.

Wir werden auch dem Antrag der GRÜNEN, Raucher-
zonen einzurichten, nicht zustimmen. Wir sind näm-
lich der festen Überzeugung, dass ein Jugendlicher 
im Jugendarrest ganz klar erkennen muss: Dies ist 
ein Einschnitt. Das ist keine Unterbrechung vom Spie-
len zu Hause mit der Playstation, sondern das ist ein 
wirklicher Einschnitt. Dabei soll ihm eben auch klar 
werden, welchen Weg er einschlägt, wenn er auf die-
sem Weg, den er betreten hat, weiter bleibt. Dazu ge-
hört für uns auch, dass es in einem solchen Jugend-
arrest keine Möglichkeit gibt, weiterhin zu rauchen. 
Ich formuliere es einmal so: Wie sollte das denn auch 
gehen? – Wie jeder andere muss auch ein Jugendli-
cher in einer Haftanlage, auch in einem Arrest, seine 
persönlichen Gegenstände abgeben. Es funktioniert 
nicht, dass der Freistaat Menschen, die möglicherwei-
se noch gar keine Zigaretten kaufen dürften, Zigaret-
ten gibt. Das versteht sich wohl von selbst.

Wir halten auch nichts von dem Antrag

(Zuruf)

– genau –, dass die Bediensteten der Jugendarres-
tanstalten keine Schusswaffen und Ähnliches tragen 
dürfen. Auch das ist der besonderen Situation in kei-
ner Weise angemessen.

Immer wieder kommt der Vorwurf, die Vorlage des 
Gesetzes erfolge relativ spät. Ich muss ehrlich sagen, 
das ist auch korrekt. Ein gutes Gesetz braucht aber 
manchmal längere Zeit. Wir sind der festen Überzeu-
gung, das ist ein gutes Gesetz. Ich formuliere es ein-

mal so: Es gibt Länder in Deutschland, die sich noch 
nicht einmal auf den Weg gemacht haben, so ein Ge-
setz zu schaffen, wie beispielsweise Berlin und Bre-
men.

In den Änderungsanträgen, die wir, die CSU-Fraktion, 
eingereicht haben, geht es einmal um redaktionelle 
Änderungen und das andere Mal um eine Folgeände-
rung, die sich aus den weiteren Rechtsvorschriften er-
gibt, die dort mit geregelt werden.

Wir werden dem Gesetzentwurf in seiner vorliegen-
den Form zustimmen. Wir halten es für eine gute 
Möglichkeit, den Jugendlichen, bevor sie eine Ju-
gendstrafe und Ähnliches bekommen, im maximal vier 
Wochen dauernden Jugendarrest drei Punkte aufzu-
zeigen: a, es gibt andere Wege; b, welche Defizite 
sind da; c, der Weg, den er oder sie eingeschlagen 
hat, ist sicher nicht der Weg, das eigene Leben erfolg-
reich zu gestalten. Diese Einsicht zu vermitteln, ist 
Ziel und Zweck des Jugendarrests. Dieses Jugendar-
restgesetz dient diesem Ziel in ganz hervorragender 
Weise.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Guttenberger. – Nächster Redner ist 
Herr Kollege Schindler. Bitte schön, Herr Schindler.

Franz Schindler (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen, insbesondere 
liebe Frau Kollegin Guttenberger! Es freut mich, dass 
Sie einräumen, dass der Gesetzentwurf sehr spät 
kommt. Aber mit Verlaub, der Verweis auf andere 
Bundesländer war doch noch nie Maßstab für uns. 
Das können Sie nun wirklich nicht zur Begründung 
anführen.

(Beifall bei der SPD)

So diffizil und kompliziert ist die Materie schließlich 
nicht, dass man zwölf Jahre braucht, um einen Ge-
setzentwurf vorzulegen, den wir jetzt beraten. Die Fö-
deralismusreform ist immerhin 2006 in Kraft getreten. 
Die entsprechende Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts, wonach der Vollzug des Jugendarres-
tes einer gesetzlichen Grundlage bedarf, erging auch 
schon 2006. Es war also allerhöchste Zeit, dass an-
stelle der wenigen Vorschriften im Jugendgerichtsge-
setz und in der Jugendarrestvollzugsordnung sowie 
der Jugendarrestgeschäftsordnung nun endlich eine 
gesetzliche Grundlage für den Vollzug des Jugendar-
restes geschaffen wird.

(Beifall bei der SPD)
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Ich darf daran erinnern, dass meine Fraktion schon 
vor Jahren darauf gedrängt hat, dass die Materie end-
lich geregelt wird. Wir haben Eckpunkte für ein Ju-
gendarrestvollzugsgesetz vorgelegt. Nun ist es end-
lich so weit. Es liegt ein Gesetzentwurf vor, in dem die 
von uns damals formulierten Eckpunkte enthalten 
sind. Zum Beispiel wird die individuelle Ermittlung des 
Hilfebedarfs in Artikel 7 beschrieben. Die getrennte 
Unterbringung wird in Artikel 27 explizit genannt, 
ebenso die Notwendigkeit der Nachbetreuung. Aller-
dings werden in diesem Gesetzentwurf beiläufig auch 
ganz andere Fragen des Strafvollzugs und der Siche-
rungsverwahrung geregelt. Das reicht von der Über-
wachung des Schriftverkehrs über die opferbezogene 
Vollzugsgestaltung bis hin zur Fesselung von Gefan-
genen und zu Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Gesundheitsvorsorge.

Meine Damen und Herren, worum geht es denn beim 
Jugendarrestvollzug? – Es geht ausdrücklich nicht um 
den Vollzug einer Jugendstrafe. Es geht vielmehr um 
den Vollzug des in § 13 Absatz 2 des Jugendgerichts-
gesetzes als sogenanntes Zuchtmittel bezeichneten 
Jugendarrests in Form von Freizeitarrest, Kurzarrest 
und Dauerarrest bis zu vier Wochen, was bereits an-
gesprochen worden ist. Der Begriff Zuchtmittel, darauf 
habe ich bereits in der Ersten Lesung hingewiesen, 
stammt aus einem dunklen Kapitel unserer Geschich-
te und sollte unseres Erachtens auf Bundesebene all-
mählich durch eine etwas dem eigentlichen Zweck ge-
rechter werdende Formulierung ersetzt werden.

Meine Damen und Herren, Jugendarrest ist kein Mas-
senphänomen. Es ist allerdings so, dass bezogen auf 
alle in den Bundesländern nach Jugendstrafrecht Ver-
urteilten in Bayern am häufigsten Jugendarrest ver-
hängt wird. Diese Tendenz hat sich nach der Einfüh-
rung des sogenannten Warnschussarrestes in § 16a 
des Jugendgerichtsgesetzes auch noch verstärkt. 
Derzeit haben wir in Bayern 195 Arrestplätze. Das 
zeigt bereits, dass es kein Massenphänomen ist. 
Diese Plätze werden allerdings meistens auch ge-
braucht. Die Plätze sind in sechs Jugendarrestanstal-
ten, und zwar in Hof, Landau, Landshut, München, 
Nürnberg und Würzburg.

Die mit der Verhängung von Jugendarrest verbunde-
nen Erwartungen, dass die Jugendlichen durch eine 
kurze Freiheitsentziehung dazu veranlasst werden, 
sich mit ihren Verfehlungen auseinanderzusetzen, 
und dass Hilfen zur Bewältigung deliktfördernder Um-
stände geleistet werden, werden nicht so richtig er-
füllt. So ehrlich muss man sein. 75 % der Jugendli-
chen, die einen Arrest hinter sich gebracht haben, 
werden nämlich schon kurze Zeit später wieder rück-
fällig. Dafür gibt es viele Ursachen. Darüber habe ich 
schon in der Ersten Lesung geredet und auch in der 

federführenden und in der Endberatung im Rechts-
ausschuss. Das hat insbesondere etwas mit der kur-
zen Verweildauer zu tun, während der es gar nicht 
möglich ist, Weichen so völlig neu zu stellen, dass die 
Jugendlichen befähigt werden, anschließend ein ganz 
anderes Leben zu führen, zumal sie regelmäßig in die 
Verhältnisse zurückkehren, aus denen sie gekommen 
sind; und die haben schließlich dazu geführt, dass sie 
Verfehlungen begangen haben. Gerade deshalb ist es 
wichtig und richtig, den Vollzug erzieherisch zu gestal-
ten und zu versuchen, die Jugendlichen zu befähigen, 
künftig eigenverantwortlich und ohne Straftaten zu 
leben. Wir sollten aber ehrlich sein, zu sagen, dass es 
in der kurzen Zeit eigentlich nur darum gehen kann, 
Impulse zu setzen. Mehr kann wegen der Kürze der 
Zeit nicht erreicht werden. Deshalb ist es wichtig und 
auch richtig, dass es in dem Gesetzentwurf heißt, 
dass die Bediensteten in den Jugendarrestanstalten 
für diese erzieherische Gestaltung des Vollzugs ge-
eignet und qualifiziert sein müssen und nicht mehr 
nur, wie es bisher in der Jugendarrestvollzugsordnung 
heißt, erzieherisch befähigt sein sollen. Nein, Sie 
müssen dafür geeignet sein.

Genauso wichtig wie die erzieherische Gestaltung ist 
es aber, dass nach Beendigung des Arrests für eine 
weitere Betreuung der Jugendlichen gesorgt wird, weil 
sie, wie bereits gesagt, in die gleichen Verhältnisse 
zurückkehren, aus denen sie kommen. Der Tag der 
Entlassung muss im Prinzip bereits am Tag des Be-
ginns des Arrests geplant werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ände-
rungsanträge der GRÜNEN und der FREIEN WÄH-
LER sind nach unserer Überzeugung – ich habe das 
auch im Ausschuss mehrfach gesagt – zwar nicht 
zwingend, würden aber auch nicht schaden, weswe-
gen wir sie mittragen, ebenso die Änderungsanträge 
der CSU, mit denen Vorgaben der EU bezüglich Da-
tenschutz nachvollzogen und ansonsten redaktionelle 
Änderungen vorgeschlagen werden. Trotz einzelner 
Kritikpunkte, die wir natürlich haben und die ich auch 
für berechtigt halte, zum Beispiel die vielen Verweise 
auf das Strafvollzugsgesetz, die enthalten sind, ob-
wohl es gerade nicht um den Vollzug einer Strafe 
geht, aber auch, dass Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund überhaupt nicht in diesem Gesetz erwähnt 
werden, kann dem Gesetzentwurf zugestimmt wer-
den. Das werden wir auch tun.

Meine Damen und Herren, die Aufgabe des Landtags 
bleibt es, dafür zu sorgen, dass in den Jugendarres-
tanstalten ausreichend qualifizierte Mitarbeiter als 
Voraussetzung für die Erreichung des Vollzugsziels 
zur Verfügung stehen. Da hat der Landtag noch eine 
große Aufgabe, dieses Ziel zu erreichen.
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(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER erteile 
ich jetzt Herrn Kollegen Streibl das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Auch wir 
begrüßen das Jugendarrestvollzugsgesetz, das nach 
langer Zeit jetzt endlich kommt. Wir haben das Ganze 
natürlich auch mit ein paar Änderungsanträgen flan-
kiert, wo wir sagen, da könnte man vielleicht noch 
Verbesserungen einbringen.

Es ist schon gesagt worden: Der Jugendarrest soll 
eine erzieherische Maßnahme sein, die den Jugendli-
chen aus einem kriminellen Leben hinüberführt in ein 
anständiges Leben, das er selbstverantwortet ohne 
Straftaten führen kann. Also soll der Jugendarrest 
eine Brücke darstellen, über die der Jugendliche in 
das bürgerliche Leben hinübergeführt werden kann. 
Ob es dann gelingt? – Wir haben die Zahlen vorher 
gehört: 75 % werden rückfällig. Da muss man noch 
viel mehr nachsteuern.

Es handelt sich um Jugendliche, die in einem eigenen 
Milieu sozialisiert sind, das in eine andere Richtung 
weist. Hier muss man in Richtung einer normalen Le-
bensform Impulse setzen. Deswegen sollte man die 
Erziehungsberechtigten einbeziehen, auch wenn es 
nur eine kurze Zeit ist, und genau in dem Milieu an-
setzen, aus dem der Jugendliche kommt, sodass man 
die Eltern mitnimmt über diese Brücke in das andere 
Leben, sodass man hier Anknüpfungspunkte hat. Es 
soll nicht so sein, dass man sagt: Der Jugendarrest ist 
jetzt vorbei, jetzt gehst du heim und machst weiter. 
Das ist der falsche Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Daher ist es wichtig, die Eltern mitzunehmen, damit 
man vielleicht auch auf die Familien ein bisschen Ein-
fluss nehmen kann. Um das tun zu können, brauchen 
wir in den Arrestvollzugsanstalten Bedienstete, die 
dafür ausgebildet sind und adäquat für diese Erzie-
hungsaufgabe weitergebildet werden. Der Anspruch 
auf diese Weiter- und Fortbildung sollte im Gesetz 
niedergelegt werden.

Vor Jahren haben wir ein Vollzugsgesetz für Jugend-
straffällige für einen Strafvollzug in freier Form, was 
wiederum etwas anderes ist als der Arrest, einge-
bracht. Gerade die Jugendlichen, die man für ein 
Leben ohne Straftaten in unserer Gesellschaft soziali-
sieren möchte, sind oft überhaupt noch nie irgendwie 
sozialisiert worden; sie brauchen erst einmal eine 
Grundsozialisierung in einer ganz normalen Familie. 

Deswegen sollte man diese Möglichkeiten eröffnen 
und Wege gehen, dass man aufzeigen kann, wie ein 
normales Leben in einer normalen Familie sein kann 
und dass das auch ein Wert ist. Das muss man erst 
einmal vermitteln. Wenn man jemanden nur im Arrest 
oder in der JVA sozialisiert, dann sozialisiert man ihn 
genau in die andere Richtung. Man muss zeigen, was 
der Wert ist, auf den der Betroffene zugehen soll, und 
verdeutlichen, was für uns wertvoll ist. Das muss man 
vermitteln und nicht die Stäbe vor den Fenstern. Man 
muss zeigen, was erreicht werden kann und was er-
reicht werden soll, nicht das, was die Endstation ist.

Meine Damen und Herren, wir werden diesen Gesetz-
entwurf trotz der Mängel, die noch enthalten sind, un-
terstützen. Wir sind auf jeden Fall froh, dass das Ge-
setz kommt. Wir sind auch froh, dass der Opferbezug 
in das Gesetz aufgenommen ist, dass den Jugendli-
chen eine Empathie vermittelt wird, um sich in das 
Opfer hineinversetzen zu können und für sich zu ent-
scheiden, so etwas nicht mehr zu tun, weil einem 
selbst so etwas auch nicht passieren soll. Das Gesetz 
gibt wichtige Impulse, die wir mittragen und unterstüt-
zen. – Den Antrag der GRÜNEN werden wir auch mit-
tragen. Ich freue mich auf die Abstimmung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Frau Kollegin Gote, bitte.

Ulrike Gote (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, spät kam es, 
nachdem schon seit Jahren die Landeskompetenz ge-
geben war, so ein Gesetz zu erlassen; aber dennoch 
muss man fragen: Hat es eigentlich Sinn, so ein Ge-
setz zu haben? Vielmehr: Hat das Mittel Jugendarrest 
wirklich Sinn?

Wir haben schon gehört: Die Rückfallzahlen derer, die 
in Jugendarrest waren, sind sehr, sehr hoch. Von 
daher scheint es mir nicht unbedingt das Mittel der 
Wahl zu sein, um unser Ziel zu erreichen und junge 
Menschen, die in die Straffälligkeit oder in ein Leben 
mit Straffälligkeit abzudriften drohen, von diesem Weg 
abzubringen. Wir fragen, ob der Jugendarrest über-
haupt sinnvoll ist, ob er dazu geeignet ist, unsere ge-
meinsamen Erziehungsziele auch zu erreichen. Wir 
sagen eher Nein. Deshalb stellen wir auch dieses Ge-
setz vom Prinzip her in Frage.

Hier fehlt – und das müssten wir viel deutlicher ma-
chen –, dass wir eine gute Sozial- und Bildungspolitik 
mit allen Maßnahmen, Initiativen, Institutionen und 
Hilfen vernetzen, sodass man frühzeitig eingreifen 
kann, wenn man sieht, dass ein junger Mensch auf 
die schiefe Bahn zu geraten droht. Das bedeutet 
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nicht, dass man irgendetwas verharmlosen oder ver-
niedlichen soll; das können durchaus sehr restriktive 
und hart einschneidende Maßnahmen sein, die man 
zum Erreichen pädagogischer und erzieherischer 
Ziele einsetzen muss und kann. Wir halten aber gera-
de den Jugendarrest nicht unbedingt für ein geeigne-
tes Mittel, gerade dann nicht, wenn er so ausgestaltet 
wird, dass er eben doch wie ein Strafvollzug aus-
schaut. Es wurde schon gesagt: Die vielen Verweise 
auf den Strafvollzug sind nicht geeignet, um deutlich 
zu machen, dass es hier wirklich um etwas anderes 
geht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nichtsdestoweniger haben wir natürlich konstruktiv in 
diesem Gesetzgebungsverfahren mitgearbeitet, 
haben unsere Änderungsanträge eingereicht; sie wur-
den hier teilweise schon thematisiert und erwähnt. 
Leider wurden sie alle abgelehnt. Bei den Anträgen 
ging es uns darum, deutlich herauszustellen, dass Ju-
gendarrest nicht Strafvollzug ist. Deshalb brauchen 
wir, anders als es hier jetzt geregelt wird, eine noch 
deutlichere räumliche Trennung. Man kann zwar 
sagen, das ist eine eigene Anstalt; wenn der Vollzug 
aber auf demselben Gelände stattfindet, dann ist das 
nach außen und für den jungen Menschen kein deutli-
ches Signal, dass es eben nicht Strafvollzug, sondern 
eine andere Maßnahme ist. Diese Trennung ist leider 
nicht verwirklicht.

Dann geht es um die Mitwirkungspflicht der Jugendli-
chen. Wir meinen, gerade in diesem Alter ist es nicht 
sehr sinnvoll und zielführend, auf Zwang und Ver-
pflichtung zu setzen. Da müsste man sehr viel stärker 
mit pädagogischen Anreizen arbeiten. Da kommt mir 
die Pädagogik zu kurz.

Dann komme ich noch zu der kleinen Geschichte mit 
den Raucherecken. Ihre Kritik an unserer Forderung 
zeigt einfach, dass Sie nicht erkennen, dass es hier 
darum geht, wirklich den ganzen Jugendlichen, den 
ganzen Menschen in den Blick zu nehmen und seine 
problematischen Verhaltensweisen zu beeinflussen. 
Das geht eben nicht immer mit restriktiven Mitteln 
oder Verboten.

Ich bin ja schon dankbar, dass Sie wenigstens unse-
rem Berichtsantrag zugestimmt haben. Wenn wir den 
schriftlichen Bericht zum Jugendarrest haben, werden 
wir darin sicher viele wertvolle Fakten, Daten, Grund-
lagen und vielleicht auch schon Erfahrungen mit dem 
neuen Gesetz vor uns liegen haben. Ich hoffe, dass 
wir dann in diesem Haus noch nach besseren oder 
verbesserten Wegen bei dieser Problematik suchen 
und vielleicht auch noch ein bisschen etwas an dem 
Jugendarrestvollzugsgesetz drehen können, damit es 

tatsächlich im besten Sinne ein Hilfegesetz für die jun-
gen Menschen, aber auch für die Gesellschaft wird; 
denn natürlich ist auch ganz klar: Es geht nicht nur 
darum, dem einen Menschen gerecht zu werden, son-
dern es geht auch darum, den Anspruch der Gesell-
schaft, in der wir zusammenleben, einzulösen, dass 
junge Menschen lernen, dass sie sich an Recht und 
Gesetz halten müssen und wie sie sich in sozialvert-
räglicher Weise in diese Gesellschaft einbringen kön-
nen.

Wir werden also das Thema weiter begleiten. Das Ge-
setz werden wir, nachdem unsere Anträge abgelehnt 
wurden und auch keine Verbesserungen der anderen 
Fraktionen aufgenommen wurden, leider ablehnen 
müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
Staatsregierung hat Herr Staatsminister Prof. 
Dr. Bausback ums Wort gebeten. Bitte schön, Herr 
Staatsminister.

Staatsminister Prof. Dr. Winfried Bausback (Jus-
tiz): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Den 
Schlussstein der bayerischen Vollzugsgesetzgebung 
haben Sie heute in den Händen. Nach der Schaffung 
des Bayerischen Strafvollzugsgesetzes im Jahr 2007, 
des Bayerischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 
im Jahr 2011 und des Bayerischen Sicherungsver-
wahrungsvollzugsgesetzes im Jahre 2013 komplettiert 
der vorliegende Gesetzentwurf für ein Bayerisches 
Jugendarrestvollzugsgesetz die bayerische Gesetzge-
bung im Bereich des Justizvollzuges. Der Gesetzent-
wurf modernisiert den Jugendarrestvollzug in Bayern 
und stellt ihn auf eine umfassende gesetzliche Grund-
lage. Er stellt damit sicher, dass Jugendarreste in 
Bayern weiterhin rechtssicher und konsequent vollzo-
gen werden können. Dabei haben wir die erzieheri-
sche Ausgestaltung des Jugendarrestvollzugs in den 
Mittelpunkt gestellt und machen sie zur gesetzlichen 
Verpflichtung.

Kolleginnen und Kollegen, von Ihnen, Kollege Schind-
ler, von Ihnen, Kollege Streibl, und auch von Frau 
Gote wurde die Rückfallproblematik angesprochen. 
Mit den Rückfallquoten früherer Arrestanten – ich 
denke, darauf beziehen Sie sich – wird auf eine bun-
desweite Untersuchung des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz Bezug genommen. 
In der Tat wird darin ein hoher Wert – wenn ich richtig 
informiert bin, 64 % – für die Rückfallquote nach 
einem Jugendarrest ausgewiesen, mit dem niemand 
zufrieden sein kann. Er bedeutet nämlich, dass es in 
unserem Rechtsstaat eine Klientel an jungen Leuten 
gibt, die wiederholt straffällig werden und durch staat-
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liche Erziehungsmittel schwer erreichbar sind. Aller-
dings, Kolleginnen und Kollegen, müssen wir den sta-
tistischen Wert richtig verstehen; wir dürfen ihn auch 
nicht unreflektiert in der politischen Diskussion ver-
wenden.

Erstens ist festzustellen, dass es angesichts der krimi-
nologischen Erkenntnisse zu Normalität, Ubiquität und 
Episodenhaftigkeit von Jugendkriminalität angezeigt 
ist, lediglich die stationären Folgeentscheidungen 
Freiheitsstrafe und Jugendstrafe mit oder ohne Be-
währung und nicht jede Form von Folgesanktionie-
rung in den Blick zu nehmen. Hierzu gibt die Studie 
ein Rückfallrisiko von unter 30 % an. Mit anderen 
Worten: Bei den aus dem Jugendarrestvollzug entlas-
senen jungen Menschen erwächst in 70 % der Fälle 
keine Notwendigkeit für schwere Folgesanktionierun-
gen.

Zweitens dürfen wir nicht vergessen, dass die Ju-
gendarrestanten bereits eine Negativauslese bilden; 
denn für diejenigen jugendlichen Straftäterinnen und 
Straftäter, die bei der Beurteilung eine bessere Sozial-
prognose aufweisen, hätte das Gericht eine andere, 
weniger einschneidende Rechtsfolgeerziehungsmaß-
regel oder anderes gewählt. Ich sage ganz ausdrück-
lich: Auch die 30 % der Fälle, in denen folgeschwere 
Sanktionierungen notwendig sind, sind mir noch zu 
hoch. Aber aus diesen Zahlen, so wie ich sie sehe, er-
gibt sich ganz klar, dass wir den Jugendarrest als 
einen der vielen Bausteine brauchen, die wir in die-
sem Bereich haben.

Noch eines möchte ich auch sagen, weil von Ihnen, 
Frau Gote, so unreflektiert gesagt wurde, wir würden 
uns nur auf den Arrest und andere restriktive Strafen 
und Erziehungsmittel beziehen. Meine Damen und 
Herren, wir haben in Bayern eine ganze Reihe von 
Initiativen, Projekten und Maßnahmen, die die Ju-
gendlichen als Persönlichkeit insgesamt in den Blick 
nehmen. Bayern war das erste Land der Bundes-
republik Deutschland mit Teen-Court-Projekten. Wir 
haben an einigen Standorten – ich kann jetzt die ge-
naue Zahl aus dem Stegreif nicht sagen – Teen-
Court-Projekte, in denen sich Jugendliche nach einer 
entsprechenden Schulung auf freiwilliger Basis mit Ju-
gendkriminalität auseinandersetzen und so einen be-
sonderen Zugang zu den Altersgenossen finden. Wir 
haben zwei Projekte mit virtuellen Häusern des Ju-
gendrechtes. Wir haben eine ganze Reihe von Projek-
ten auch der Polizeien, die ebenfalls versuchen, prä-
ventive Ansätze zu wählen. – Unser Ansatz sieht nicht 
nur die Restriktion vor, sondern es ist ein Gesamtpro-
jekt. Dazu aber gehört, meine Damen und Herren, 
eben auch der Jugendarrest als ein wichtiger Bau-
stein. Und ja, wir nutzen diesen Baustein in Bayern 

konsequenter, als es in vielen anderen Ländern der 
Fall ist.

Zurück zum Entwurf. Der Entwurf sieht in Artikel 37a 
auch punktuelle Änderungen der eingangs erwähnten, 
bereits bestehenden Vollzugsgesetze vor. Hervorhe-
ben möchte ich an dieser Stelle einen Punkt, der mir 
persönlich sehr am Herzen liegt: Durch die Einführung 
eines neuen Artikels 5a in das Bayerische Strafvoll-
zugsgesetz stärken wir den Opferschutz und machen 
eine opferbezogene Vollzugsgestaltung ausdrücklich 
zur Pflicht.

Meine Damen und Herren, in der Ersten Lesung zum 
vorliegenden Gesetzentwurf habe ich um eine kon-
struktive Beratung gebeten, und es freut mich, dass 
die zurückliegende Beratung in den Ausschüssen 
durchaus konstruktiv war. Natürlich gibt es bei einem 
umfangreichen Gesetzgebungsvorhaben stets einzel-
ne Aspekte, die man je nach politischem Standpunkt 
anders vertreten und auch anders regeln könnte. Ent-
sprechend haben die FREIEN WÄHLER und die 
GRÜNEN verschiedene Änderungsanträge einge-
bracht und zur Diskussion gestellt. Das ist natürlich ihr 
gutes parlamentarisches Recht. Wir haben diese An-
träge geprüft und sind zu einem klaren Ergebnis ge-
kommen: Der Gesetzentwurf wäre durch die Umset-
zung der Änderungsanträge der Opposition 
keineswegs besser, sondern an einigen Stellen viel-
mehr schlechter geworden. Zu Recht wurde in den 
Ausschüssen daher die Ablehnung der Änderungsan-
träge der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN emp-
fohlen. Zugleich wurde mit den Stimmen nicht allein 
der CSU, sondern auch von SPD und FREIEN WÄH-
LERN die Zustimmung zum Gesetzentwurf der 
Staatsregierung empfohlen.

Bevor ich zum Schluss komme, darf ich noch auf die 
Änderungsanträge der CSU eingehen. Die Anträge 
auf den Drucksachen 17/22314 und 17/22320 dienen 
dazu, Verweise im Bayerischen Jugendarrestvollzugs-
gesetz und im Gesetz zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen 
des Bundes quasi glattzuziehen. Der Antrag auf 
Drucksache 17/21850 dient der datenschutzrechtli-
chen Anpassung an europäische Vorgaben und steht 
im engen Zusammenhang mit der entsprechenden 
Gesetzesinitiative der CSU zur datenschutzrechtli-
chen Anpassung der Bayerischen Vollzugsgesetze. 
Diese Änderungen sind durchwegs der Rechtstechnik 
geschuldet, aber natürlich nicht weniger sinnvoll. Er-
freulicherweise haben diese Änderungsanträge in der 
Endberatung des Rechtsausschusses zuletzt eine 
einheitliche Zustimmung erfahren. Diese Zustimmung, 
Kolleginnen und Kollegen, möchte ich von Ihnen auch 
heute erbitten.
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Meine Damen und Herren, die von mir vorhin ange-
sprochene konstruktive Ausschussberatung hat zu 
dem aus meiner Sicht erfreulichen Ergebnis geführt, 
dass bis auf die GRÜNEN, die ein weiteres Mal Total-
opposition betrieben haben, auch die SPD und die 
FREIEN WÄHLER den Entwurf der Staatsregierung 
unterstützt haben. Das freut mich besonders, weil 
eine breite Unterstützung in diesem Hohen Haus den 
bayerischen Justizvollzug, der einen enorm wichtigen 
Beitrag für die Sicherheit unseres Rechtsstaates leis-
tet, insgesamt stärkt. Ich bitte Sie daher alle, auch die 
Kollegen der Oppositionsfraktionen, um Ihre Zustim-
mung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung mit den 
vom Rechtsausschuss empfohlenen Änderungen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr 
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und 
wir kommen zur Abstimmung.

Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf 
auf Drucksache 17/21101, der Änderungsantrag von 
Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/21570, die Ände-
rungsanträge von Abgeordneten der Fraktion 
FREIE WÄHLER auf den Drucksachen 17/21588 mit 
17/21590 und die Änderungsanträge von Abgeordne-
ten der CSU-Fraktion auf den Drucksachen 17/21850, 
17/22314 und 17/22320 sowie die Beschlussempfeh-
lung des endberatenden Ausschusses für Verfassung, 
Recht und Parlamentsfragen auf Drucksa-
che 17/22680.

Vorweg ist über die vom endberatenden Ausschuss 
für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen zur Ab-
lehnung empfohlenen Änderungsanträge abzustim-
men. Die Fraktionen sind übereingekommen, bei den 
Änderungsanträgen der Fraktion FREIE WÄHLER 
und beim Änderungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN über die Voten des endberaten-
den Ausschusses abzustimmen. Der endberatende 
Ausschuss empfiehlt die Änderungsanträge zur Ab-
lehnung. 

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen 
Ausschussvotums seiner Fraktion einverstanden ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Danke schön. 
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. Stimm-
enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt der Landtag 
diese Voten. Die Änderungsanträge sind damit abge-
lehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf. Der endberatende Ausschuss für Verfassung, 
Recht und Parlamentsfragen empfiehlt unter Berück-

sichtigung der Änderungsanträge der CSU-Fraktion 
Zustimmung mit Änderungen. Im Einzelnen verweise 
ich hierzu auf die Drucksache 17/22680. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbera-
tenden Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. Das die Fraktion der CSU, der SPD 
und der FREIEN WÄHLER. – Ich bitte, die Gegen-
stimmen anzuzeigen. – Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit 
ist das Gesetz angenommen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort 
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in 
einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt 
sich nicht. 

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das 
sind die Fraktionen der CSU, der SPD und der FREI-
EN WÄHLER. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzei-
gen. – Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine.

Damit ist das Gesetz angenommen. Es hat den Titel: 
"Gesetz über den Vollzug des Jugendarrestes, Bayeri-
sches Jugendarrestvollzugsgesetz". 

Mit Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben be-
schlossenen Fassung haben die Änderungsanträge 
von Abgeordneten der CSU-Fraktion auf den Druck-
sachen 17/21850, 17/22314 und 17/22320 ihre Erledi-
gung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon Kennt-
nis.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung die 
Tagesordnungspunkte 7 und 8 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo 
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
zur Änderung des Bayerischen 
Besoldungsgesetzes
Ballungsraumzulage für alle Beamtinnen und 
Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
(Anwärterinnen und Anwärter) sowie 
Dienstanfängerinnen und Dienstanfänger 
(Drs. 17/20811) 
- Zweite Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus 
Rinderspacher, Stefan Schuster, Prof. Dr. Peter 
Paul Gantzer u. a. und Fraktion (SPD)
zur Änderung des Bayerischen 
Besoldungsgesetzes
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Verdoppelung der Ballungsraumzulage und 
Streichung des Anwärtergrenzbetrags 
(Drs. 17/20847) 
- Zweite Lesung -

Wir haben auf die Mittagspause verzichtet. Das be-
deutet aber nicht, dass es immer weniger werden, die 
hier anwesend sind. Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter haben auch auf ihre Mittagspause verzichtet. 
Ich möchte das hier nur anmerken.

(Zurufe von der CSU: Aber wir sind ja hier! – Wei-
tere Zurufe)

– Ja, ich weiß. Man kann aber nicht auf eine Mittags-
pause verzichten und trotzdem gehen, während die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier weiterarbeiten 
müssen. Einer Präsidentin muss es möglich sein, das 
hier einmal anzumerken. – Ich eröffne jetzt die Aus-
sprache. Bitte schön, Herr Kollege Meyer für die Frak-
tion der FREIEN WÄHLER.

Peter Meyer (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei uns im Aus-
schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes ist schon 
seit Jahren ein Dauerthema – ich bin seit knapp zehn 
Jahren dabei –, wie wir den öffentlichen Dienst attrak-
tiv machen können oder noch attraktiver gestalten 
können. Im Rahmen dieser Problematik ist die Bal-
lungsraumzulage bei uns im Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes natürlich ebenfalls ein Dau-
erthema.

Unser Gesetzentwurf hat zum Ziel, den Grenzbetrag 
für Anwärterinnen und Anwärter und für Dienstanfän-
gerinnen und Dienstanfänger abzuschaffen. Der Ge-
setzentwurf der SPD verfolgt auch dieses Ziel und da-
rüber hinaus die Verdoppelung der 
Ballungsraumzulage.

Meine Damen und Herren, der Grenzbetrag ist eine 
Erfindung. Ich habe in meinen fast zehn Jahren hier 
meine Erfahrungen zum Dienstrecht gesammelt und 
komme, wie Sie wissen, originär aus der öffentlichen 
Verwaltung. Mir sind viele Vorschriften nicht fremd. 
Viele Vorschriften, gerade im Dienst- und Besoldungs-
recht, sind sicherlich kompliziert und nicht auf den 
ersten Blick verständlich, aber man kann sie erklären. 
Diese Geschichte mit dem Grenzbetrag muss man 
aber nicht verstehen, meine Damen und Herren.

(Tobias Reiß (CSU): Man kann es aber verste-
hen!)

– Nein, man muss es nicht verstehen, Herr Kollege 
Reiß. Worum geht es? – Es ist eine Systemfrage, und 
ich verstehe Ihren systemischen Ansatz nicht. Der 
Grenzbetrag legt fest, dass Anwärter im Hinblick auf 

ihr möglicherweise künftiges Einkommen im Staats-
dienst ab, sagen wir einmal, A 12 aufwärts – das um-
fasst beispielsweise schon die Lehramtsreferendare 
und -referendarinnen – keine Ballungsraumzulage er-
halten, weil sie diese später auch nicht erhalten wür-
den.

Meine Damen und Herren, hier wird es meines Erach-
tens schizophren. Diese Referendarinnen und Refe-
rendare verdienen zwischen 1.200 Euro und 
1.400 Euro und erhalten wegen der Grenzbetragsre-
gelung keine Ballungsraumzulage. Kolleginnen und 
Kollegen hingegen, die keine Anwärter mehr sind und 
unterhalb von A 12 eingruppiert sind, verdienen viel-
leicht 3.000 Euro oder 3.500 Euro brutto und erhalten 
eine Ballungsraumzulage. Von den absoluten Beträ-
gen her gesehen, kann man das nicht verstehen.

Es geht nicht darum, was die Anwärterinnen und An-
wärter künftig verdienen, sondern darum, dass sie 
jetzt ihre Wohnungssorgen und Ausgaben für Miete 
und Lebensunterhalt im Großraum München haben 
und darüber hinaus nicht immer wissen, ob sie später 
in den Staatsdienst übernommen werden. Viele der 
angehenden Lehrerinnen und Lehrer erhalten keine 
Anstellung im öffentlichen Dienst an den staatlichen 
Schulen. Es handelt sich also ausschließlich um eine 
soziale Aufgabe, die Ballungsraumzulage entspre-
chend den absoluten Verdiensten zu gewähren.

Natürlich ist die Ballungsraumzulage kein Allheilmittel, 
um die drängenden wohnungspolitischen und sozia-
len Probleme im Hinblick auf die Mieten zu klären. 
Das ist klar.

Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur Ver-
doppelung der Ballungsraumzulage geht über unse-
ren hinaus. Dem stimmen wir zu. Mit dem Maßnah-
menpaket vom Herbst 2017 ist bereits einiges erreicht 
worden. Damals ist die Ballungsraumzulage schon er-
höht worden. Auch wenn es sich nur um eine kleine 
Erhöhung handelt, bei derart hohen Mietpreisen im 
Großraum München zählt jeder Euro. Natürlich kann 
man damit nicht die Wohnungsprobleme lösen.

Ich erkenne das Argument der CSU-Fraktion an, wo-
nach eine zu hohe Ballungsraumzulage einer Beför-
derung gleichkäme und dann die ganze Systematik 
nicht mehr stimmen würde. Man kann darüber reden, 
die Ballungsraumzulage nicht linear und unbegrenzt 
zu erhöhen. Aber die Festlegung eines Grenzbetrags 
ist unsozial. Das dient nicht der von uns immer ge-
wollten und angestrebten Attraktivitätssteigerung des 
öffentlichen Dienstes. Daher bitte ich um Zustimmung 
zu unserem Gesetzentwurf.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Kollege 
Schuster das Wort. Bitte schön.

Stefan Schuster (SPD): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Heute stehen in Zweiter Lesung 
zwei Gesetzentwürfe auf der Tagesordnung. Das sind 
der Gesetzentwurf der FREIEN WÄHLER zur Strei-
chung des Anwärtergrenzbetrages und der weiter 
gehende Gesetzentwurf der SPD-Fraktion, der darü-
ber hinaus eine Verdoppelung der Ballungsraumzula-
ge vorsieht. Nach Einreichung unseres Gesetzent-
wurfs wurde rückwirkend zum 1. Januar 2018 eine 
Erhöhung um 50 % auf 122 Euro vorgenommen. 
Ebenfalls erhöht wurden der Anwärtergrundbetrag, 
der Dienstanfängergrundbetrag sowie der Kinderzu-
schlag. Die Erhöhung kam reichlich spät und war 
überfällig. Dieser Teilerfolg wurde natürlich auch 
durch die wiederholten Initiativen meiner Fraktion er-
reicht.

Trotzdem fehlen, um das mit unserem Gesetzentwurf 
verbundene Ziel der Verdoppelung der Ballungsraum-
zulage zu erreichen, noch mal 50 %. Das ist nicht 
unser erster Vorstoß für eine Verdoppelung der Bal-
lungsraumzulage. Im Februar 2018 haben wir zu den 
Beratungen zum 1. Nachtragshaushalt 2018 einen 
Änderungsantrag eingereicht. Die SPD-Fraktion hat 
sowohl zu Beginn dieser Legislaturperiode als auch 
schon zum Ende der letzten Legislaturperiode ent-
sprechende Gesetzentwürfe vorgelegt. Jedoch war 
bisher alle Mühe für eine tatsächliche Verdoppelung 
vergebens und wird wohl auch heute vergebens blei-
ben. Das ist umso erstaunlicher, da seit vergangener 
Woche der 2. Nachtragshaushalt 2018 im Landtag be-
raten wird. Hier will die Staatsregierung für eine ganze 
Reihe von Maßnahmen eine knappe weitere Milliarde 
Euro im Jahr 2018 ausgeben, um endlich einige lan-
despolitische Defizite zu beheben.

Für die Beamten und Tarifbeschäftigten im Verdich-
tungsraum München wird aber keine weitere Initiative 
ergriffen. Das ist vor dem Hintergrund der Steuer-
schätzung, die vor einem Monat durchgeführt wurde, 
nicht nachvollziehbar, da Steuermehreinnahmen in 
Höhe von fast einer halben Milliarde Euro erwartet 
werden. Dieses Steuerplus ist noch nicht verplant. Es 
steht also für Maßnahmen und Initiativen zur Verfü-
gung. Insgesamt ist also eine Verdoppelung der Bal-
lungsraumzulage nach wie vor geboten.

Mein Vorredner hat es bereits angesprochen, die Bal-
lungsraumzulage soll erhöhte Lebenshaltungskosten 
kompensieren und die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes steigern. In der Landeshauptstadt und in der 
Region München sollen auch künftig trotz des Wettbe-
werbs mit der freien Wirtschaft Nachwuchskräfte ge-

wonnen werden, um den öffentlichen Dienst konkur-
renzfähig auszugestalten. Angesichts der 
Haushaltsdaten könnte der Freistaat natürlich das Er-
forderliche für seine Beamten und Angestellten tun. 
Jedoch bleibt festzuhalten: Die CSU-Fraktion will 
nicht! Auch der neue Ministerpräsident ist nicht wil-
lens, diese Problemlage zu erkennen und die erfor-
derliche Abhilfe zu schaffen.

Stattdessen soll es mehrere Science-Fiction-Projekte 
wie das Raumfahrtprogramm "Bavaria One", eine 
erste Referenzstrecke für Hyperloop-Systeme, Flugta-
xis und auch ein 1.000-Feldroboter-Programm geben. 
In der Phantasie des Ministerpräsidenten sind wohl 
bereits die Dienstwagen der Staatsregierung durch 
Flugtaxis ersetzt. Nur die Beschäftigten der Fahrbe-
reitschaft – es müsste dann Flugbereitschaft heißen – 
bekommen immer noch keine angemessene Bal-
lungsraumzulage, um sich das Leben in München 
leisten zu können.

Werfen wir einen Blick auf die Historie: Die Ballungs-
raumzulage wurde seit 1998, also über 15 Jahre lang, 
nicht erhöht. Sie lag konstant bei 75 Euro monatlich. 
Nach marginalen Anpassungen in der jüngsten Ver-
gangenheit betrug sie zuletzt am 01.01.2018, vor der 
Erhöhung um 50 %, 81 Euro. Sie wurde schließlich in-
nerhalb von 20 Jahren von 75 Euro auf jetzt 122 Euro 
erhöht. Das ist ein Plus von 47,69 Euro in 20 Jahren.

Wir bleiben dabei: Erforderlich ist eine Verdoppelung 
und nicht nur eine hälftige Erhöhung der Ballungs-
raumzulage. Nur so kann sie ihren eigentlichen Zweck 
wieder erfüllen, nämlich den Arbeitskräften des Frei-
staates mit Sitz der Behörde oder Dienststelle und mit 
Hauptwohnsitz im Verdichtungsraum München einen 
Ausgleich für erhöhte Lebenshaltungskosten zu ge-
währen.

Neben der Ballungsraumzulage besteht auch beim 
Anwärtergrenzbetrag Handlungsbedarf. Die Abschaf-
fung des Anwärtergrenzbetrags von 1.283 Euro halten 
wir wie die FREIEN WÄHLER für geboten. Der Grenz-
betrag führt zur grotesken Situation, dass nicht alle 
Anwärter bzw. Dienstanfänger in den Genuss der Zu-
lage kommen.

(Beifall bei der SPD)

Die Anwärter benötigen den Zuschlag wegen der be-
scheidenen Vergütung dringend. Der Anwärtergrenz-
betrag sollte daher gestrichen werden. Damit befasst 
sich insbesondere der Gesetzentwurf der FREIEN 
WÄHLER. Diesem Gesetzentwurf werden wir natür-
lich zustimmen. Ich bitte auch um Zustimmung zu un-
serem Gesetzentwurf.
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(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
CSU-Fraktion hat jetzt der Kollege Hölzl das Wort. 
Bitte schön.

Florian Hölzl (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Der Erfolg Bayerns ist untrennbar mit 
einem leistungsfähigen öffentlichen Dienst verbunden. 
Die Angehörigen des öffentlichen Dienstes in Bayern 
leisten Hervorragendes und verdienen daher zu Recht 
deutlich mehr als ihre Berufskollegen in anderen Tei-
len der Republik. Weil wir um die wirtschaftliche He-
rausforderung der Dienstverrichtung im Ballungsraum 
wissen, gewähren wir als einziges Bundesland seit 
1990 den Beamten mit Hauptwohnsitz und Dienststel-
lensitz im Verdichtungsraum München eine Ballungs-
raumzulage. Die Arbeitnehmer und Auszubildenden 
des Freistaats profitieren auf tarifvertraglicher Basis 
ebenfalls davon. Zum 1. Januar 2018 ist im Rahmen 
des Maßnahmenpakets zur weiteren Stärkung des öf-
fentlichen Dienstes die Ballungsraumzulage um 50 % 
erhöht worden, sodass der Grundbetrag nunmehr 
122,69 Euro im Monat beträgt. Seit der Anpassung 
der Bezüge im Jahr 2015/2016 nimmt die Ballungs-
raumzulage überdies an der Dynamisierung teil.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir haben die Bal-
lungsraumzulage als Fürsorgeleistung in den letzten 
Jahren kontinuierlich weiterentwickelt und zu einem 
zentralen Bestandteil bayerischer Besoldungspolitik 
gemacht.

Die Forderung, die Ballungsraumzulage zu verdop-
peln, schießt unserer Meinung nach über das Ziel hin-
aus. Ihr stehen aber vor allem auch systematische Er-
wägungen entgegen. Eine Verdoppelung würde sich 
vor allem in den unteren Besoldungsgruppen – Herr 
Kollege Meyer hat es erwähnt – wie eine Höhergrup-
pierung auswirken. Ich möchte folgendes Beispiel an-
führen: Ein Beamter der Besoldungsgruppe A 5 mit 
Hauptwohnsitz und Dienststellensitz im Verdichtungs-
raum würde bei einer Verdoppelung der Ballungs-
raumzulage mehr als sein Berufskollege außerhalb 
des Verdichtungsraumes in der Besoldungsgrup-
pe A 7 Erfahrungsstufe 1 verdienen. Das kann nicht 
wirklich gewollt sein. Das ist mit dem Leistungsprinzip 
nicht wirklich kompatibel.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun komme ich zur 
Forderung, den Anwärtergrenzbetrag zu streichen. 
Die Ausführungen zur Ist-Situation waren mit Sicher-
heit richtig. Anwärter mit Eingangsamt A 12 und höher 
haben keinen Anspruch auf eine Ballungsraumzulage. 
Dieser Personenkreis hat auch nach Abschluss der 

Ausbildung und nach der Übernahme in das Beam-
tenverhältnis auf Probe keinen Anspruch auf eine Bal-
lungsraumzulage. Für diesen Mechanismus gibt es 
aus unserer Sicht eine tragfähige Erklärung. In der 
zweiten und dritten Qualifikationsebene bildet der 
Staat nach Bedarf aus. In der Regel werden die An-
wärter der zweiten und dritten Qualifikationsebene in 
das Beamtenverhältnis auf Probe übernommen. Zum 
Zweck der frühzeitigen Bindung an den Dienstherrn 
und aus Gründen der Fürsorge ist es angezeigt, die-
sem Personenkreis mit Eingangsämtern unterhalb 
A 12 schon während der Ausbildung einen entspre-
chenden finanziellen Anreiz zuteil werden und ihn von 
der Ballungsraumzulage profitieren zu lassen. Bei den 
Studien- und Rechtsreferendaren, die angesprochen 
wurden, ist die Situation aus unserer Sicht eine ande-
re. Hier fungiert der Freistaat Bayern als Ausbildungs-
stätte, sodass es keine Notwendigkeit gibt, die Bal-
lungsraumzulage auf diesen Personenkreis 
auszuweiten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschlie-
ßend will ich festhalten: Wir stehen in Bayern zu un-
serem öffentlichen Dienst. Wir stehen zu einer leis-
tungsgerechten und attraktiven Bezahlung sowohl der 
Beamten als auch der Tarifbeschäftigten. Ich bin der 
festen Überzeugung, dass auch die Beamten unsere 
Politik wertschätzen. Ich darf in diesem Zusammen-
hang an eine Veranstaltung des Bayerischen Beam-
tenbundes erinnern. Dort ist unserem heutigen Minis-
terpräsidenten Dr. Markus Söder aufgrund seiner 
Verdienste als früherer Finanzminister sogar ein Son-
dertaler geprägt worden. Das werten wir als Zeichen 
der Wertschätzung.

(Beifall bei der CSU)

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Herr Kollege 
Ganserer das Wort. Bitte schön.

Markus Ganserer (GRÜNE): (Vom Redner nicht au-
torisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Forderung nach einer Ver-
doppelung der Ballungsraumzulage haben die 
Oppositionsfraktionen im Bayerischen Landtag schon 
in der letzten Legislaturperiode und Anfang dieser Le-
gislaturperiode erhoben. Die CSU ist dieser Forde-
rung nicht nachgekommen. Erst mit dem Doppelhaus-
halt 2015/2016 wurde eine Anpassung vorgenommen. 
Diese Anpassung war jedoch nur prozentual, sodass 
die Erhöhung der Ballungsraumzulage nur wenige 
Dutzend Cent ausgemacht hat. Das ist nicht nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein, sondern angesichts der 
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extrem hohen Lebenshaltungskosten im Ballungs-
raum München eher ein Hohn gewesen. Ich erkenne 
an, dass im Jahr 2018 die Ballungsraumzulage erhöht 
worden ist. Die CSU-Fraktion müsste jedoch auch an-
erkennen, dass die Mietpreise in den letzten Jahren 
im Ballungsraum München explodiert sind. Deshalb 
halten wir GRÜNE die Forderung für gerechtfertigt.

Die Argumente wurden auch im federführenden Aus-
schuss mehrfach ausgetauscht. Deshalb möchte ich 
mich an dieser Stelle kurzfassen. Wir werden die Ge-
setzentwürfe der SPD und der FREIEN WÄHLER un-
terstützen. Nachdem die CSU der berechtigten Forde-
rung nach einer Verdoppelung der 
Ballungsraumzulage für die Staatsbediensteten nicht 
nachkommt, möchte ich zumindest den Beschäftigten 
in der Landtagsverwaltung ein paar Minuten Lebens-
zeit schenken, zumal wir mit Plenarsitzungen weit 
über Mitternacht hinaus oftmals unseren Beschäftig-
ten hier im Hohen Haus Arbeitszeiten zumuten, die 
jenseits von Gut und Böse sind. Wir werden den An-
trägen und Gesetzentwürfen der SPD und der FREI-
EN WÄHLER zustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
CSU-Fraktion hat Herr Kollege Fackler das Wort. Bitte 
schön, Herr Kollege.

Wolfgang Fackler (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe SPD, 
ich bin schon etwas enttäuscht.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Ich hätte erwartet, dass Sie Ihren Gesetzentwurf um-
schreiben und nicht mehr von einer Verdoppelung, 
sondern von einer Erhöhung um 33 % sprechen. Die 
Forderung nach einer Verdoppelung – das sagen Sie 
selber – haben Sie mit den Anträgen aus dem 
Jahr 2013 und im Rahmen des Nachtragshaus-
halts 2018 schon mehrfach vorgetragen. Jetzt erhöht 
die Staatsregierung die Ballungsraumzulage um star-
ke 50 %. Was macht die SPD? – Sie bleibt bei ihrer 
alten Forderung nach einer Verdoppelung. Das ist 
nichts Neues. Das ist eigentlich "copy and paste" und 
willkürlich, weil es nicht fundiert ist.

Außerdem müssen Sie berücksichtigen, dass Sie 
damit einen falschen Eindruck erwecken, und zwar in 
mehrfacher Hinsicht. Es geht darum, dass die Men-
schen mit der Ballungsraumzulage 123 Euro mehr 
haben oder nicht haben – jeden Monat. Das ist das 
Entscheidende. Die Staatsregierung hat die Ballungs-
raumzulage um 50 % erhöht. Das macht im Gesamt-
haushalt 11,5 Millionen Euro aus. Das wollen Sie mit 
Ihren Forderungen teilweise lächerlich machen. Na-

türlich kann man immer sagen, dies sei ein Tropfen 
auf den heißen Stein. 123 Euro haben oder nicht 
haben – das ist das Entscheidende. Das ist nicht 
selbstverständlich; denn es handelt sich um eine frei-
willige Leistung. Sie ist in Deutschland einzigartig. Für 
manche ist sie anscheinend so selbstverständlich, 
dass sie zu selbstverständlich geworden ist. Ansons-
ten würden Sie nicht solche Forderungen erheben. 
Man kann es nicht oft genug sagen: Bayern zahlt die 
Ballungsraumzulage freiwillig. Die Ballungsraumzula-
ge ist keine Selbstverständlichkeit. Deshalb lehnen 
wir den vorgezogenen Wahlkampf, den Sie betreiben, 
ab.

(Peter Meyer (FREIE WÄHLER): Das sagen die 
Richtigen!)

Die Ballungsraumzulage ist nicht dazu da, die erhöh-
ten Lebenshaltungskosten in München eins zu eins 
auszugleichen. Sie sprechen immer von einem ei-
gentlichen Zweck. Damit erwecken Sie einen falschen 
Eindruck. Das sagt im Übrigen auch das Bundesver-
fassungsgericht. Die Ballungsraumzulage ist nicht 
dazu da, die Lebenshaltungskosten eins zu eins aus-
zugleichen.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Das ist nicht eins 
zu eins!)

– Doch, Sie fordern eine Verdoppelung. Das sind ein-
fach nur willkürliche Forderungen ohne Fundament.

(Dr. Paul Wengert (SPD): So ein Schmarrn!)

Sie sorgen dafür, dass eine Schieflage eintritt. Sie 
wollen es nicht kapieren. Das verstehe ich auch.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Sie kapieren es nicht!)

Das ist eine bewusste Fehlinterpretation. Das ist leere 
Effekthascherei. Sie machen leere Versprechungen 
mit Geldgeschenken. Normalerweise machen nur die 
FREIEN WÄHLER Geldgeschenke, jetzt aber auch 
schon die SPD.

(Beifall bei der CSU)

Sie sehen die Realität nicht. Wir haben in den Jah-
ren 2013 bis 2018 jedes Jahr die Besoldung erhöht. 
Kein Bundesland kann da mithalten. Selbiges gilt für 
die Ballungsraumzulage. Das müssen Sie würdigen. 
Der Freistaat Bayern und seine Beamten lassen sich 
von der Opposition nicht auseinanderdividieren. Wir 
lehnen die Gesetzentwürfe ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Mir lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die 
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Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstim-
mung. Dazu werden die Tagesordnungspunkte wieder 
getrennt. 

Ich lasse zunächst über den Initiativgesetzentwurf der 
Fraktion der FREIEN WÄHLER auf der Drucksa-
che 17/20811 abstimmen. Der federführende Aus-
schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes empfiehlt 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs. Wer dagegen 
dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – SPD, FREIE WÄHLER und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ich bitte, Gegenstimmen 
anzuzeigen. – CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – 
Keine. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt. 

Jetzt folgt die Abstimmung über den Initiativgesetzent-
wurf der SPD-Fraktion auf der Drucksache 17/20847. 
Der federführende Ausschuss für Fragen des öffentli-
chen Dienstes empfiehlt auch hier die Ablehnung des 
Gesetzentwurfs. Wer dagegen dem Gesetzentwurf 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
SPD, FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Gegenstimmen! – CSU-Fraktion. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist auch dieser Gesetzentwurf 
abgelehnt. Damit sind die Tagesordnungspunkte 7 
und 8 erledigt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus 
Rinderspacher, Ruth Waldmann, Ruth Müller u. a. 
und Fraktion (SPD)
zur Änderung des Bayerischen 
Krankenhausgesetzes (Drs. 17/21463) 
- Zweite Lesung -

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Vereinbarung im Ältes-
tenrat 48 Minuten. Ich darf Frau Kollegin Petersen als 
erster Rednerin für die SPD-Fraktion das Wort ertei-
len. Bitte schön, Frau Kollegin.

Kathi Petersen (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei der Ersten Le-
sung unseres Gesetzentwurfs und im Ausschuss 
haben auch die anderen Fraktionen unserer Aussage 
zugestimmt, dass die Sicherstellung der stationären 
medizinischen Versorgung in allen Regionen ein drän-
gendes Problem ist, das wir im Interesse der Men-
schen in unserem Lande verlässlich lösen müssen. 
Wir müssen uns in Bayern um unsere Krankenhäuser 
kümmern und können unsere Verantwortung weder 
auf den Bund noch auf die Kommunen schieben. Die 
SPD-Fraktion hält es nicht länger für hinnehmbar, 
dass immer mehr Krankenhäuser rote Zahlen schrei-
ben. Wer das nicht glaubt, braucht sich nur einmal in 
den Krankenhäusern umzuhören; die dort Arbeiten-
den werden Ihnen bestätigen, dass Geburtsstationen 

schließen und das Personal hoffnungslos überlastet 
ist.

Gestern erst war eine Meldung zu lesen, dass der 
Krankenstand beim Pflegepersonal um die Hälfte 
höher ist als bei den übrigen Beschäftigten in Bayern. 
Das darf nicht sein; da sind wir politisch gefordert.

(Beifall bei der SPD)

Ein überzeugendes Engagement der Staatsregierung 
können wir in dieser Hinsicht jedoch leider nicht er-
kennen. Vielmehr zieht sie sich darauf zurück, die 
Landkreise und die kreisfreien Städte seien für die 
Krankenhausversorgung als Teil der Daseinsvorsorge 
zuständig. Das ist grundsätzlich richtig, aber keines-
wegs ein hinreichendes Argument für eine extrem zu-
rückhaltende Krankenhauspolitik, die ihre planeri-
schen und gesetzgeberischen Möglichkeiten kaum 
nutzt.

Dabei hätte das Land diese durchaus; denn es gibt 
ein duales System bei der Krankenhausfinanzierung. 
Für die Betriebskosten sind die Krankenkassen über 
die Fallpauschalen zuständig und für die Investitions-
kosten im Wesentlichen Land und Kommunen.

Bayern zahlt zu wenig für Investitionen. Küchen und 
Apotheken zum Beispiel in Krankenhäusern werden 
überhaupt nicht gefördert. Ein Krankenhaus ohne 
Küche kann man sich schlecht vorstellen. Das bedeu-
tet für die Krankenhäuser, dass sie Investitionen zu 
einem erheblichen Teil über die Betriebskosten finan-
zieren müssen. Das heißt: Geld fehlt in der Pflege. 
Darunter müssen die Patienten und Patientinnen lei-
den und auch die Pflegekräfte selbst, weil sie zu weni-
ge sind.

Wir wollen, dass der Freistaat seinen finanziellen Ver-
pflichtungen gegenüber den Krankenhäusern endlich 
nachkommt.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen auch, dass Bayern, wenn es die vom Ge-
meinsamen Bundesausschuss entwickelten Qualitäts-
indikatoren nicht übernehmen will, seine Kompeten-
zen nutzt, um Qualität und regionale Versorgung zu 
sichern. Deshalb haben wir diesen Gesetzentwurf vor-
gelegt. Uns geht es dabei um eine wesentlich ambiti-
oniertere Krankenhauspolitik in Bayern mit einer deut-
lich erweiterten Zielsetzung. Diese betrifft vier 
Bereiche.

Erstens wollen wir eine patientenorientierte Kranken-
hauspolitik. Die alltäglichen Abläufe im Krankenhaus 
sollen möglichst patientenfreundlich gestaltet werden. 
Die Patienten erhalten ein Informations- und Be-
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schwerderecht und überall unabhängige Patientenfür-
sprecher. Ein professionelles Entlassungsmanage-
ment ist notwendig und ebenso der Anspruch von 
Patientinnen und Patienten auf soziale und seelsor-
gerliche Betreuung. Außerdem halten wir es für not-
wendig, dass die besonderen Bedürfnisse von Kin-
dern, von Menschen mit Behinderung, von Menschen 
mit Migrationshintergrund und von älteren Menschen 
im Krankenhaus berücksichtigt werden.

Ein zweiter wesentlicher Punkt ist die Qualitätssiche-
rung. Wir wollen – das schlagen wir im Gesetzentwurf 
vor – Regelungen zu Personalmindestzahlen, und 
zwar auf allen Stationen. Man muss in diesem Zu-
sammenhang bedenken, dass in keinem anderen 
europäischen Land eine Pflegekraft so viele Patienten 
betreuen muss wie in Deutschland. Das kann in 
einem reichen Land wie Deutschland eigentlich nicht 
sein. Diese Personalmindestzahlen sollen auch für 
Hebammen gelten. Wir möchten ferner eine kollegiale 
Leitung in Krankenhäusern: Ärztliche Leitung, Pflege-
dienstleitung und kaufmännische Geschäftsführung 
müssen gleichberechtigt sein. Für notwendig halten 
wir Konzepte zum Umgang mit berufsbezogenen Be-
lastungen. Auf den hohen Krankenstand habe ich 
eben schon hingewiesen. Ferner brauchen wir wirksa-
me Konzepte auch zum Umgang mit antibiotikaresis-
tenten Erregern – ein zunehmendes Problem in Kran-
kenhäusern – zum Schutz der Patienten.

Ein dritter Bereich ist eine transparente und qualitäts-
orientierte Krankenhausplanung. Auf die Defizite in 
diesem Bereich habe ich eben schon hingewiesen. 
Wir möchten Bedarfsgutachten erstellen lassen, eine 
Beteiligung des Landtages bei der Erstellung des 
Krankenhausplans, ein erweitertes Anhörungsrecht 
von Interessengruppen und mehr Kompetenzen für 
den Krankenhausplanungsausschuss. Natürlich müs-
sen die Notfallversorgung und generell eine regional 
ausgeglichene und wohnortnahe stationäre Versor-
gung gewährleistet sein. Nicht umsonst steht die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse als Forde-
rung in der Bayerischen Verfassung.

Zuletzt – ganz wichtig! – geht es um eine deutliche Er-
höhung der staatlichen Investitionsförderung. Das In-
stitut für das Entgeltsystem im Krankenhaus beziffert 
den jährlichen Investitionsbedarf auf aktuell 999 Millio-
nen Euro. Das heißt – ohne dass man ein Rechen-
künstler sein müsste –, dass die 643 Millionen Euro, 
die dieses Jahr zur Verfügung gestellt werden, um ein 
Drittel zu niedrig sind. Nicht nachvollziehbar ist für 
mich, dass, wie in der Ersten Lesung geschehen, vom 
Vertreter der CSU die Zahlen dieses Instituts bezwei-
felt wurden, obwohl dieses Institut doch genau für 
eine solche Bedarfsanalyse zuständig ist. Wenn Sie 
sich allerdings lieber an den von Krankenkassen be-

nannten erforderlichen Investitionskosten orientieren, 
bitte sehr: dann müsste die Förderung noch höher 
ausfallen. Die von Ministerpräsident Söder in seiner 
Regierungserklärung in Aussicht gestellten 3 Milliar-
den Euro für die nächsten fünf Jahre werden nicht ge-
nügen. Sie bedeuten übrigens keine Erhöhung im 
Vergleich zu heuer, sondern eine Reduzierung der 
Förderung.

Zusammenfassend möchte ich sagen: Krankenhäuser 
sind keine Wirtschaftsbetriebe. Wir wollen Kranken-
häuser, in denen die Patientinnen und Patienten gut 
versorgt und betreut werden und in denen Ärzte und 
Pflegekräfte gerne und gut arbeiten können.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb bitte ich um Zustimmung zu unserem Ge-
setzentwurf.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
CSU-Fraktion: Herr Kollege Radlmeier. Bitte schön.

Helmut Radlmeier (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Wir behan-
deln heute in Zweiter Lesung den Gesetzentwurf der 
SPD zur Änderung des Bayerischen Krankenhausge-
setzes, den wir, die CSU-Fraktion, aus gutem Grund 
ablehnen müssen und werden. Die Ziele des Gesetz-
entwurfs sind zwar anerkennenswert. Dies darf aber 
nicht über gewisse handwerkliche Fehler hinwegtäu-
schen. Wir brauchen keine Nachhilfe à la SPD;

(Kathi Petersen (SPD): Doch, aber dringend! – 
Margit Wild (SPD): Unbedingt!)

denn, meine sehr geehrten Damen und Herren: Viele 
der vorgeschlagenen Änderungen, die die Kollegin 
gerade angeführt hat, sind schlicht überflüssig. Nahe-
zu alles ist bereits geregelt, sei es auf Landes- oder 
auf Bundesebene, oder könnte von Länderseite gar 
nicht gesetzlich geregelt werden. Sie fordern zum Bei-
spiel, einen Sicherstellungsauftrag in das Kranken-
hausgesetz aufzunehmen. Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen, das ist bereits in der Landkreisordnung 
verankert. Im Übrigen kommt der Freistaat Bayern 
seiner Verpflichtung zur Daseinsvorsorge vorbildlich 
nach. Wir haben hier im Hohen Haus erst vor Kurzem 
mit dem Nachtragshaushalt – Sie haben es angespro-
chen – den Krankenhaus-Etat für 2018 auf 643,4 Mil-
lionen Euro erhöht. Das ist ein laufender Prozess: Wir 
werden diesen Etat auch in Zukunft in die richtige 
Richtung nach oben schrauben, liebe Kollegin von der 
SPD.

(Kathi Petersen (SPD): Da bin ich gespannt!)
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bayern ist 
ein Flächenstaat. Auch wir – das ist selbstverständlich 
– wollen eine bestmögliche, flächendeckende medizi-
nische Versorgung auf einem hohen Niveau. Bayern – 
das lassen wir uns nicht schlechtreden – kommt sei-
ner Finanzierungsverantwortung nach.

(Beifall bei der CSU)

Die bayerischen Kliniken können auf den Freistaat als 
starken und verlässlichen Finanzierungspartner 
bauen. 2017 waren Vorhaben mit einem Gesamtvolu-
men von über 2,5 Milliarden Euro zur Finanzierung 
eingeplant, 60 % davon für den ländlichen Raum. Ich 
wiederhole: 60 % aller Förderungen gehen nicht in die 
Ballungszentren; das wird von der Opposition immer 
bemängelt. 60 % gehen in den ländlichen Raum. Das 
kann sich sehen lassen und ist eine gute Zahl.

(Beifall bei der CSU)

In seiner Regierungserklärung hat Bayerns Minister-
präsident Markus Söder am 18. April angekündigt – 
Sie haben es auch gesagt –, in den kommenden Le-
gislaturperioden über 3 Milliarden Euro für den Kran-
kenhausbau zur Verfügung zu stellen. Das ist ein Plus 
von 23 % gegenüber der aktuellen Situation. Damit 
nimmt unser Freistaat Bayern eine Spitzenposition im 
Bundesvergleich ein. Einen Investitionsstau wie in an-
deren Bundesländern gibt es bei uns in Bayern 
de facto nicht, liebe Freunde.

(Beifall bei der CSU – Georg Rosenthal (SPD): 
Ach nee!)

Die Budgetverantwortung muss deshalb bei uns blei-
ben. An dieser Stelle danke ich den bayerischen 
Kommunen, die dieser Erhöhung im Rahmen – Sie 
wissen es – der dualen Finanzierung zugestimmt 
haben. Das ist von Ihrer Seite nicht angesprochen 
worden.

Bundesrecht geht vor Landesrecht. Meine verehrten 
Damen und Herren, landesrechtliche Regelungen von 
Sachverhalten, die Auswirkungen auf die Betriebskos-
ten der Krankenhäuser haben, sind nicht möglich, da 
das Vergütungsrecht in der ausschließlichen Kompe-
tenz des Bundes liegt. Dies ist in Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 19a des Grundgesetzes geregelt. Es gilt der 
Grundsatz "Bundesrecht bricht Landesrecht".

(Hans Herold (CSU): So ist es!)

Das gilt zum Beispiel für die von Ihnen geforderten 
Personalmindestregelungen. Das hört sich zwar gut 
an, geht aber nicht. Das gilt auch für das Entlassma-
nagement. Aber auch das gibt es bereits. Es ist gere-
gelt, wie es nach einem Krankenhausaufenthalt wei-

tergeht. Der Rahmenvertrag für ein 
Entlassmanagement zwischen dem GKV-Spitzenver-
band und der Deutschen Krankenhausgesellschaft ist 
– das wissen Sie – seit 01.10.2017 in Kraft. Bestand-
teil des Entlassmanagements ist auch die Verordnung 
von Arzneimitteln, Verbands-, Heil- und Hilfsmitteln 
oder von Krankenpflege. Ziel ist es, eine nahtlose Ver-
sorgung für einen Zeitraum von bis zu sieben Tagen 
zu erreichen.

Sie fordern zudem eine Patientenorientierung. Durch 
das Patientenrechtegesetz auf Bundesebene, an dem 
Bayern keinen unwesentlichen Anteil hat, ist das BGB 
um einen eigenen Abschnitt ergänzt worden, welcher 
Regelungen über den medizinischen Behandlungs-
vertrag und die Rechte und Pflichten im Rahmen der 
Behandlung enthält.

Nach dem Patientenrechtegesetz sind die Kranken-
häuser verpflichtet, ein patientenorientiertes Be-
schwerdemanagement einzuführen, wobei die Struk-
tur des Beschwerdemanagements dem Klinikum 
selbst überlassen ist. Die Hoheit liegt bei den einzel-
nen Häusern. Auf Bundesebene ist auch bereits gere-
gelt – Sie haben es vorher angesprochen –, dass El-
tern ihre Kinder im Krankenhaus begleiten sollen. Die 
Erfahrungen auch bei uns in Landshut zeigen: Das ist 
bereits gelebte Praxis. Hier brauchen wir wirklich kei-
nen zusätzlichen bayerischen Paragrafen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Gleiches gilt für die Versorgung von Migrantinnen und 
Migranten. Für Menschen mit Migrationshintergrund 
gibt es zum einen bereits das erfolgreiche bayerische 
Integrationsprojekt "MiMi – Mit Migranten für Migran-
ten", das für interkulturelle Gesundheitsförderung und 
Prävention steht. Zum anderen besteht laut Bürger-
lichem Gesetzbuch ganz klar der Rechtsanspruch auf 
einen Dolmetscher, wenn es zu sprachlichen Barrie-
ren im Krankenhaus kommt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Übrigen 
hat sich auch schon zum Beispiel das Gemeinsame 
Landesgremium für Bayern zu Fragen der medizi-
nischen Versorgung nach § 90a SGB V genau mit die-
ser Frage befasst.

Weiter fordern Sie, die Krankenhausseelsorge – das 
wurde explizit angesprochen – im Krankenhausgesetz 
festzuschreiben. Auch dieses Recht wird bereits 
durch Artikel 140 des Grundgesetzes geregelt. Hier 
sind aber insbesondere – das möchte ich betonen – 
die Religionsgemeinschaften aufgefordert, in Zusam-
menarbeit mit dem jeweiligen Krankenhausträger ent-
sprechende Angebote zu schaffen. Fakt ist: Im Rah-
men der staatlichen Krankenhausförderung werden 
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grundsätzlich multikonfessionelle Andachts- und Seel-
sorgeräume gefördert.

Ich komme zum bestehenden Landesrecht. Sie wollen 
einiges aufnehmen, was landesrechtlich regelbar ist. 
Allerdings will ich auch hier einige Beispiele aufführen, 
was bereits Gesetz ist. Sie wollen das Thema Kran-
kenhaushygiene ins Gesetz aufnehmen: Artikel 17 
des SPD-Gesetzentwurfs ist aber bereits in der Baye-
rischen Medizinhygieneverordnung geregelt.

Sie wollen die Antibiotikaresistenzen bekämpfen. An 
dieser Stelle, liebe Kollegin, sind wir uns einig. Nur 
darf man nicht vergessen: Das darf nicht auf die Kran-
kenhäuser begrenzt werden. Deshalb sind die Rege-
lungen nach Meinung der CSU in der Medizinhygiene-
verordnung besser aufgehoben, die auch – das ist gut 
so – für den niedergelassenen Bereich Gültigkeit be-
sitzt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zielführen-
der sind da die Maßnahmen, die die CSU bereits an-
geschoben hat. Ich erinnere an das Antragspaket der 
CSU, das der Gesundheitsausschuss des Landtags 
Ende Januar beschlossen hat. Hier werden Wege auf-
gezeigt, wie der Kampf gegen Antibiotikaresistenzen 
weiter verstärkt werden kann. Ich möchte bei dieser 
Gelegenheit den beiden Vorsitzenden unseres Ar-
beitskreises, Bernhard Seidenath federführend und 
Klaus Holetschek, in Abwesenheit recht herzlich dan-
ken.

(Beifall bei der CSU)

So soll die Staatsregierung in Zusammenarbeit mit 
dem Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit eine Antibiotikaresistenzdatenbank für Bay-
ern aufbauen, um einen – Sie haben es angespro-
chen – umfassenden Überblick über die 
Resistenzsituation im Freistaat zu erhalten. Zum 
Zweiten gilt es, einen Leitfaden zur Antibiotikatherapie 
für niedergelassene Ärzte zu erstellen. Schließlich 
muss auch bei der Fortbildung der Ärzte – was Sie 
angesprochen haben, ist richtig – und der Aufklärung 
der Öffentlichkeit noch stärker angesetzt werden.

Sie fordern aber auch eine Arzneimittelkommission. 
Die Bayerische Krankenhausgesellschaft geht davon 
aus, dass jedes bayerische Krankenhaus Zugang zu 
einer Arzneimittelkommission hat. Ich setze noch 
eines drauf: An allen bayerischen Universitätskliniken 
ist eine Arzneimittelkommission bereits fest etabliert.

Den von Ihnen geforderten Patientenfürsprecher gibt 
es in Bayern bereits, sogar ohne Gesetz, auf einer 
freiwilligen Basis. Sie haben es ganz klar angespro-
chen. Patientenfürsprecher sind im Freistaat auf eh-
renamtlicher Basis bereits im Jahr 2012 eingeführt 

worden. Dazu eine aktuelle Zahl von meiner Seite: 
Derzeit gibt es 159 Patientenfürsprecher an 147 zuge-
lassenen Krankenhäusern. Das ist der Stand vom 
März 2018. Es ist davon auszugehen, dass die Zahl 
der Patientenfürsprecher an den bayerischen Kliniken 
durch die Initiative der Bayerischen Krankenhausge-
sellschaft, der BKG, und des Staatsministeriums für 
Gesundheit und Pflege steigt. Weil es hier keine Mel-
depflicht gibt, dürfte die Zahl der Patientenfürsprecher 
über der gerade genannten Zahl von 159 liegen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in den 
Handlungsempfehlungen der BKG und des Staatsmi-
nisteriums für Gesundheit und Pflege wurde formu-
liert, dass die Patientenfürsprecher unabhängig agie-
ren sollen und auch können, anders als Sie das 
vorher dargestellt haben. Sie haben erklärt, dass sie 
maßgeregelt würden und nicht die nötigen Freiheiten 
hätten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Kolleginnen 
und Kollegen, ich möchte an dieser Stelle noch ein-
mal betonen: Wir haben ein hoch komplexes, aber im 
Bundesvergleich sehr gut funktionierendes System 
der Krankenhausfinanzierung und Krankenhauspla-
nung, auf das wir stolz sein können, auch wenn es 
verbessert werden kann. Um dieses System werden 
wir von anderen Bundesländern beneidet. Das baye-
rische System der Krankenhausfinanzierung, wie es 
derzeit besteht, funktioniert.

Wir von der CSU warnen davor, an dieses System 
massiv Hand anzulegen. Deshalb werden wir den Ge-
setzentwurf heute in Zweiter Lesung ablehnen.

Während andere Länder die Verantwortung für die 
Krankenhäuser zu gerne an den Bund oder an die 
Krankenkassen abgeben wollen, sagen wir: Nein, 
stopp! In Bayern kann besser als am Grünen Tisch in 
Berlin entschieden werden. Wir wissen, wie über an-
dere Themen in Berlin entschieden wurde. Das wollen 
wir nicht, schon gar nicht beim Thema Gesundheit. 
Die Versorgung der Menschen muss hier geregelt 
werden. Wir wissen am besten, was benötigt wird.

(Beifall bei der CSU)

Bezüglich der Finanzierungsverantwortung des Frei-
staats kann ich für meinen Stimmkreis Landshut nur 
bestätigen, dass die Mittel ankommen. Ein paar Bei-
spiele: Im Jahreskrankenhausbauprogramm 2017 
werden sowohl das Kinderkrankenhaus St. Marien mit 
über 6 Millionen Euro, das Achdorfer Krankenhaus mit 
über 14 Millionen Euro und das Bezirkskrankenhaus 
mit über 7 Millionen Euro unterstützt. Am Landshuter 
Klinikum laufen die Vorbereitungen für den Bau von 
drei nagelneuen Bettenhäusern. Aus vielen Gesprä-
chen ist mir bekannt, dass es in anderen Regionen 
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Bayerns genauso ist. Auch diese Häuser werden im 
Rahmen der Krankenhausplanung vom Ministerium 
bestmöglich unterstützt.

(Beifall bei der CSU)

Das Fazit: Alle Häuser modernisieren sich dank der 
Mittel des Freistaats Schritt für Schritt. Die Entschei-
dung darüber, wohin Geld fließt, trifft der Krankenhau-
splanungsausschuss, ein echtes Expertengremium, in 
dem neben Vertretern des Ministeriums auch Vertreter 
der Krankenhausträger, der Ärzteschaft und die Kran-
kenkassen als Kostenträger sitzen. An dieser Stelle 
gilt mein Dank für ihre Arbeit, für ihr Engagement und 
für ihren Weitblick in der Gesundheits- und Pflegepoli-
tik unserer bayerischen Gesundheitsministerin Mela-
nie Huml.

(Beifall bei der CSU)

Der Betrieb eines Krankenhauses fällt unter den 
Schutz des Grundrechts auf freie Berufswahl und Be-
rufsausübung. Das Bundesverfassungsgericht hat 
schon im Jahr 2004 entschieden, dass für eine Auf-
nahme in den Krankenhausplan nicht der planerisch 
wünschenswerte Bedarf maßgeblich ist, sondern al-
lein die tatsächliche Belegung. Dabei muss in jedem 
Einzelfall eine Abstimmung mit den Antragstellern er-
folgen, um einen fairen Interessenausgleich zu schaf-
fen. Das gelingt der bayerischen Krankenhauspla-
nung.

Liebe Freunde, beim ersten Hinschauen liest sich der 
Gesetzentwurf der SPD sicherlich gut. Allerdings stellt 
sich die Frage, warum dieser Gesetzentwurf ausge-
rechnet jetzt in diesem Hohen Hause zur Beratung 
ansteht. Damit soll vieles geregelt werden, was be-
reits geregelt wird. Die Beantwortung dieser Frage 
überlasse ich gerne Ihrer Fantasie. – Vielen Dank für 
die geschätzte Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Eine Zwischenbemer-
kung: Frau Kollegin Petersen. Bitte schön, Frau Kolle-
gin.

Kathi Petersen (SPD): Herr Kollege Radlmeier, ich 
könnte jetzt einiges sagen. Aber um Ihre Frage zu be-
antworten, warum wir über diesen Gesetzentwurf be-
raten, braucht es keine Fantasie, sondern einen Blick 
in die Realität. Ich habe vorhin gesagt, sehr viele 
Krankenhäuser, die Mehrheit, schreiben rote Zahlen. 
Das muss uns doch zu denken geben und zu Überle-
gungen veranlassen, was aus Sicht der Landespolitik 
zu tun ist, damit sich das verändert. Ich habe auch 
darauf hingewiesen, dass das Krankenhauspersonal 

erheblich überlastet ist. Auch das ist eine Frage an 
uns, was wir dagegen tun.

Sie haben mich offensichtlich missverstanden. Ich 
habe nicht gesagt, in Bayern würde im Gesundheits-
bereich nichts getan. Ich würde das nie behaupten; 
denn das wäre grundfalsch. Natürlich gibt es schon 
Patientenfürsprecher. Diese sind aber in der Regel 
nicht unabhängig. Das sind zum Teil Beschäftigte, die 
in einer gewissen Abhängigkeit zum Krankenhaus 
stehen. Ich frage mich, wie sehr sich diese Leute für 
die Interessen und Belange der Patienten einsetzen 
können.

Wir möchten, dass vereinzelt vorhandene Errungen-
schaften in die Krankenhausplanung aufgenommen 
werden. Wir sollten uns gemeinsam fragen: Was ist 
ein gutes Krankenhaus? Wie möchten wir die Kran-
kenhäuser in Bayern haben? Wir haben die Möglich-
keit, dafür Kriterien in der Krankenhausplanung fest-
zulegen.

Ein weiterer Blick in die Realität bietet sich Ihnen, 
wenn Sie sich einmal die Krankenhausplanungsgeset-
ze anderer Bundesländer ansehen. Sie werden fest-
stellen, dass sie erheblich umfangreicher als das 
bayerische Gesetz sind. Sie enthalten genau solche 
Kriterien, wie wir sie in unserem Gesetzentwurf auf-
führen. Sie nutzen die Möglichkeiten, die ein Land 
hat, um für eine gute stationäre medizinische Versor-
gung seiner Bürgerinnen und Bürger zu sorgen.

Ein letzter Punkt. Ich habe eben gesagt, man muss 
kein Rechenkünstler sein, um festzustellen, dass die 
angekündigte Förderung der Investitionen in Kranken-
häuser in den nächsten fünf Jahren in Höhe von 6 Mil-
liarden Euro keine Erhöhung darstellt. Sie haben die 
Zahl von heuer, 643 Millionen Euro, genannt. Wird 
diese Zahl mit 5 multipliziert, ergibt das etwas mehr 
als 3,2 Milliarden Euro. Das ist also eine Senkung, 
keine Erhöhung.

Helmut Radlmeier (CSU): Frau Kollegin, Sie haben 
einige Punkte angesprochen, die Sie schon in Ihrer 
Rede genannt haben. Ich habe dargestellt, dass vie-
les davon geregelt ist. Auf einen Punkt möchte ich 
aber schon eingehen. Sie haben gesagt, die Kranken-
häuser schrieben rote Zahlen. Das ist richtig. Die CSU 
macht sich immer Gedanken über die Krankenhaus-
planung, die Krankenhausfinanzierung und die Unter-
stützung der Häuser. Ich gebe Ihnen recht: Das ist ein 
großes gesellschaftliches Problem.

Wir müssen mit den Geschäftsführern und den Kom-
munalpolitikern vor Ort einen Ansatz finden, um Sy-
nergien nutzen zu können. Wir dürfen diese Synergi-
en nicht nur auf dem Papier ermitteln, sondern 
müssen Schwerpunkte in den einzelnen Häusern set-
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zen. Frau Kollegin Müller ist im Kreistag, und ich bin 
im Stadtrat von Landshut, deshalb ein Beispiel aus 
Landshut. Leider haben wir in den Häusern Doppel-
strukturen. Genau diese müssen aufgelöst werden. 
Das ist der Grund, warum die Häuser zunehmend rote 
Zahlen schreiben.

Auf keinen Fall wollen wir eine Privatisierung der Häu-
ser. Damit wären wir auf dem Holzweg. Dies wäre der 
Worst Case. Das wollen wir unseren Bürgerinnen und 
Bürgern und unserer Gesellschaft nicht antun.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Radlmeier. – Der nächste Redner ist 
Herr Kollege Dr. Vetter von den FREIEN WÄHLERN. 
Bitte schön.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht 
autorisiert) Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! 
Die Krankenhausversorgung in Bayern ist ein großes 
und wichtiges Thema. Herr Kollege Radlmeier, ich bin 
froh, dass Sie das offensichtlich erkannt haben, dass 
50 % der Krankenhäuser in Bayern Defizite schrei-
ben. Über Lösungsmöglichkeiten ist noch nichts be-
kannt. Sie sagen jetzt, dass wir uns mit den Kranken-
hausdirektoren zusammensetzen müssten. Das wird 
nicht ausreichen.

50 % der Krankenhäuser schreiben Defizite. Der 
Fachkräftemangel verschärft diese Lage noch zusätz-
lich. Das hat schon dazu geführt, dass Krankenhäuser 
aus wirtschaftlichen Gründen schließen mussten. Für 
die FREIEN WÄHLER ist die Krankenhausversorgung 
ein Stück weit Daseinsvorsorge. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, der Staat darf sich hier aus seiner Ver-
antwortung nicht zurückziehen.

Sollte ein Krankenhaus tatsächlich schließen müssen, 
dann nur, weil es für seine Patienten keine gute Quali-
tät liefert oder weil es für die Versorgung der Men-
schen nicht mehr benötigt wird oder weil es andere, 
möglicherweise sogar bessere Krankenhäuser gibt, 
die die Versorgung übernehmen können. Ich sage 
aber gleich: Angesichts einer Bettenauslastung von 
78,1 % in Bayern dürfte das eigentlich nicht der Fall 
sein. Kolleginnen und Kollegen, um den Patienten in 
den Mittelpunkt zu stellen, bedarf es einer Kranken-
hausplanung, die von ihren Möglichkeiten auch Ge-
brauch macht. Wir FREIE WÄHLER fordern die wohn-
ortnahe Versorgung der Menschen. Eine wohnortnahe 
Gesundheitsversorgung ist für eine menschenwürdige 
Versorgung der Patienten dringend notwendig. Ich 
glaube, darin sind wir uns alle einig. Es darf keine 
weiteren Krankenhausschließungen alleine aus wirt-
schaftlichen Gründen mehr geben. Wenn die Kran-
kenhäuser im ländlichen Raum ausgedünnt werden, 

wirkt sich das auch ungünstig auf die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse in Stadt und Land aus. Wir 
haben heute früh schon über Zuzug und Überlastung 
der Metropolregionen und Ausdünnungen in der nörd-
lichen Oberpfalz gesprochen. Wir müssen uns dann 
nicht wundern, wenn die Menschen immer mehr in die 
schon jetzt überlasteten Metropolregionen ziehen. 
Auch die Krankenhausversorgung ist ein Baustein für 
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse.

Der demografische Wandel mit immer mehr älteren 
und damit häufig auch kranken und multimorbiden 
Menschen erfordert eher eine Zunahme als eine Ver-
ringerung der Krankenhauskapazitäten. Dies macht – 
darin gebe ich der SPD recht – eine Anpassung, eine 
Modifizierung und Erneuerung der bayerischen Kran-
kenhausplanung erforderlich. Deshalb begrüßen wir 
die Initiative der SPD-Fraktion. Vielleicht ist sie ein 
Anstoß dazu, eine intensivere, bessere und fundierte-
re Krankenhausplanung in Bayern zu betreiben. Wir 
FREIE WÄHLER haben schon ein Antragspaket ein-
gebracht, um die bayerische Krankenhausplanung auf 
den Prüfstand zu stellen.

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält durchaus gute 
Ideen. Das habe ich auch schon im Ausschuss ge-
sagt. Unsere eigentliche Kritik ist aber, dass er an etli-
chen Stellen die Systematik des deutschen Kranken-
hausrechts missachtet. Es hätte finanzielle Folgen für 
die Krankenhäuser in Bayern, wenn er so beschlos-
sen würde.

Das oberste Credo muss lauten: Medizin vor Ökono-
mie. Ich glaube, darin sind wir uns alle einig. Um die 
wohnortnahe Versorgung zu gewährleisten, müssen 
natürlich ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung 
stehen. Dazu ist eine auskömmliche Investitionskos-
tenförderung erforderlich. Da bin ich ganz bei der 
SPD. Die jetzige Investitionskostenförderung, Kolle-
ginnen und Kollegen von der CSU, befindet sich no-
minal auf dem Niveau von 1994, also auf dem Niveau 
von vor fast 25 Jahren. Wenn man nur die normale In-
flationsrate in Höhe von 2,5 % berücksichtigen würde, 
müsste die Investitionskostenförderung durch den 
Freistaat heuer etwa eine Milliarde und nicht 640 Mil-
lionen betragen, wie es für 2018 festgelegt ist. Das 
stimmt einfach nicht, das ist eine Milchmädchenrech-
nung. Die Investitionskostenförderung liegt heuer um 
50 % niedriger als vor 25 Jahren, und das im reichen 
Bayern.

Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende Gesetzent-
wurf enthält zum Beispiel Regeln für eine Mindestaus-
stattung mit Personal. Damit wird ein wichtiges 
Thema angesprochen, das dringend geregelt werden 
muss, aber nicht mit der bayerischen Krankenhaus-
planung. Deswegen haben wir FREIE WÄHLER einen 
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Antrag gestellt, dass sich die Staatsregierung auf 
Bundesebene für die Festlegung von Personalunter-
grenzen durch die Selbstverwaltung einsetzen soll. 
Die Zuständigkeit des Bundes zu umgehen und die 
Selbstverwaltung zu unterlaufen, ist nicht förderlich 
und erschwert nur die Finanzierung.

In diesem Zusammenhang ist die Finanzierung der 
Personalkosten ein wichtiger Aspekt. Da die Perso-
nalkosten Teil der Fallpauschalen sind, wirken sich 
Einsparungen bei den Personalkosten unmittelbar auf 
die wirtschaftliche Situation der Krankenhäuser aus. 
Dies ist ein verheerender Zusammenhang, wie die 
vergangenen Jahre gezeigt haben. Einsparungen 
beim Personal, besonders bei den Pflegekräften, wir-
ken sich schnell ungünstig auf die Patientenversor-
gung aus.

Ebenso führen die verringerten Liegezeiten der Pa-
tienten, die vor allem durch die DRG-Vergütung verur-
sacht werden, zu einer stärkeren Arbeitsbelastung der 
Pflegekräfte. Deshalb ist es dringend notwendig, dass 
die Pflegepersonalkosten in Zukunft außerhalb der 
Fallpauschalen finanziert werden. In dem Zusammen-
hang ist es erfreulich, dass der Koalitionsvertrag auf 
Bundesebene bereits vorsieht, die Pflegepersonalkos-
ten außerhalb der Fallpauschalen zu finanzieren. 
Damit dabei zügig gehandelt wird, haben wir FREIE 
WÄHLER schon einen entsprechenden Antrag einge-
bracht.

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält auch Regelun-
gen für ein Entlassungsmanagement und für Patien-
tenfürsprecher. Beides sind für die Versorgung der 
Patienten wichtige Aspekte. Gerade bei zunehmend 
hochbetagten und dementen Patienten sind diese As-
pekte besonders wichtig. Ich sage es aber noch ein-
mal: Derartige Regelungen passen nicht in die Syste-
matik der bayerischen Krankenhausplanung, sondern 
müssen auf Bundesebene unter Beteiligung der 
Selbstverwaltung getroffen werden. Auch wenn die 
Selbstverwaltung immer wieder Schwächen aufzeigt, 
glaube ich nicht, dass eine rein staatliche Verwaltung 
besser oder wünschenswert wäre.

Zwar wäre es möglich, auf Landesebene Regelungen 
über eine Mindestpersonalausstattung zu treffen – 
das Krankenhausfinanzierungsgesetz des Bundes ist 
insofern offen –, aber der hier vorliegende Gesetzent-
wurf sieht keine Finanzierung der Personalkosten vor. 
Das geht rechtlich auch gar nicht, weil die Finanzie-
rung der Betriebskosten aufgrund unseres dualen Fi-
nanzierungssystems über die Krankenkassen dem 
Bund obliegt. Für die Investitionskostenfinanzierung 
ist zwar der Freistaat zuständig, aber diese umfasst 
nicht die Betriebskostenfinanzierung.

Der Gesetzentwurf der SPD enthält einige Regelun-
gen zur Förderung der Patientenorientierung, zur Be-
rücksichtigung der besonderen Interessen von Kin-
dern, von Menschen mit Behinderungen und von 
Migranten im Krankenhaus. All das sind gute Ideen, 
die die Patientenorientierung der Krankenhäuser för-
dern können und müssen, aber sie gehören systema-
tisch nicht in die bayerische Krankenhausplanung. Die 
Folge derartiger Vorschriften wäre, dass diese für die 
Krankenhäuser verbindlich wären und Kosten verur-
sachen würden, für die die Krankenhäuser von den 
Krankenkassen aber keinen Ausgleich erhalten, weil 
für die Finanzierung der Betriebskosten letztlich der 
Bund über die Krankenkassen zuständig ist.

Kolleginnen und Kollegen, aus diesen Gründen, die 
ich auch schon im Ausschuss ausgeführt habe, leh-
nen wir, die Landtagsfraktion der FREIEN WÄHLER, 
den vorliegenden Gesetzentwurf wie schon im Aus-
schuss ab. Er ist gut gemeint, systematisch aber 
falsch. Deshalb lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Dr. Vetter. – Kollege Leiner vom BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, bitte sehr, Sie haben das Wort.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr 
Radlmeier, mit Ihren letzten Bemerkungen haben Sie 
eigentlich gezeigt, dass die bayerische Krankenhaus-
planung weitgehend gescheitert ist. Gerade bei Ihnen 
in Landshut haben wir diese Parallelstrukturen, deren 
Existenz Sie auch zugegeben haben. Gerade bei 
Ihnen in Landshut haben wir Häuser, die in Sichtweite 
zueinander bestehen, aber nicht in ordentlicher Form 
zusammenarbeiten.

(Beifall der Abgeordneten Gisela Sengl 
(GRÜNE))

Die bayerische Krankenhausplanung hat kein Mittel, 
darauf Einfluss zu nehmen. Das will ich im Voraus 
gleich sagen. Wir haben eine bayerische Kranken-
hausplanung, aber diese Krankenhausplanung erfüllt 
ihre Aufgaben in Bayern gerade nicht.

(Beifall der Abgeordneten Gisela Sengl (GRÜNE) 
und Markus Ganserer (GRÜNE))

Die SPD hat ein wichtiges Thema aufgegriffen, das ist 
eindeutig richtig. Ich werde noch einiges dazu sagen. 
Ich beschreibe Ihnen jetzt aber, wie die Realität in 
Bayern aussieht.

Die Landkreise und kreisfreien Städte sind für die Si-
cherstellung der stationären Versorgung zuständig. 
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Das ist bereits festgeschrieben, und das ist auch 
schon gesagt worden. Das führt dazu, dass je nach 
Geldbeutel und Neigung der einzelnen Träger, sowohl 
der privaten als auch der kommunalen Träger, darü-
ber entschieden wird, wie in ihrem Wirkungsbereich 
die Kliniklandschaft aussehen soll. Folglich sollte sich 
– ich gebrauche das Wort "sollte" mit Vorsicht – jeder 
verantwortliche Landrat oder Oberbürgermeister in 
seiner eigenen Kommune ganz intensiv um die Klini-
ken kümmern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das ist leider nicht immer 
in gleicher Weise der Fall. Dabei müssen sie den 
Wunsch der Bevölkerung nach einer vor allem wohn-
ortnahen Klinik berücksichtigen. Daraus folgende Ver-
haltensweisen sind zwar durchaus verständlich, ver-
nünftige Strukturen werden so aber nicht aufgebaut. 
Sie kennen die Beispiele: Landräte wurden schon 
wegen Klinikschließungen oder Klinikverlegungen ab-
gewählt. Das ist eine Folge der jetzigen Situation der 
bayerischen Krankenhausplanung.

Was ist die Folge davon? – Sie haben es selbst ge-
nannt: Man hält häufig Parallelstrukturen vor, die Qua-
lität der Versorgung bleibt dabei häufig auf der Stre-
cke. Auch die Erreichbarkeit der Kliniken stellt sich 
dann, weil keine übergeordnete räumliche Planung 
gegeben ist, als ungenügend dar. Darüber hinaus 
können die bestehenden örtlichen Kliniken häufig die 
Anforderungen zur Versorgung von beispielsweise 
Schlaganfall und Herzinfarkt nicht erfüllen, weil die Er-
füllung der Qualitätsanforderungen wegen der fehlen-
den Ausstattung, aber auch wegen der fehlenden 
Qualifikation des Personals, nicht gewährleistet wer-
den kann. Diese Missstände behebt die jetzige Kran-
kenhausplanung nicht.

Meine Damen und Herren, Teile des Gesetzentwurfs 
der SPD-Fraktion sind deshalb durchaus richtig. So 
wird in dem Gesetzentwurf beispielsweise gefordert, 
dass Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher ver-
pflichtend eingeführt werden. Herr Imhof, Sie haben 
die Zahl gestern auch gehört: Derzeit haben wir nur in 
40 % der Häuser Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher. Das ist ein Skandal. So viel nur, um Ihre 
Zahlen zu relativieren. Da muss eine Bestimmung her, 
damit das verpflichtend eingeführt wird, und das muss 
auch in diesem Gesetz stehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Des Weiteren ist darin die Pflicht zur Einrichtung eines 
Entlassungsmanagements gefordert. Das ist absolut 
richtig. Manche Häuser haben ein Entlassungsma-
nagement, andere Häuser haben das nicht. Diesen 

Forderungen im Gesetzentwurf haben wir auch zuge-
stimmt.

Ein weiterer Inhalt des SPD-Gesetzentwurfs zur Stär-
kung der Qualitätsorientierung in den Krankenhäu-
sern: Es werden Anforderungen an Personalmindest-
zahlen, wie es hier wörtlich heißt, für das 
Pflegepersonal oder auch für die Hebammen gestellt. 
Dies ist richtig; trotzdem geht es nicht so, wie Sie das 
wollen. Dazu komme ich gleich noch.

Die einzige Änderung der Förderung, die Sie beantra-
gen, soll über eine Erhöhung der Investitionsförde-
rung kommen. Herr Kollege Vetter hat es schon ge-
sagt, dass es so nicht geht. Ihre Idee dabei ist – und 
das entnehme ich der Begründung Ihres Gesetzent-
wurfs –, dass Krankenhäuser ihren Investitionsbedarf 
aus ihren laufenden Einnahmen decken. Damit blei-
ben weniger Mittel für ihr Personal und ein ordentli-
ches Entlassungsmanagement sowie weitere dringen-
de Maßnahmen. Möglicherweise ist das in einigen 
Häusern so; diese Vorgehensweise ist aber grund-
sätzlich falsch. Laufende Kosten müssen aus den Er-
trägen der DRGs, der Fallpauschalen, von den Kran-
kenkassen getragen werden.

Jetzt sind wir bei den Problemen der Finanzierung bei 
den Krankenhäusern, die rote Zahlen schreiben. Es 
sind so um die 40 %. Vielleicht sind es einige weniger 
geworden, aber trotzdem sind es noch viel zu viele. 
Nehmen wir also diese 40 %. Die müssen dann von 
den jeweiligen Trägern, in der Regel den Kommunen, 
getragen werden. Das aber ist ein untragbarer Zu-
stand. Die Finanzierung, die Sie vorgeschlagen 
haben, die Erhöhung der Finanzierung, darf nämlich 
überhaupt nicht für laufende medizinische Eingriffe 
verwendet werden. Das besagt das Krankenhausfi-
nanzierungsgesetz. Das sollte man sich schon einmal 
anschauen. Allein deshalb benutzen Sie ein falsches 
Tool, um Ihre im Prinzip richtigen Ziele zu erreichen.

Im Übrigen, und das wurde bereits kurz angespro-
chen, sollte uns allen bekannt sein, dass es sich bei 
den Investitionszuschüssen um eine Kofinanzierung 
handelt. Das heißt, 50 % der Gesamtausgaben – aus 
Erfahrung kann ich sagen, es sind meistens mehr – 
muss der jeweilige Träger bereitstellen. Es gab Jahre 
– hier muss ich nun etwas vorsichtiger sein –, da wur-
den diese Mittel gar nicht abgerufen, weil die Kommu-
nen nicht konnten oder nicht bereit waren, die Kofi-
nanzierung zu stellen. Ich sage Ihnen: Im Prinzip 
haben Sie hier recht, das ist ein Ergebnis der hilflosen 
Krankenhausplanung hier bei uns in Bayern. Richtig 
ist, die Investitionszuschüsse müssen jetzt erhöht 
werden. Wenn Sie sagen, Herr Radlmeier, wir hätten 
keinen Investitionsstau in Bayern, dann fahren Sie 
doch einmal durch Bayern, schauen Sie sich die Häu-
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ser an. Dann werden Sie sehen, welchen Investitions-
stau wir haben. Wir müssen auch deutlich die Mittel 
erhöhen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Des Weiteren muss in der Krankenhausfinanzierung 
endlich auch die Finanzierung der Küchen, der Apo-
theken und der Infrastruktur enthalten sein. Bei den 
Kommunen haben wir nämlich immer noch das Pro-
blem, dass sie das gesondert zu stemmen haben; 
oder das machen die Träger, je nachdem, wie sie or-
ganisiert sind. Das ist in Ihrem Gesetzentwurf aber lei-
der nicht erwähnt.

Uns GRÜNEN schwebt der Aufbau einer vernünftigen 
Gesundheitsversorgung unter Einbeziehung aller Ge-
sundheitsberufe in einer Versorgungsregion vor: Apo-
theker, Physiotherapeuten, Logopäden, um nur einige 
zu nennen. Niedergelassene Hausärzte, Fachärzte 
und eben auch die Kliniken sind in diese Betrachtung 
einzubeziehen. Wie können wir so etwas machen? – 
Wir müssen versuchen, Modellregionen zu gründen, 
und dort mit allen Beteiligten reden. Dann müssen wir 
dort einen über Jahre gehenden Versuch starten und 
schauen, wie das funktionieren kann. Anschließend 
kommen wir zu einem vernünftigen Überblick über die 
Gesundheitsversorgung in Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, was aber ist das Allerwich-
tigste bei der gesundheitlichen Gesamtversorgung? – 
Das ist der Wunsch unser Bürgerinnen und Bürger, 
aber auch der Wunsch unserer Patientinnen und Pa-
tienten – ich weiß, das ist nicht immer gleich; es gibt 
Umfragen, bei denen sich deutliche Unterschiede er-
geben, grundsätzlich betrachtet müssen wir diesen 
Wünschen aber gerecht werden, und das wollen wir 
auch –: Ein Krankenhaus muss gut erreichbar sein, 
um die Notfallversorgung zu gewährleisten. Häufig ist 
auch eine wohnortnahe Geburtshilfestation von we-
sentlicher Bedeutung. Das wollen unsere Bürger.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein weiteres entscheidendes Kriterium ist die sofortige 
angemessene, qualitativ hochwertige Versorgung bei-
spielsweise bei schweren Verletzungen, bei Herzin-
farkten, bei Schlaganfällen, das heißt, die richtige Be-
handlung in der richtigen Klinik. Das ist bei uns im 
Moment nicht mehr überall gewährleistet.

Meine Damen und Herren, zum Abschluss: Die Bür-
gerinnen und Bürger haben recht. In Bayern muss 
eine flächendeckende, hochqualitative medizinische 
Versorgung gewährleistet sein. Dafür werden wir 
GRÜNE sorgen. Beim Gesetzentwurf der SPD-Frak-

tion werden wir uns enthalten. Er weist zwar in die 
richtige Richtung, hat auch gute Ansätze, aber er be-
nutzt die falschen Instrumente.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Leiner. – Für die Staatsregierung hat Frau 
Staatsministerin Huml ums Wort gebeten. Bitte schön.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheit und 
Pflege): Lieber Herr Präsident, sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Nachdem nun schon viel über das 
Gesetz gesprochen wurde und sowohl Herr Kollege 
Helmut Radlmeier als auch Herr Kollege Dr. Vetter be-
reits viel Wahres gesagt haben, möchte ich mich nun 
auf einige Punkte beschränken. Es hat mich bei der 
Diskussion aber doch gereizt, das eine oder andere 
richtigzustellen.

Wir im Freistaat Bayern nehmen die Investitionskos-
tenförderung für unsere Krankenhäuser sehr ernst, 
und zwar sowohl im Bayerischen Landtag, wenn es 
um die Haushaltsverhandlungen geht, als auch bei 
den FAG-Verhandlungen, wenn es darum geht, dass 
sich die Kommunen entsprechend beteiligen. Die Mit-
tel für die Krankenhausförderung sind deshalb von 
rund 500 Millionen Euro auf heuer 643 Millionen Euro 
gestiegen. Das ist doch wirklich ein schöner Erfolg. 
Ich danke allen, die mitgeholfen haben.

(Beifall bei der CSU)

Wenn der neue Ministerpräsident Markus Söder in 
seiner Regierungserklärung auch dazu Stellung be-
zieht, dass er an dieser Erhöhung weiter festhalten 
will, ist doch auch ein guter Akzent. Er sagt, er steht 
zu seinen Krankenhäusern, und er steht zur Investiti-
onskostenförderung mit dieser Erhöhung. In meinen 
Augen ist das kein "Es könnte weniger werden", son-
dern die drei Milliarden Euro – ein bisschen runden 
wir immer – sind ein positiver Wert und eine Zusage 
an die Krankenhauslandschaft für die nächsten Jahre. 
Ich freue mich, dass wir hier weiter in unsere Kran-
kenhäuser investieren können.

(Beifall bei der CSU)

Klar, wir haben Einplanungsrunden, nach denen man-
ches Krankenhaus weiß, dass es erst in ein, zwei, 
drei Jahren drankommt; aber wir haben eben keine 
Wartelisten, wie andere Bundesländer sie kennen. Ich 
bin mit meinen Gesundheitsministerkollegen im Ge-
spräch und weiß, dass in anderen Ländern jahrelang 
gewartet werden muss. Das gibt es bei uns in Bayern 
in der Art und Weise nicht. Bei den Einplanungsrun-
den kann es sein, dass man gesagt bekommt, dass 
man erst in zwei oder drei Jahren dran ist. Es ist aber 
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ein Unterschied, ob man eine ellenlange Warteliste 
hat oder man sich darauf einstellen kann, dass man 
dann und dann eingeplant ist und die Zusage hat, die 
Förderung in diesem Jahr auch zu erhalten. So ist die 
Krankenhausinvestitionsförderung in Bayern. Das hat 
sich in den letzten Jahrzehnten bewährt, und daran 
wollen wir festhalten.

Sie nennen zu Recht die Betriebskosten. Das treibt 
auch mich um, wenn viele Krankenhäuser bei uns in 
Bayern rote Zahlen schreiben. Das treibt alle um, die 
in irgendwelchen Verwaltungsgremien sitzen, die 
Kommunalpolitik und auch uns im Ministerium. Des-
wegen haben wir uns in den Verhandlungen über den 
Koalitionsvertrag auf Bundesebene von bayerischer 
Seite auch so eingesetzt. Ich darf an die Abschaffung 
der doppelten Degression erinnern. Der aktuelle Koa-
litionsvertrag sieht vor, dass Tarifsteigerungen ausge-
glichen werden, nicht nur hälftig. Ich würde mich freu-
en, wenn die SPD das nicht nur für die Pflege sehen 
würde, sondern auch für weitere Berufe wie die He-
bammen oder Therapeuten, wenn es zu Tarifsteige-
rungen kommt. Dass auch dort ausgeglichen werden 
kann, ist nämlich unser Ansatz.

(Beifall bei der CSU)

Wenn Sie in Ihrem Gesetzentwurf darauf hinweisen, 
dass wir Personalmindest- oder -untergrenzen brau-
chen, kann ich auch dazu auf den Koalitionsvertrag 
verweisen. Wir müssen bei Mindest- bzw. Untergren-
zen aber ein Stück weit darauf achten, dass es für 
Bayern nicht weniger wird statt mehr. Als bayerische 
Ministerin bin ich immer unsicher, wenn etwas "bun-
deseinheitlich" gemacht werden soll. Ich frage mich 
dann, ob das für Bayern eine Nivellierung nach unten 
bedeutet oder ob alle sich auf unser höheres Niveau 
begeben wollen. Aber auch dazu gibt es Aussagen im 
Koalitionsvertrag, ebenso dazu, dass man bei den 
DRGs die Pflegekosten herausrechnen will. Das war 
explizit ein Vorschlag aus Bayern, nämlich des Kolle-
gen Georg Nüßlein, der sich sehr dafür engagiert hat, 
dass das im Koalitionsvertrag ermöglicht wurde.

Sie merken, wir haben vieles aufgenommen. Natürlich 
könnte man immer noch mehr tun. In Ihrem Gesetz-
entwurf ist dazu auch einiges enthalten. Wir sind der 
Auffassung, dass er in vielen Bereichen Dinge auf-
greift, die wir gar nicht hier regeln können, sondern für 
die der Ansprechpartner und die Gesetzgebung auf 
der Bundesebene sind. Deswegen ist es notwendig, 
Koalitionsvereinbarungen zu treffen. Das haben wir 
getan.

Wir machen auch auf Landesebene unsere Hausauf-
gaben, wenn es um die Investitionskosten geht. Unser 
Krankenhausplanungsausschuss, der sich aus vielen 

Vertretern zusammensetzt – der Kassen, der Träger, 
der kommunalen Ebene etc. –, hat sehr wohl den 
Blick auf die unterschiedlichsten Dinge. Ich freue 
mich, wenn alle mithelfen, damit wir bei den Kranken-
häusern weiterkommen.

Dieser Gesetzentwurf ist in unseren Augen in Teilen 
rechtlich bedenklich. Er wendet sich manchmal an 
den falschen Ansprechpartner und geht von falschen 
Voraussetzungen aus. Deshalb lehnen wir ihn ab.

Lieber Kollege Leiner, bei dem, was Sie beschrieben 
haben, würde ich mir wünschen, dass die Gesund-
heitsregionen vor Ort das auch angehen können. Das 
können Sie bei sich vor Ort gerne einmal anregen. Ich 
glaube, dann kann man in diesen Gremien durchaus 
etwas voranbringen. Die Gesundheitsregionen plus 
müssen sich nicht nur mit Versorgung und Vorsorge 
befassen. Wenn es um Versorgung geht, können Sie 
auch auf die stationäre Versorgung schauen. Ich kann 
mir vorstellen, dass sich die eine oder andere Region 
auf den Weg macht; dann hätten wir auch das schon 
und bräuchten keine Modellversuche. Wir könnten 
das dann über Gremien laufen lassen, die bereits ein-
geführt sind.

Dem Gesetzentwurf können wir leider nicht zustim-
men.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, 
Frau Staatsministerin. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, 
und wir kommen zur Abstimmung. 

Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf der 
SPD-Fraktion auf Drucksache 17/21463 zugrunde. 
Der federführende Ausschuss für Gesundheit und 
Pflege empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs. 
Wer dagegen dem Gesetzentwurf zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die SPD-
Fraktion. Gegenstimmen, bitte. – CSU-Fraktion, 
FREIE WÄHLER. Stimmenthaltungen! – GRÜNE und 
die Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos). Damit ist 
der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Bericht
des Vorsitzenden des Ausschusses für Eingaben 
und Beschwerden gemäß § 82 BayLTGeschO (s. a. 
Anlage 5)

Gemäß § 82 unserer Geschäftsordnung ist der Voll-
versammlung über die Behandlung der Petitionen je-
weils für die Hälfte der Wahldauer des Landtags 
mündlich zu berichten. Die Berichterstattung obliegt 
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federführend dem Vorsitzenden des Ausschusses für 
Eingaben und Beschwerden. Im Ältestenrat ging man 
davon aus, dass der Bericht des Vorsitzenden circa 
30 Minuten dauern wird. Für die Aussprache zum Be-
richt wurde eine Gesamtredezeit der Fraktionen von 
36 Minuten vereinbart; diese verteilt sich auf die CSU 
mit 12 Minuten, auf die SPD mit 9 Minuten, auf die 
FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
jeweils mit siebeneinhalb Minuten, die Staatsregie-
rung hat 12 Minuten. Die fraktionslosen Abgeordneten 
Claudia Stamm, Günther Felbinger und Alexander 
Muthmann können jeweils bis zu zweieinhalb Minuten 
sprechen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile hierzu dem 
Vorsitzenden Herrn Kollegen Dr. Schwartz das Wort. 
Bitte schön.

Dr. Harald Schwartz (CSU): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist mir eine Freude und Ehre, Ihnen heute den Bericht 
des Vorsitzenden des Ausschusses für Eingaben und 
Beschwerden gemäß § 82 unserer Geschäftsordnung 
geben zu dürfen. In diesem Jubiläumsjahr, in dem wir 
200 Jahre Verfassungsstaat und 100 Jahre Freistaat 
Bayern feiern, ist es mir eine besondere Ehre, feiern 
wir doch damit auch 200 Jahre verbrieftes Petitions-
recht. Bereits die Verfassung aus dem Jahr 1818 sieht 
nämlich vor, dass es jedem einzelnen Staatsbürger 
gewährleistet sei, sich mit Beschwerden über die Ver-
letzung der konstitutionellen Rechte an die seinerzeit 
eingerichtete Ständeversammlung zu wenden. Die 
Bayerische Verfassung und das Grundgesetz erwei-
tern dieses Petitionsrecht, das ursprünglich nur 
Staatsbürgern vorbehalten war, auf jedermann.

Das Petitionswesen ist eine Notrufsäule für die Bür-
gerinnen und Bürger und zugleich Seismograf, der die 
Stimmungen in der Bevölkerung aufnimmt und uns 
zeigt, wo die Nöte der Menschen liegen. Das Recht, 
über Petitionen zu entscheiden, ist neben der Gesetz-
gebungskompetenz und der Haushaltsautonomie eine 
der zentralen Kompetenzen dieses Hohen Hauses 
und bestimmt sein Wesen als Volksvertretung.

Zu den statistischen Zahlen sollten Sie auf Ihren Plät-
zen eine Anlage zum mündlichen Bericht vorgefunden 
haben.

(Siehe Anlage 5 – Beifall bei Abgeordneten der 
CSU – Ingrid Heckner (CSU): Haben wir bekom-
men, danke!)

Das Folgende darf man möglicherweise auch als Er-
folgsstatistik bezeichnen: Von 7.807 in dieser Wahlpe-
riode erledigten Petitionen sind immerhin 1.105 in ir-
gendeiner Weise positiv erledigt. Das entspricht 
einem Anteil von 14,7 %. Hinzu kommen Eingaben, 

die oftmals wegen positiver Erledigung während des 
Petitionsverfahrens von den Petenten zurückgenom-
men wurden.

Erwähnenswert ist auch, dass immer mehr Menschen 
hinter den Petitionen stehen. Dies drückt sich in einer 
deutlichen Zunahme der Sammel- und Massenpetitio-
nen aus. In der 17. Wahlperiode haben rund 
950.000 Menschen, also fast eine Million, entweder 
eine Petition eingereicht oder eine solche unterstützt. 
Im Vergleich dazu waren es in der 16. Wahlperiode 
circa 600.000 Personen.

Dabei geht die Anzahl der Petitionen insgesamt zu-
rück. Auch wenn das Petitionswesen immer mehr 
Menschen erreicht, haben wir in der 16. Wahlperiode 
noch circa 11.800 Eingaben gezählt, im aktuellen Be-
richtszeitraum waren es rund 9.100. Bis zum Ende 
der Wahlperiode werden wohl rund 10.000 Petitionen 
an den Landtag gerichtet worden sein. Der Rückgang 
ist zum Beispiel darauf zurückzuführen, dass deutlich 
weniger Eingaben zum öffentlichen Dienstrecht einge-
reicht wurden. Die Wogen, die das neue Dienstrecht 
im Vorlauf zu seiner Einführung geschlagen hatte, 
sind offenbar weitestgehend abgeebbt.

Gleichzeitig gibt es eine gewisse Verwirrung durch pri-
vate Plattformen – ein Phänomen, das mit dem Inter-
net zu tun hat. Es betrifft die privaten und zum Teil 
kommerziellen Plattformen im Internet wie "openPetiti-
on.de" oder "Change.org", um einige Beispiele zu 
nennen. Immer wieder, so erst in der letzten Woche, 
richten sich Bürgerinnen und Bürger an das Landtags-
amt, um sich nach dem Stand einer Petition zu erkun-
digen. Bei näherer Betrachtung stellt sich dann he-
raus, dass diese Eingaben zwar in privaten 
Internetplattformen aufgelistet sind, nicht aber als Ein-
gaben beim Bayerischen Landtag eingereicht wurden. 
Die unterschiedslose Verwendung des Begriffs Peti-
tion durch diese Plattformen ist schlichtweg verwir-
rend. Bayerische Verfassung und Grundgesetz legen 
klar fest, was eine Petition ist und welche Rechte sich 
für die Petenten daraus ergeben. Alles Weitere 
mögen Partizipationsformen sein; Petitionen sind es 
nicht. Ich darf an Sie, werte Kolleginnen und Kollegen 
appellieren, bei Bürgerinnen und Bürgern darum zu 
werben, sich im Fall der Fälle direkt an die Volksver-
tretung und nicht an irgendwelche Plattformen zu 
wenden.

Dabei ist insgesamt der Rückgang der Zahl der Peti-
tionen nicht zwingend negativ. Petitionen werden von 
Menschen eingereicht, die ein Anliegen haben oder 
sich gegen Verfügungen von hoher Hand wenden 
wollen. Geht die Anzahl von Petitionen zurück, ist dies 
nicht zwingend ein schlechtes Signal, was die Zufrie-
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denheit der Bürgerinnen und Bürger in Bayern betrifft, 
eher im Gegenteil.

Das bayerische Petitionsrecht dient durchaus in der 
Bundesrepublik als Vorbild. Die öffentliche Behand-
lung und die Möglichkeit für Petenten, im Ausschuss 
auch angehört zu werden, sind Besonderheiten des 
bayerischen Petitionsrechts. In anderen Bundeslän-
dern blickt man daher nach Bayern, wenn es darum 
geht, das eigene Petitionswesen fortzuentwickeln. So 
hatten wir auf Einladung der Fraktion DIE LINKE im 
Thüringer Landtag beispielsweise unseren Aus-
schussdienst entsandt, um dort über die öffentliche 
Beratung von Eingaben in Bayern zu referieren, was 
nach Darstellung der dortigen Zeitung "Meininger Ta-
geblatt" vom 30. November 2016 zu wahrer Begeiste-
rung führte.

Wir hatten zudem Besuch von Delegationen in unse-
rem Ausschuss. Eine Delegation des Landtags von 
Sachsen-Anhalt war bei uns, zuletzt die Rechtspflege-
kommission des Schweizer Kantons St. Gallen, die 
auch unserer Sitzung beigewohnt hat. Und bereits in 
der nächsten Sitzungswoche werden Kolleginnen und 
Kollegen des Petitionsausschusses von Baden-Würt-
temberg an einer Sitzung unseres Ausschusses und 
weiteren Gesprächen teilnehmen.

Dabei ist zu unterscheiden. Die öffentliche Beratung 
ist zu unterscheiden von sogenannten öffentlichen Pe-
titionen. Letztere finden beispielsweise im Deutschen 
Bundestag statt. Bei sogenannten öffentlichen Petitio-
nen können Bürgerinnen und Bürger ein konkretes 
Anliegen mittels einer durch das Parlament betriebe-
nen Internetplattform einem großen Publikum bekannt 
machen. Dies soll dazu dienen, weitere Unterstützer, 
sprich Mitunterzeichner, zu gewinnen. Ein solches In-
strument erachte ich im Hinblick auf das bayerische 
Petitionswesen nicht nur als überflüssig, sondern 
sogar als problematisch. Die Funktionslogik derartiger 
Plattformen folgt dem Prinzip des größten Glücks, der 
größten Zahl, also dem Wunsch, Aufmerksamkeit 
durch eine möglichst große Zahl von Unterstützer-
stimmen zu gewinnen. Das mag auf Bundesebene 
zielführend sein. Im Landesrecht, wo es primär um 
den Gesetzesvollzug geht, steht hingegen der Einzel-
fall im Vordergrund. Dort auf die Anzahl von Unterstüt-
zerstimmen abzustellen birgt die Gefahr, die Eingabe 
des Einzelnen zu entwerten. Menschen, die schlicht-
weg keinen Zugang zum Internet haben – ich denke 
da insbesondere an Insassen von Justizvollzugsan-
stalten oder an Menschen, die nicht im Umgang mit 
dem Internet verständig sind –, wären systematisch 
benachteiligt. Vergessen wir nicht: Es ist gerade das 
Wesensmerkmal der Petition, dass deren Einreichung 
an keine besonderen Formerfordernisse geknüpft ist.

Die Stärke des bayerischen Petitionswesens ergibt 
sich aber vor allem aus Ihrem großen Engagement, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. Hierfür spricht 
die Rekordanzahl von Ortsterminen in der 17. Wahl-
periode. So haben wir in der 17. Wahlperiode 
178 Ortstermine durchgeführt; in der 16. Wahlperiode 
waren es 101. Es sind die Berichterstatter selbst, die 
sich eingehend mit den teilweise sehr komplexen Ein-
gaben befassen. Im Petitionswesen wird besonders 
deutlich: In Bayern ist jeder Abgeordnete ein Stück 
weit auch Bürgerbeauftragter, Bürgerbeauftragter in 
dem Sinn, vom Bürger direkt mittels Mandats beauf-
tragt worden zu sein, ohne der Tätigkeit des lieben 
Kollegen Klaus Holetschek hier irgendwie Abbruch 
tun zu wollen.

Bezüglich der Verteilung der Petitionen lohnt sich ein 
Blick in die Statistik. Die Verteilung der Eingaben 
unter den Ausschüssen ist sehr unterschiedlich. Der 
zahlenmäßig größte Teil der Eingaben, und das mit 
wachsender Tendenz, wird weiterhin im Ausschuss für 
Eingaben und Beschwerden behandelt. Der Anteil der 
Petitionen, die dort behandelt wurden, stieg von circa 
25 % in der 16. Wahlperiode auf zwischenzeitlich 
30 % in der 17. Wahlperiode – 30 % bezogen auf alle 
Petitionen –, die unser Haus betreffen.

Dem Ausschuss für Eingaben und Beschwerden 
kommt eine besonders wichtige Funktion zu; denn 
weil wir praktisch ausschließlich mit Petitionen befasst 
sind, können wir dem einzelnen Anliegen vielleicht 
noch etwas mehr Aufmerksamkeit widmen, als das in 
anderen Fachausschüssen aufgrund deren anderen 
Aufgabenspektrums möglich ist. Insbesondere die 
Themen Ausländerrecht, Bausachen, Strafvollzug, 
Gnadenwesen und Kostenfreiheit des Schulwegs fal-
len hier ins Gewicht.

Es waren vor allem Bausachen, die in der aktuellen 
Periode den Ausschuss in zeitlicher Hinsicht sehr in 
Anspruch genommen haben. Im Berichtszeitraum 
haben die Kolleginnen und Kollegen des Petitionsaus-
schusses knapp 100 der rund 180 Ortstermine durch-
geführt. Sie haben als Mediatoren vor Ort zum Teil 
beachtliche Erfolge erzielen können. Ich darf Ihnen 
hierzu ein, zwei Beispiele nennen. So hatte der Aus-
schuss für Eingaben und Beschwerden sich zum Bei-
spiel mit mehreren Beschwerden über eine Bäckerei 
zu beschäftigen, deren Betrieb von den Nachbarn als 
störend empfunden wurde. Dem lag zugrunde, dass 
die ursprüngliche Dorfbäckerei verkauft wurde und 
der neue Eigentümer den Betrieb stetig ausbaute. Mit 
der erheblichen Erweiterung hatte der Betrieb im 
Laufe der Zeit eine Größe angenommen, die baupla-
nungsrechtlich nicht mehr mit dem Ortscharakter zu 
vereinbaren war. Eine sofortige Betriebsuntersagung 
hätte allerdings den wirtschaftlichen Ruin des Unter-
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nehmers und den Verlust von vielen Arbeitsplätzen 
zur Folge gehabt. So lag die Herausforderung im 
Spannungsfeld zwischen dem Vollzug geltenden Bau-
rechts einerseits und den daraus resultierenden wirt-
schaftlichen Folgen andererseits. Dabei einen ange-
messenen Kompromiss zu finden, der auch die 
schutzwürdigen Interessen der Nachbarn angemes-
sen berücksichtigt, war die Aufgabe. Nach immerhin 
zwei Ortsterminen konnte hier eine einvernehmliche 
Lösung gefunden werden, die es der Bäckerei gestat-
tet, zeitlich begrenzt den Betrieb fortzuführen, und 
dabei die wirtschaftliche Grundlage zur Verlagerung in 
ein Gewerbegebiet geschaffen hat, womit dann eben 
auch den nachbarlichen Interessen entsprochen 
wurde.

Unsere Tätigkeit ist immer ganz praktisch. So hatten 
wir zum Beispiel zuletzt in München mit einer großen 
Wohnanlage zu tun. Dieses Beispiel zeigt auch, wie 
das Petitionsverfahren bzw. der beherzte Einsatz der 
Berichterstatter als Mediatoren vor Ort zu einer Kom-
promissfindung beitragen kann. Der Petition lag das 
Bauvorhaben einer städtischen Wohnungsbaugesell-
schaft in München zugrunde. Gegenüber der ur-
sprünglichen Planung sollte die Wohnanlage statt 122 
nunmehr 166 Wohneinheiten umfassen. Anstelle von 
sechs Stockwerken sollten nunmehr acht Stockwerke 
errichtet werden. Auch in diesem Fall führte der Orts-
termin zu einem Kompromiss. Am Ende verzichtete 
der Bauherr auf einige Wohneinheiten und verringerte 
die Planung von acht auf sieben Stockwerke – ein 
Kompromiss, mit dem man vor Ort offensichtlich leben 
konnte.

Insgesamt beobachten wir eine Verdoppelung der 
Fallzahlen im Aufenthaltsrecht. Gab es in der 
16. Wahlperiode noch 325 Eingaben in diesem Be-
reich, so hat sich deren Zahl in der laufenden Periode 
auf 651 mehr als verdoppelt. Über die Hälfte der dem 
Ausschuss für Eingaben und Beschwerden zugewie-
senen Sammelpetitionen mit mehr als 100 Unter-
schriften – eine Statistik finden Sie in dem Konglome-
rat, das Ihnen ausgeteilt wurde – steht im 
Zusammenhang mit dem Aufenthaltsrecht. Die Hand-
lungsmöglichkeiten bayerischer Behörden und damit 
des Bayerischen Landtags sind im Asylrecht jedoch 
klar umrissen, und die Zuständigkeit liegt für einen 
Großteil der asylrechtlichen Verfahren gesetzgebe-
risch beim Bund. Dies betrifft insbesondere die Be-
wertung zielstaatsbezogener Aspekte, wie etwa die im 
Ausschuss immer wieder kontrovers diskutierte Si-
cherheitslage in anderen Ländern.

Dennoch beobachten wir die derzeitige Situation und 
damit alle an uns herangetragenen und menschlich 
zum Teil sehr bewegenden Schicksale im Ausschuss 
sehr genau. In Bezug auf den Westbalkan sind die 

Mitglieder des Ausschusses für Eingaben und Be-
schwerden eigens nach Mazedonien und in den Ko-
sovo gereist, um sich vor Ort über die Migrationssitua-
tion sowie über die Perspektiven der in ihr Heimatland 
zurückgeführten Menschen zu informieren.

Bei besonderen Einzelschicksalen und in humanitären 
Ausnahmefällen kann der Ausschuss der beim Innen-
ministerium eingerichteten Härtefallkommission Ein-
gaben zuweisen. Dieses Gremium kann sich dann ge-
genüber dem Innenministerium dafür aussprechen, 
ausnahmsweise eine Aufenthaltsgenehmigung auszu-
sprechen. In der 17. Wahlperiode hat der Petitions-
ausschuss insgesamt zwölf Eingaben an die Härtefall-
kommission überwiesen. Der Zwischenbericht zum 
Petitionswesen hatte das Thema bereits aufgegriffen. 
An dieser Stelle möchte ich den Mitgliedern der Härte-
fallkommission und deren Vorsitzenden, Herrn Wil-
fried Mück, für die konstruktive Zusammenarbeit herz-
lich danken.

(Allgemeiner Beifall)

Der Petitionsausschuss ist mit einer Vielzahl von Ein-
gaben abgelehnter Asylbewerber, vor allem aus den 
Herkunftsstaaten Ukraine und dem Westbalkan be-
fasst, die einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland 
zum Zweck der Beschäftigung begehren. In diesen 
Fällen ist die Gesetzeslage eindeutig, da der Bundes-
gesetzgeber einen Spurwechsel vom Asylverfahren 
zur Arbeitsmigration grundsätzlich ausschließt – ein 
Fall, der uns im Ausschuss sehr häufig beschäftigt 
und möglicherweise auch noch beschäftigen wird. Ob-
gleich dem Ausschuss damit die Hände gebunden 
sind, kann das Petitionsverfahren den Betroffenen zu-
mindest einen Weg aufzeigen, wie das angestrebte 
Ziel letzten Endes doch erreicht werden kann.

Der Strafvollzug ist ein weiterer Schwerpunkt unserer 
Tätigkeit. Eingaben aus dem Bereich Strafvollzug er-
weisen sich erfahrungsgemäß nur selten als erfolg-
reich; sie haben die geringste Erfolgswahrscheinlich-
keit. Es kann aber auch in diesem Bereich 
erfolgreiche Petitionen geben, die sogar über den Ein-
zelfall hinaus wirken. Das mag folgendes Beispiel ver-
deutlichen: Der Insasse einer Justizvollzugsanstalt 
brachte vor, dazu angehalten worden zu sein, Schleif-
arbeiten ohne Atemschutzmaske durchzuführen. Eine 
Überprüfung bestätigte diesen Vorwurf. Die JVA versi-
cherte, künftig besser zu überwachen, ob Vorschriften 
zum Arbeitsschutz beachtet werden, und wir haben 
uns darüber berichten lassen.

Im Bereich des Sorge- und Melderechts haben wir zu 
Veränderungen beigetragen. Auf die Breite des The-
menspektrums weist folgender Fall hin: Der Aus-
schuss hatte über die Eingabe eines Vaters zu ent-
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scheiden, der das Sorgerecht gemeinsam mit der 
geschiedenen Mutter ausübte. Nach der Darstellung 
des Petenten habe das gemeinsame Kind zunächst 
am Hauptwohnsitz des Vaters gelebt, bis die Kinds-
mutter ohne Einwilligung des Vaters das Kind an 
ihrem Wohnsitz angemeldet habe. Als der Kindsvater 
daraufhin versucht hat, den Hauptwohnsitz des Kin-
des wieder bei seiner eigenen Wohnsitzgemeinde an-
zumelden, habe die Meldebehörde mangels schriftli-
cher Einwilligung der Kindsmutter die Anmeldung 
verweigert.

Der Petent forderte daher ein einheitliches Vorgehen 
der Meldebehörden in dem Sinne, dass Ummeldun-
gen von Minderjährigen grundsätzlich nur durch beide 
Sorgeberechtigten vorgenommen werden dürfen. Der 
Ausschuss folgte der Auffassung des Petenten und 
überwies die Eingabe der Staatsregierung zur Berück-
sichtigung. Das Innenministerium hat daraufhin zwi-
schenzeitlich den Meldebehörden des Freistaates 
Bayern Vorgaben für ein einheitliches Vorgehen bei 
An- und Abmeldevorgängen gemacht. In den Voll-
zugshinweisen wird klargestellt, in welchen Fällen von 
Ummeldungen nun das Einverständnis beider Eltern-
teile vorliegen muss.

Blicken wir auch auf die Fachausschüsse. Im Baye-
rischen Landtag werden Petitionen nicht allein vom 
Ausschuss für Eingaben und Beschwerden, sondern 
auch von den jeweiligen Fachausschüssen behandelt. 
Ich darf daher ebenso über die Themen berichten, die 
dort behandelt wurden.

Dem Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen wurden rund 980 Eingaben zugewiesen. 
Damit ist der Rechtsausschuss der Ausschuss, der 
nach dem Ausschuss für Eingaben und Beschwerden 
die meisten Petitionen zu behandeln hatte.

Bei den zugewiesenen Eingaben fällt eine Zunahme 
von Petenten aus der Szene der sogenannten 
"Reichsbürger", "Germaniten", "Selbstverwalter" und 
"Reichsdeutschen" – überwiegend selbstgewählte Be-
zeichnungen – auf. Deren Eingaben wenden sich re-
gelmäßig gegen Maßnahmen von Polizei und Staats-
anwaltschaft sowie gegen gerichtliche 
Entscheidungen. Flankiert werden diese Beschwer-
den von einer Grundargumentation, wonach man die 
Bundesrepublik Deutschland nicht akzeptiere oder 
aus ihr ausgetreten sei. Gesetze und Bescheide des 
Bundes und der Länder erachtet dieser Personenkreis 
bereits von daher als ungültig. In Einzelfällen war zu 
beobachten, dass Petenten aus der Reichsbürgersze-
ne an öffentlichen Ausschusssitzungen teilnahmen 
und dabei zum Teil aggressive Unmutsbekundungen 
über die Beschlussfassung des Ausschusses zum 
Ausdruck brachten.

Die Zunahme dieser Petitionen ist mit Sorge zu sehen 
und wird künftig aufmerksam zu beobachten sein. Die 
Herausforderung wird darin bestehen, einerseits das 
Petitionsgrundrecht zu gewähren und andererseits 
Fragen der Sicherheit und des Hausrechts nicht 
außer Acht zu lassen.

Im Landwirtschaftsausschuss hatte man sich neben 
den sonst üblichen förderrechtlichen Angelegenheiten 
mit einer medienwirksamen Eingabe zur Vorlage-
pflicht von Jagdtrophäen zu befassen. Nach dem 
Bayerischen Jagdgesetz müssen jährlich öffentliche 
Hegeschauen stattfinden. Die Revierinhaber sind ver-
pflichtet, den Kopfschmuck – das heißt, die Geweihe 
und Gehörne – des gesamten in ihren Jagdrevieren 
im letzten Jahr erlegten oder verendet aufgefundenen 
Schalenwilds bei einer öffentlichen Hegeschau vorzu-
legen. Die Petenten bzw. die 1.500 Unterstützer, da-
runter viele Jäger, zielten darauf ab, den Hege- und 
Jagdgemeinschaften künftig ein Wahlrecht einzuräu-
men, den Kopfschmuck auszustellen oder nicht. Ob-
gleich die Eingabe nach kontroverser Diskussion 
keine Berücksichtigung im Ausschuss fand, nahm 
eine Landtagsfraktion dies zum Anlass, einen ent-
sprechenden parlamentarischen Antrag zu stellen, der 
sodann dem Fachausschuss zugewiesen wurde. Das 
Beispiel zeigt: Petitionen wirken auch als Impulsge-
ber.

In den Anliegen von Petenten spiegeln sich ein Stück 
weit auch aktuelle politische und gesellschaftliche De-
batten wider; das zeigen die dem Ausschuss für Ge-
sundheit und Pflege zugewiesenen Eingaben. Es 
überrascht deshalb nicht, dass die Themen Pflege 
sowie Situation des Pflegepersonals einen breiten 
Raum eingenommen haben. Dem Ausschuss lag hier-
zu unter anderem eine Eingabe mit 5.800 Unterstüt-
zer-Unterschriften vor.

Der Gesundheitsausschuss beschäftigt sich vermehrt 
mit Petitionen zur Einstufung in Pflegegrade durch 
den Medizinischen Dienst der Krankenkassen und zu 
Missständen in den Einrichtungen des betreuten 
Wohnens und in Pflegeheimen. Gerade aber auch die 
Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikati-
onen zwecks Erlangung einer Approbation, etwa für 
akademische Heilberufe, hat in der zweiten Hälfte der 
Wahlperiode deutlich zugenommen.

Beim Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport lag im Bereich des Kommunalwe-
sens der Schwerpunkt erneut auf dem heute schon 
diskutierten Thema Straßenausbaubeiträge. Trotz 
eines zu Beginn neuen Modells wiederkehrender Bei-
träge wandten sich weiterhin viele betroffene Bürger 
mit Petitionen Hilfe suchend an den Ausschuss. Mit 
den zahlreichen Eingaben, die nunmehr gänzlich die 
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Abschaffung der Straßenausbaubeiträge forderten, 
hat man sich mittelbar auch heute befasst.

Das Petitionswesen hat die Funktion eines Seismo-
grafen, der die Probleme und Stimmungen der Bürger 
aufnimmt. Das zeigen die zahlreichen Eingaben auch 
hinsichtlich der Situation kommunaler Schwimmbäder. 
Die Petenten forderten in ihren Eingaben unter ande-
rem, die Kommunen mittels staatlicher Zuschüsse in 
die Lage zu versetzen, ihre in die Jahre gekommenen 
Schwimmbäder einer Generalsanierung zu unterzie-
hen. Nachdem sich der Innenausschuss mehrfach mit 
der Thematik auseinandergesetzt hat, erging zuletzt 
im März 2018 die Aufforderung an die Staatsregie-
rung, über das Ergebnis einer Bestandsaufnahme und 
die Ergebnisse einer anlässlich der Verhandlungen 
zum kommunalen Finanzausgleich ins Leben gerufe-
nen Arbeitsgruppe zu berichten. Es bleibt abzuwarten, 
welche Fördermöglichkeiten die Arbeitsgruppe letzt-
endlich vorschlagen wird. Ich persönlich mache kei-
nen Hehl daraus, dass ich besonders auf eine gute 
Lösung hoffe.

Die Petitionsbehandlung des Ausschusses für Wis-
senschaft und Kunst stand auch in der zweiten Hälfte 
der Wahlperiode primär im Licht der Rundfunkfinan-
zierung. Bei einem Teil der Bevölkerung besteht nach 
wie vor ein generelles Ungerechtigkeitsgefühl hin-
sichtlich des Solidarmodells. In ausgewiesenen Härte-
fällen konnten im Wege des Petitionsverfahrens Lö-
sungen für die Betroffenen gefunden werden. Mit 
Material-Beschlüssen zielte der Ausschuss darauf, 
das Beitragssystem fortzuentwickeln.

Auch und gerade die Programmgestaltung der Öffent-
lich-Rechtlichen war wiederholt Gegenstand von Peti-
tionen. Eine Eingabe mit 23.603 Unterstützern setzte 
sich nachhaltig für die Beibehaltung der Volksmusik-
sendungen im Hörfunkprogramm "Bayern 1" ein.

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger engagierten sich 
mittels Petitionen für die Belange des Denkmalschut-
zes und der Denkmalpflege. Die Durchführung eines 
Ortstermins war bei den widerstreitenden Interessen 
häufig das zielführende Instrument und hat oftmals für 
Kompromisse gesorgt.

Der Ausschuss für Bildung und Kultus hatte sich in 
der zweiten Hälfte der Wahlperiode mit den Eingaben 
engagierter Eltern zu befassen. Diese baten darum, 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse über Dyskalku-
lie, einer Beeinträchtigung des arithmetischen Den-
kens, zu berücksichtigen. Neben der individuellen Un-
terstützung betroffener Schülerinnen und Schüler 
wurden Forderungen nach einem Nachteilsausgleich 
und nach Notenschutz erhoben. Zur weiteren Sacha-
ufklärung hat der Ausschuss die Möglichkeit in An-

spruch genommen, Sachverständige anzuhören. 
Wenn auch nicht allen Forderungen abgeholfen 
wurde, werden sich die Abgeordneten des Ausschus-
ses weiterhin mit dem Thema auseinandersetzen. In 
dieser Angelegenheit erging ein Material-Beschluss 
an die Staatsregierung. Dieser Beschluss fordert dazu 
auf, sich des Themas anzunehmen.

Darüber hinaus gab es in besagtem Ausschuss eine 
Vielzahl von Petitionen zur Ausgestaltung des neun-
jährigen Gymnasiums, in denen Interessenvertretun-
gen, Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler ihre Wün-
sche und Anregungen in das laufende 
Gesetzgebungsverfahren einbrachten und mit denen 
sich der Ausschuss intensiv auseinandersetzte.

Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 
war mit einer Eingabe des Bayerischen Lehrer- und 
Lehrerinnenverbandes zur Situation der Verwaltungs-
angestellten an öffentlichen Schulen mit mehr als 
16.500 Unterstützern befasst. Auch wenn den zahlrei-
chen Forderungen nicht in vollem Umfang abgeholfen 
werden konnte, waren sich die Vertreter aller Fraktio-
nen bei der Beratung einig, dass durch den Ausbau 
der Ganztagsangebote, durch die Zunahme zu be-
schulender Asylbewerber und aufgrund diverser Pilot-
projekte nicht nur Schulleitung und Lehrkräfte gefor-
dert seien, sondern auch die Verwaltungskräfte einen 
unverzichtbaren Beitrag leisten. Wenn auch nicht alle 
Forderungen umgesetzt werden konnte, wurden in 
den Beratungen zum Doppelhaushalt 2017/2018, an-
gestoßen durch die Petition, dennoch Verbesserun-
gen erzielt.

Daneben beschäftigte sich der Ausschuss auch in der 
zweiten Hälfte der Wahlperiode mit individuellen Be-
langen von Beschäftigten aus allen Bereichen der öf-
fentlichen Verwaltung. In der Regel sind dies Besol-
dungs- und Versorgungsangelegenheiten, 
Einstellungs- und Versetzungsfragen, Beförderungs-
möglichkeiten und Beihilfeleistungen im Krankheits-
fall.

Der Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 
hatte sich mit einem weiten Themenspektrum ausei-
nanderzusetzen. Das Thema Lärmschutz beschäftigte 
den Ausschuss auch in der zweiten Hälfte der Wahl-
periode. Beispielsweise haben sich mehrere Petenten 
an den Landtag gewandt, die sich durch größere 
Open-Air-Veranstaltungen in der Nähe von Wohnge-
bieten deutlich beeinträchtigt und gestört fühlten. In 
einem Fall ergab die Überprüfung durch die Staatsre-
gierung, dass das ausgewählte Festivalgelände in der 
Tat nicht zur Durchführung lautstarker Großveranstal-
tungen geeignet ist. In anderen Fällen konnte durch 
die Aufnahme weiterer Auflagen zum Lärmschutz eine 
Verbesserung für die Anwohner erreicht werden. 
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Unter der Überschrift "Verbraucherschutz" war der 
Ausschuss mit einer Eingabe mit nahezu 70.000 Un-
terstützer-Unterschriften befasst. Die Petenten spra-
chen sich gegen die kommerzielle Nutzung von Agro-
Gentechnik und die Freisetzung gentechnisch 
veränderter Pflanzen in Bayern und in Deutschland 
sowie den Einsatz von gentechnisch veränderten 
Rohstoffen und Zutaten in Lebensmitteln aus. Diese 
Petition konnte "positiv erledigt" verbeschieden wer-
den, da in Bayern seit Ende 2009 keine gentechnisch 
veränderten Pflanzen mehr angebaut und auch nicht 
für Forschungszwecke freigesetzt werden.

Im Themenbereich "Tierschutz und Tiergesundheit" 
wiederholte sich während der Wahlperiode die Forde-
rung nach einer höheren finanziellen Unterstützung 
für Tierschutzinstitutionen wie Tierheime, die Reptili-
enauffangstation in München oder das Raubtier- und 
Exotenasyl Ansbach. Insbesondere wurde immer wie-
der auf die erhöhten Kosten durch die Aufnahme von 
Tieren aus illegalen Welpen-Transporten hingewie-
sen. Auch der Umweltausschuss verhandelte nicht 
nur am Grünen Tisch, sondern absolvierte immerhin 
35 Ortstermine.

Die Schwerpunkte des Ausschusses für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie 
und Technologie lagen bei den Themen Verkehr, Flug-
hafen, Warenverkehr, Straßenbau, Energie und insbe-
sondere Windkraftanlagen. Für besonders rege Dis-
kussionen sorgte unter anderem die Gustavstraße in 
Fürth. – Petra Guttenberger ist gerade nicht da. – Das 
ist eine traditionelle Gaststättenstraße in der Fürther 
Altstadt, mit der wir uns im Ausschuss immer wieder 
beschäftigen durften. Knapp 15.000 Menschen unter-
stützten mit ihrer Unterschrift die Forderung, in Stra-
ßen oder Bereichen, in denen eine traditionelle Wirts-
hauskultur besteht, die Bewirtung auf den dortigen 
Freiflächen analog der Biergartenverordnung bis 
23.00 Uhr zu gestatten.

Darüber hinaus hat sich der Wirtschaftsausschuss vor 
allem mit dem Thema Bahnverkehr aus-
einandersetzen dürfen. So hat sich etwa die Bürger-
initiative "Eisenbahnbrücken Pegnitztal" mit 5.388 Un-
terschriften für den Erhalt der historischen 
Stahlfachwerk-Eisenbahnbrücken aus dem 19. und 
20. Jahrhundert eingesetzt. Eine endgültige Aussage 
darüber, inwieweit die historischen Stahlfachwerkbrü-
cken erhalten werden können, kann nach Darstellung 
der Staatsregierung erst nach Abschluss weiterer Pla-
nungsschritte voraussichtlich Ende 2019 gegeben 
werden.

Darüber hinaus haben wir im Wirtschaftsausschuss 
eine Petition behandelt, die von 3.292 Menschen un-
terzeichnet worden ist, die mit ihrer Unterschrift die 

Entwicklung eines Betriebskonzepts für den Fugger-
Express insbesondere zur Erreichung einer deutlich 
höheren Pünktlichkeit forderten. Die Petition wurde 
der Staatsregierung in Teilen als Material und zur 
Würdigung überwiesen.

Des Weiteren blieb auch die Windkraft ein Thema, 
das Menschen dazu bewog, sich an den Landtag zu 
wenden. Gegen die Errichtung von fünf Windkraftan-
lagen im Windpark Pamsendorf sprachen sich 
4.100 Menschen mit ihrer Unterschrift aus. Für die 
beiden Eingaben wurde ein Ortstermin beschlossen 
und unter großer öffentlicher Anteilnahme durchge-
führt. Eine der beiden Eingaben wurde aufgrund der 
Stellungnahme der Staatsregierung als erledigt be-
trachtet. Die zweite Eingabe wurde der Staatsregie-
rung als Material überwiesen.

Im Haushaltsausschuss standen anders als im Wirt-
schaftsausschuss vor allem Einzelanliegen im Vorder-
grund. Bei diesen ging es vorwiegend um Steueran-
gelegenheiten. Bemerkenswert ist die regionale 
Verteilung der an den Haushaltsausschuss gerichte-
ten Eingaben. 132 Eingaben stammen nämlich aus 
Oberbayern, wovon 68 Petitionen Steuerangelegen-
heiten betreffen.

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Fami-
lie und Integration hatte sich in der zweiten Hälfte der 
Wahlperiode in mehreren Einzelfällen mit Beschwer-
den von Eltern, Müttern, Vätern und vereinzelt Groß-
eltern über Jugendämter und deren Entscheidungen 
zur Personensorge, zum Umgangsrecht oder zur 
Inobhutnahme ihrer Kinder zu befassen. Die Fragen 
nach der elterlichen Sorge gehören zu den existenzi-
ellen Aspekten des menschlichen Lebens. In den Ein-
gaben werden die Maßnahmen und Entscheidungen 
der Jugendämter daher verständlicherweise oft sehr 
emotional angegriffen.

Existenziell sind auch die darüber hinaus im Aus-
schuss diskutierten Fragen der gesetzlichen Renten-
versicherung sowie der Leistung der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende und der Sozialhilfe.

Die Behandlung von Eingaben macht Arbeit. Aber, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Ar-
beitszeit ist im Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger 
gut investiert. Ich darf an dieser Stelle allen Kollegin-
nen und Kollegen dafür danken, dass sie sich diese 
Zeit nehmen. Ein besonderer Dank geht dabei an 
meine Stellvertreterin, Frau Alexandra Hiersemann, 
für die konstruktive Zusammenarbeit und das kollegia-
le Miteinander.

(Beifall bei der SPD)
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Danken möchte ich aber auch insbesondere meiner 
Vorgängerin Sylvia Stierstorfer, die anlässlich ihrer Er-
nennung zur Beauftragten der Staatsregierung für 
Vertriebene und Aussiedler den Ausschussvorsitz ab-
gegeben hat.

(Beifall bei der CSU)

Ihr langjähriges Engagement für die Anliegen der Pe-
tentinnen und Petenten und das bayerische Petitions-
wesen möchte ich ausdrücklich anerkennen. Ein Dan-
keschön gilt bei dieser Gelegenheit aber auch den 
Kolleginnen und Kollegen Ausschussvorsitzenden, die 
zu diesem Bericht einen Beitrag geleistet haben. Mein 
Dank gilt weiter allen Kolleginnen und Kollegen, die in 
den Fachausschüssen Petitionen behandeln. Danken 
möchte ich auch den Vertretern der Staatsregierung, 
die uns in den Ausschüssen zu den Eingaben Rede 
und Antwort stehen. Ich weiß, dass es für die Ministe-
rien eine erhebliche Arbeitsbelastung bedeutet, diese 
Stellungnahmen zu erstellen. Mein Dank gilt auch den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwal-
tung für die Unterstützung und Vorbereitung der Ein-
gabenbehandlung in allen Ausschüssen, besonders 
genannt sei Herr Björn Wilhelm.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Petiti-
onsrecht ist ein zentrales Grundrecht. Es ist ein Recht 
aller Bürgerinnen und Bürger, aber auch ein Recht 
des Parlaments. Dass Abgeordnete die Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger aufgreifen und die Regierung 
um Abhilfe ersuchen können, ist keine Selbstver-
ständlichkeit. In der Entwicklung des Parlamentaris-
mus mussten die Volksvertretungen sich dieses Recht 
erst erkämpfen. Wenn wir dieses Recht ernst neh-
men, dann ist dies auch eines der besten Mittel, um 
der viel zitierten Entfremdung von Gesellschaft und 
Politik entgegenzuwirken.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin Hiersemann.

Alexandra Hiersemann (SPD): Frau Präsidentin, 
Kolleginnen und Kollegen! Der Bericht aus dem Peti-
tionsausschuss gibt mir die Gelegenheit, mich dem 
Dank des Kollegen Dr. Schwartz sehr herzlich anzu-
schließen. Ich möchte auch allen danken, die mit die-
sen zahlreichen Petitionen, wie gerade dargestellt, 
befasst sind. Allen voran darf auch ich herzlich der 
ehemaligen Ausschussvorsitzenden, Frau Sylvia 
Stierstorfer, danken, ebenso wie Ihnen, lieber Herr 
Kollege Dr. Schwartz. Ich denke – das ist auch bei 
Ihnen zum Ausdruck gekommen –, dass uns allen 
trotz der politisch notwendigen Auseinandersetzung in 
der Sache der faire Umgang miteinander wichtig ist. 

Ich schätze ebenfalls die gegenseitige Verlässlichkeit. 
– Vielen Dank.

Einen herzlichen Dank richte ich auch an den Leiter 
des Ausschussbüros für Eingaben und Beschwerden, 
Herrn Wilhelm, der es wohl nicht immer ganz leicht 
mit uns hat. Dennoch bringt er nicht nur seine hohe 
fachliche Kompetenz und Geduld ein, sondern muss 
sich hin und wieder sogar stellvertretend für uns den 
Unmut der enttäuschten Petenten gefallen lassen, 
beispielsweise beim Tag der offenen Tür im Landtag.

Ebenso herzlich danke ich den Angehörigen des Ste-
nografischen Dienstes, die im Ausschuss mit nicht 
immer druckreifen Aussagen von uns umzugehen 
haben. Stellvertretend für die Offizianten danke ich 
insbesondere unserem Offizianten Herrn Höhenber-
ger. Seine bloße Anwesenheit und seine freundliche 
Ruhe vor und im Ausschusssaal haben eindeutig po-
sitive Effekte auf die naturgemäß emotional betroffe-
nen Petentinnen und Petenten.

Dank dem Vorsitzenden des Ausschusses, der den 
umfassenden Zahlenbericht und das Material erläutert 
hat, werde ich darauf nicht noch mal eingehen. Den-
noch möchte ich ein paar Punkte streifen – das wird 
Sie nicht verwundern –, die ich in unserem so guten 
Petitionssystem als verbesserungswürdig erwähnen 
möchte. Im Bayerischen Landtag sind wir zu Recht 
stolz auf das System, in dem Petitionen behandelt 
werden. Dazu zählt die Öffentlichkeit im Petitionsaus-
schuss und in den Fachausschüssen, das Rederecht 
der Petenten und die Tatsache, dass sich die Abge-
ordneten selber mit jedem Einzelfall aus-
einandersetzen.

Im Petitionsausschuss treten Fragen auf, die für die 
Arbeit des Parlaments auch über den konkreten Ein-
zelfall einer Petition hinaus durchaus Bedeutung 
haben. In seiner ursprünglichen Absicht ist das Petiti-
onsrecht ein Abwehrrecht gegenüber dem Staat, das 
sich in den Beschwerden der Bürgerschaft ausdrückt. 
Zunehmend hat es dabei den Charakter eines politi-
schen Mitwirkungsrechts erhalten. Manche nennen es 
das Volksbegehren im Kleinen. Durch beides erfahren 
wir Abgeordnete, ob und gegebenenfalls wo Proble-
me oder gar Missstände in diesem schönen Freistaat 
auftreten. Auf der Homepage des Bayerischen Land-
tags steht es leicht verständlich: Die Abgeordneten 
können ihre Kontrollaufgabe gegenüber Regierung 
und Verwaltung in sehr konkreter Weise ausüben. 
Warum sage ich das? – Ich sage das alles so ausführ-
lich, weil man dennoch manchmal den Eindruck be-
kommen muss: Nicht allen Mitgliedern dieses Hauses 
ist immer bewusst, dass sie die Staatsregierung zu 
kontrollieren haben und nicht umgekehrt.
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(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Weil es in der Natur der Sache liegen mag, dass es 
enge Beziehungen zwischen der Mehrheitsfraktion 
und der von ihr getragenen Staatsregierung gibt, fin-
det zu jeder Petition vor ihrer Behandlung ein soge-
nanntes Briefing statt. Die Vertreter der Ministerien 
machen dann die Mitglieder der Mehrheitsfraktion, 
vorsichtig formuliert, darauf aufmerksam, mit welchem 
Ergebnis aus Sicht der Ministerien der jeweilige Ein-
zelfall bitte schön entschieden werden möge. Da 
gerät die Kontrollfunktion des Parlaments manchmal 
leicht ein wenig aus dem Blick, obwohl Kontrolle an 
sich nichts Schlechtes ist – im Gegenteil. Die Vertei-
lung der Staatsgewalt auf mehrere Organe zum 
Zweck der Machtbegrenzung sichert die Freiheit. 
Daran muss man hin und wieder erinnern, auch wenn 
in der Ausschusssitzung vor lauter Eifer der Minister-
iumsvertreter gelegentlich Voten für die Entscheidung 
des Ausschusses vorgegeben werden. Nennen wir es 
so: Die Ministerien regen im Ausschuss dringend an, 
wie der Ausschuss verfahren möge. So ist die Gewal-
tenteilung jedoch gerade nicht gedacht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sicherlich könnten theoretisch auch meine Fraktion 
oder die anderen Oppositionsfraktionen von der Mög-
lichkeit des Briefings durch die Staatsregierung Ge-
brauch machen, aber das wollen wir nicht. Wir sind 
nämlich der festen Überzeugung, dass es unsere Ver-
pflichtung als Abgeordnete ist, uns unabhängig von 
der Fraktionszugehörigkeit zunächst selber eine Mei-
nung zu bilden, ohne uns ausschließlich auf die Stel-
lungnahme der Staatsregierung zu verlassen, deren 
Handeln wir nämlich zu überprüfen haben. Es liegt an 
uns, wie wir damit umgehen, ob wir Akteneinsicht be-
antragen oder einen Ortstermin anberaumen. Letzte-
res – Kollege Dr. Schwartz hat es dargestellt – ge-
schieht im Petitionsausschuss häufig und erweist sich 
meist als sehr sinnvoll. Vom Recht auf Akteneinsicht 
machen wir dagegen so gut wie gar nicht Gebrauch. 
Das könnten wir in Zukunft aber ändern. Nach mei-
nem Wissen ist im Ausschuss für Verfassung, Recht 
und Parlamentsfragen zweimal in dieser Legislaturpe-
riode vom Recht auf Akteneinsicht Gebrauch gemacht 
worden. Im Petitionsausschuss haben wir das zumin-
dest in dieser Legislaturperiode bisher nicht getan.

Trotz dieser aus unserer Sicht manchmal etwas 
engen Allianz zwischen einem Teil des Petitionsaus-
schusses und der Staatsregierung sehen wir von der 
Opposition aber auch durchaus die ungeheure Arbeit, 
die hinter den Stellungnahmen der Ministerien steht 
und danken den Beamtinnen und Beamten sehr herz-
lich dafür. Dasselbe gilt für die Vertreterinnen und Ver-
treter, die im Ausschuss unsere Fragen mit meist gro-

ßer Geduld und hoher fachlicher Kompetenz 
beantworten.

Herr Kollege Dr. Schwartz hat die umfangreiche Sta-
tistik des Ausschusses dargelegt. Derartiges Material 
lebt jedoch nicht von den Zahlen allein, sondern 
macht im Untertext Inhaltliches deutlich. Das zeigt 
sich besonders bei der Auflistung der sogenannten 
Massen- und Sammelpetitionen. 48 der 66 Petitionen, 
die jeweils eine Unterstützerzahl von mehr als 100 
hatten, waren einer ausländer- oder asylrechtlichen 
Fragestellung zuzuordnen. Das Petitum auf Num-
mer 1 der Rangliste richtete sich auf die Erteilung von 
Arbeitserlaubnissen für Flüchtlinge während des lau-
fenden Asylverfahrens. Diese Petition haben 
64.000 Menschen unterzeichnet. Acht der ersten zehn 
Petitionen auf dieser Liste haben sich für Aufenthalts-
duldungen, für die Verbesserung der Flüchtlingssitua-
tion und für Arbeitserlaubnisse ausgesprochen. Dies 
zeigt nebenbei bemerkt, wieder einmal, wie viele en-
gagierte Flüchtlingshelferinnen und Flüchtlingshelfer 
in Bayern größten Einsatz erbringen.

Der Petitionsausschuss ist auch dafür da, die Stim-
mung, die im Lande bei den Menschen herrscht, auf-
zunehmen. Er ist ein Seismograf in unterschiedlichen 
Bereichen. Das hat Herr Kollege Dr. Schwartz bereits 
gesagt. Dasselbe gilt für die vielen Petitionen aus 
dem kommunalen Bereich zu baurechtlichen Fragen. 
Ortstermine der Kolleginnen und Kollegen haben 
schon häufig zu sinnvollen Ergebnissen führen kön-
nen. Der Petitionsausschuss übernimmt dabei oft 
auch unter Wahrung der kommunalen Selbstverwal-
tung die Vermittlerfunktion, wenn in dem einen oder 
anderen Fall die beteiligten Personen tatsächlich nicht 
mehr bereit sind, sich ohne Unterstützung gemeinsam 
an einen Tisch zu setzen. Ebenfalls positiv möchte ich 
unsere Diskussionskultur im Petitionsausschuss her-
ausstellen. Jeder von uns ringt oft um Einzelfälle, und 
niemand von uns macht es sich leicht in dem Wissen, 
dass menschliche Schicksale im Mittelpunkt stehen. 
Dass das Miteinander hierbei zumindest hin und wie-
der auch über Fraktionsgrenzen hinweg möglich ist, 
zeichnet diesen Ausschuss aus meiner Sicht ganz be-
sonders aus.

Dies haben wir nicht zuletzt auch anlässlich einiger 
Petitionen feststellen können, bei denen die Petenten 
während des laufenden Petitionsverfahrens abge-
schoben wurden. Hier war und ist es unser einhelliges 
Selbstverständnis als Parlamentarier, dass die gute 
Übung der Vergangenheit zu achten ist. Deshalb mein 
dringender Appell an die Staatsregierung, die heute 
leider nur spärlich vertreten ist, dass während laufen-
der Petitionen vonseiten der Staatsregierung keine 
vollendeten Tatsachen geschaffen werden dürfen.
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(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Zum Schluss noch ein paar Worte zum Bürgerbeauft-
ragten der Staatsregierung, von dem in letzter Zeit in 
diesem Hohen Hause immer wieder die Rede gewe-
sen ist. Da möchte ich daran erinnern, was die Aufga-
be eines jeden von uns Abgeordneten hier ist. Der 
maßgebliche Kommentator zum Bayerischen Peti-
tionsgesetz, der Leitende Ministerialrat Dr. Klaus Un-
terpaul, hat es auf den Punkt gebracht: Petitionen 
sind der Dialog zwischen Repräsentanten und Reprä-
sentierten.

Dieser Dialog aber muss unmittelbar sein. Deswegen 
wollen meine Fraktion und ich dafür keinen Sonderbe-
auftragten. Wir von der SPD finden, dass dieser Dia-
log ohne Einschaltung eines solchen Sonderbürger-
beauftragten stattfinden sollte. Natürlich achte ich die 
Tätigkeit des Kollegen Holetschek. Er mag sich auch 
gern mit den Administrativpetitionen beschäftigen, die 
an die Staatsregierung gehen; denn die hat ihn 
schließlich auch beauftragt, nicht dieses Hohe Haus.

Aber wir hier im Landtag sind selber Bürgerbeauftrag-
te, 180 an der Zahl. Das Recht des Parlaments – Kol-
lege Schwartz hat auch darauf hingewiesen – ist: Wir 
müssen und können das selber tun und uns direkt mit 
diesen Eingaben der Bürgerinnen und Bürger be-
schäftigen. Das gehört zum Kern unserer Arbeit. Des-
halb sind und bleiben die Legislativpetitionen eben 
auch unser Geschäft, vor allem das Geschäft des Pe-
titionsausschusses.

(Allgemeiner Beifall)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nächster Red-
ner ist der Kollege Zierer.

Benno Zierer (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht 
autorisiert) Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Ausschussvor-
sitzender Schwartz, vielen Dank für den Bericht und 
von meiner Seite insbesondere nochmal ein herzli-
cher Dank an Ihre Vorgängerin, Frau Stierstorfer, für 
ihre umgängliche, konstruktive und kollegiale Zusam-
menarbeit, die diesen Ausschuss zu einer Reihe von 
Erfolgen geführt hat.

Mein besonderer Dank gilt dem Ausschussbüro, 
Herrn Wilhelm sowie seinen Mitarbeitern, und durch-
aus auch den Mitarbeitern der Staatsregierung, die 
auf Nachfragen manchmal ein bisschen gequält ant-
worteten und manchmal ein bisschen Treiben ge-
braucht haben, aber immer an der Seite des Aus-
schusses gestanden sind, und wenn nicht, dann 
haben wir sie darauf hingewiesen, wie Frau Hierse-
mann trefflich ausgeführt hat. Nicht zuletzt möchte ich 

mich bei meinen Kolleginnen und Kollegen im Aus-
schuss bedanken.

Schon bei der Halbzeitbilanz habe ich gesagt: Ich 
finde, dass es im Petitionsausschuss in erster Linie 
um die Petenten geht, nicht um Parteipolitik und nicht 
um Fraktionszugehörigkeit. Es ist schon klar, dass es 
zu bestimmten Themen grundsätzlich unterschiedli-
che Haltungen gibt, beispielsweise bei Asylfragen. 
Das spiegelt sich in den Entscheidungen wider, die 
dann demokratisch gefällt werden, wobei die Nachfra-
gen der Opposition nicht immer den Nachhall finden, 
den wir uns wünschen.

Uns allen ist dennoch bewusst, dass insbesondere 
bei Asylfragen hinter jedem Fall ein Mensch steht und 
damit ein Schicksal verbunden ist. Gerade darum be-
lasten uns Ablehnungsbescheide oft auch persönlich 
und geben uns etwas zum Nachdenken zu Hause auf.

Wir behandeln wirklich ein sehr breites Spektrum, an-
gefangen von Baurechtsfällen über Gnadengesuche 
im Strafvollzug bis hin zu nachbarschaftlichen Ausein-
andersetzungen sowie Asylverfahren. Viele Lebens-
schicksale und tragische Umstände sind dabei. Es 
gibt aber auch nervenzehrende Streitigkeiten, bei 
denen wir die letzte Instanz sein sollen, wenn die 
Lage schon völlig verfahren ist.

Wenn man sich mit den Petitionen als Berichterstatter 
tiefer beschäftigt und dann mit den Menschen spricht, 
merkt man, welche hohen Erwartungen die Leute an 
uns haben. Diese Erwartungen können wir zum Teil 
leider nicht erfüllen. Ich sage: leider.

Wir können nicht jedem Petenten helfen. Wenn man 
die Zahlen betrachtet, muss man feststellen: Es sind 
tatsächlich nur sehr wenige, die mit ihrer Petition wirk-
lich Erfolg haben. Warum ist das so? – Es ist schon 
angesprochen worden. Viele Dinge bewegen sich im 
Rahmen des Baurechts, bei dem es zwar Spielräume 
gibt, aber oft haben wir es mit bockigen, sturen Behör-
denvertretern zu tun, die sich auch bei Ortsterminen 
Kompromissen verweigern. Leider ist das so. Was 
können wir da tun? – Wir können den Petenten auf-
zeigen, was sie rechtlich noch versuchen können. Wir 
können ihre Anliegen ernst nehmen und ein offenes 
Ohr haben. Das haben wir auf jeden Fall, auch wenn 
wir ihnen nicht helfen können, und wir können viel-
leicht im Rahmen der politischen Arbeit Verbesserun-
gen anregen. Bei allen Gelegenheiten aus dem Be-
reich des Baurechts ist unser Einfluss sowieso 
begrenzt. Die kommunale Selbstverwaltung, die ein 
hohes Gut ist, lässt uns oft nur die Rolle eines Ver-
mittlers. Oft fehlt nur ein Anstoß von außen, ein biss-
chen guter Wille, um rechtliche Spielräume, die es 
gibt, auszunutzen nach dem Motto: Ein guter Jurist 
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kann alles begründen, nur ein schlechter sagt immer 
Nein.

(Horst Arnold (SPD): Das kommt darauf an, wer 
zahlt!)

– Eben. Manchmal wird dann etwas umgesetzt, 
manchmal auch nicht. Wenn etwas nicht umgesetzt 
wird, ist das auch für uns frustrierend, aber wir kön-
nen nichts daran ändern.

Die Möglichkeit, eine Petition einzureichen, ist ein 
hohes Gut in unserem demokratischen Rechtsstaat. 
Gleichzeitig ist die Einreichung einer Petition auch ein 
sehr hoher Vertrauensbeweis der Bürgerinnen und 
Bürger, die uns ihre Anliegen offenbaren, gegenüber 
uns.

Die steigenden Zahlen zeigen, dass die Petenten in 
hohem Maß von der Möglichkeit des Petitionsrechts 
Gebrauch machen, auch wenn die relativen Zahlen 
sinken. Voraussichtlich würden bei höheren Erfolgs-
chancen noch mehr Menschen diese Möglichkeit nut-
zen. Die Arbeit wird im Ausschuss nicht ausgehen, 
auch in der neuen Legislaturperiode nicht. Ich wün-
sche uns allen, für die Petenten mehr erreichen zu 
können. Für die Zukunft wünsche ich mir weiterhin 
eine gute Zusammenarbeit mit allen Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
 Nächster Redner ist der Kollege Stümpfig.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Das 
Petitionsrecht ist sehr wichtig; es wird weitestgehend 
gut angenommen, doch es könnte noch weitaus stär-
ker genutzt werden. Es ist eine gute Möglichkeit, wirk-
lich mitzuwirken, und ich wünschte mir noch mehr 
Rückmeldungen bzw. noch mehr Bereiche, in denen 
eine Rückkoppelung in den legislativen Bereich statt-
findet.

Mein Dank gilt dem Vorsitzenden unseres Petitions-
ausschusses sowie dessen Stellvertreterin Frau Hier-
semann sowie Herrn Wilhelm, stellvertretend für alle 
Ausschussbetreuer, und den Mitarbeitern der Staats-
regierung.

Wir haben – das wurde heute bereits mehrfach er-
wähnt – im Petitionsausschuss ein gutes Miteinander. 
Oftmals finden wir Lösungen für Probleme vor Ort, 
wenn einmal mehr Hilfestellung gebraucht wird. Das 
ist sehr gut.

Kritisch sehen wir in unserer Fraktion, wie es die stell-
vertretende Ausschussvorsitzende bereits dargelegt 
hat, die Treffen vor der eigentlichen Sitzung. Sie 
haben es richtig gesagt Frau Hiersemann. Sie nann-
ten es ein Briefing, in dem dann aufgezeigt wird, wie 
die Sicht auf die Dinge sein sollte. Das ist manchmal 
etwas schwierig, gerade weil wir ein sehr gutes Mit-
einander im Ausschuss haben; denn hierdurch sind 
dann bei der Mehrheitsfraktion teilweise Vorkenntnis-
se vorhanden. Das wäre nach unserer Einschätzung 
nicht notwendig. Wir sollten die jeweiligen Petitionen 
ganz unvoreingenommen angehen.

Im Bericht – er liegt uns seit zwei Stunden vor, früher 
habe ich ihn leider nicht bekommen – sehen wir das 
Votum "Würdigung" mit 0,9 % und das Votum "Be-
rücksichtigung" mit 0,6 % über die Ausschüsse ver-
teilt. Da muss man sich nicht wundern, dass die An-
zahl der Petitionen zurückgeht; denn diese Zahlen – 
gerade einmal 1,5 % Berücksichtigung oder Würdi-
gung – sind schon sehr niedrig.

In den Sammelpetitionen – Herr Schwartz, Sie haben 
es lobend erwähnt – engagieren sich sehr viele Men-
schen. Spitzenreiter mit über 80.000 Unterschriften ist 
eine Petition zur Ablehnung der dritten Startbahn – 
dazu haben wir heute schon ausführlich diskutiert –, 
gefolgt von Petitionen im Umwelt- und Verbraucher-
schutzbereich, für gentechnikfreie Landwirtschaft, 
Tierschutz, zum AKW Gundremmingen, gefolgt vom 
Asylbereich und zur Arbeitserlaubnis während der lau-
fenden Verfahren und Einzelpetitionen. Bei keiner ein-
zigen all dieser Petitionen, zu denen wir teilweise 
50.000, 60.000 oder 70.000 Unterschriften haben, hat 
die Staatsregierung oder die CSU-Fraktion den Inhalt 
aufgenommen und entsprechend reagiert. Die Rück-
koppelung habe ich zu Beginn schon erwähnt. Da 
müsste einfach mehr passieren. Die Petitionen haben 
dann Sinn, wenn wir sie als ein Spiegelbild der Ge-
sellschaft verstehen, sie aufnehmen und überlegen, 
wie man das Petitum umsetzen und darauf reagieren 
kann. Das passiert nach meiner Einschätzung viel zu 
wenig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Schlecht läuft es nach wie vor im Asylbereich. Hier bin 
ich unzufrieden. Wir hatten erst gestern wieder eine 
Petitionsbehandlung, bei der der Petent einen Brief 
des BAMF vorgelesen hat, wonach sein Fall ans zu-
ständige BAMF überwiesen worden sei. Der Petent 
hat vom BAMF die Antwort erhalten: Nein, die Auslän-
derbehörden sind eigentlich zuständig. – Hier werden 
die Petenten oft von Pontius zu Pilatus geschickt. Ich 
sage, das hat System. Dass hier oftmals Zuständig-
keiten sehr verschwimmen, ist gewollt. Wir machen es 
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uns im Ausschuss manchmal etwas leicht, indem wir 
sagen, da ist dieser oder jener zuständig.

Gestern erst hatten wir wieder Fälle – es ist heute 
schon mal erwähnt worden –, bei denen jeweils der 
Vater und die Mutter Arbeit haben und gut integriert 
sind und die Kinder in die Schule gehen. Der Mann ist 
Schlosser bzw. arbeitet auf dem Bau. Beide Arbeitge-
ber sagen, den Mann brauchen wir ganz dringend, wir 
finden niemand anderen. – Wir empfehlen dann Aus-
reise und Wiedereinreise mit Arbeitsvisum. Wir von 
der Opposition haben hier klar für Berücksichtigung 
plädiert. Die Mitglieder der CSU-Fraktion haben für 
Ausreise und Wiedereinreise plädiert, aber sie wissen 
ganz genau: Für eine Blue Card sind über 
40.000 Euro Jahresgehalt erforderlich. Da kommt ein 
Schlosser oder die Kindergärtnerin usw. einfach nicht 
ran. Da wird oftmals eine Möglichkeit aufgezeigt, die 
es so eigentlich gar nicht gibt.

Es ist ganz klar: Die Gesetze geben den Rahmen vor. 
Nach meiner Einschätzung wäre es aber sehr wün-
schenswert, wenn wir als Ausschuss wenigstens beim 
Ermessensspielraum, wenn es zum Beispiel um Iden-
titätsfeststellung bzw. die anderen Faktoren geht, bei 
denen jede Behörde Ermessen hat, eine gewisse Mit-
wirkungsmöglichkeit bekommen. Diese fehlt. Eine Mit-
wirkungsmöglichkeit wäre hier gut, damit der Aus-
schuss als Korrektiv fungieren kann und nicht das 
Innenministerium eine Marschrichtung vorgibt, die 
dann durchgezogen wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Beispiel dafür ist die Situation in meinem Land-
kreis Ansbach. In Ansbach werden im Juli nahezu 
100 Auszubildende fertig. Sie wurden zwei Jahre lang 
in der Berufsschule beschult und haben jetzt sehr 
gute Deutschkenntnisse; die allermeisten haben auch 
eine Möglichkeit, später in einen Ausbildungsberuf 
übernommen zu werden und haben dafür bereits eine 
Bestätigung. Dann sagt die Ausländerbehörde: Nein, 
da ist die Identität noch nicht zweifelsfrei geklärt. Die 
Bleibeperspektiven sind, wenn die Betreffenden zum 
Beispiel aus Afghanistan usw. sind, zu niedrig. Dann 
gibt es einfach keine Ausbildungserlaubnis. Die jun-
gen Menschen sind dann dazu verdammt, untätig in 
ihren Unterkünften sitzenzubleiben. Die Fälle dieser 
jungen Frauen und jungen Männer sind dann wieder 
bei uns im Ausschuss, und wir suchen händeringend 
irgendwie Lösungen, die es eigentlich gar nicht gibt. 
Auch die Kollegen von der CSU bemühen sich, hier 
Lösungen zu finden. Aber die Gesetze und die Rah-
menbedingungen sind dafür einfach ungeeignet. Da 
würde ich mir wünschen, dass die Möglichkeiten und 
die Erkenntnisse, die wir im Ausschuss erarbeiten, 
rückgespiegelt werden und auch das bayerische In-

nenministerium hier reagiert; denn so ist es einfach 
zum Haareraufen, was wir manchmal im Ausschuss 
erleben. Hier brauchen wir wirklich Möglichkeiten zur 
Rückkopplung. Dann kann das bayerische Petitions-
recht mit Leben gefüllt werden. Wenn diese Rückkop-
pelung funktioniert, dann hat das Petitionsrecht einen 
Sinn.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der 
SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist 
die Aussprache geschlossen. Damit ist auch dieser 
Tagesordnungspunkt erledigt.

Ich möchte gleich darauf hinweisen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dass wir nur noch den Tagesordnungs-
punkt 11 aufrufen. Wir unterbrechen dann nach Ab-
schluss der Behandlung dieses Tagesordnungspunk-
tes. Um 16.40 Uhr wird die Sitzung wieder 
aufgenommen. Sie wird also nur unterbrochen. Ich 
sage das vorsorglich, damit Sie nicht verschwinden.

(Horst Arnold (SPD): 16.40 Uhr?)

– Um 16.40 Uhr wird sie wieder aufgenommen. Nach 
dem Tagesordnungspunkt 11 unterbrechen wir.

Ich rufe also Tagesordnungspunkt 11 auf:

Bericht
der Kinderkommission des Bayerischen Landtags

Nach der Nummer 6 des Beschlusses vom 
15. Juli 2014 legt die Kinderkommission zur Hälfte 
und am Ende der Wahlperiode jeweils einen Tätig-
keitsbericht vor, über den eine Aussprache im Land-
tag stattfinden soll. Im Ältestenrat ging man davon 
aus, dass der Bericht der Vorsitzenden circa 15 Minu-
ten dauert. Diese 15 Minuten werden im Einverneh-
men zwischen der Vorsitzenden und der stellvertre-
tenden Vorsitzenden

(Unruhe)

– ich bitte doch um etwas Ruhe – im Verhältnis 12 zu 
3 Minuten aufgeteilt. Für die Aussprache zum Bericht 
wurde eine Gesamtredezeit der Fraktionen von 36 Mi-
nuten vereinbart. Die fraktionslosen Kollegen Claudia 
Stamm, Günther Felbinger und Alexander Muthmann 
haben die Möglichkeit, jeweils zweieinhalb Minuten zu 
sprechen. – Ich eröffne nun die Aussprache und bitte 
als erste Rednerin die Vorsitzende, Frau Tanja Scho-
rer-Dremel, ans Rednerpult.

Tanja Schorer-Dremel (CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, Hohes 
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Haus, sehr verehrte Gäste! Es ist mir eine Freude und 
eine ganz besondere Ehre, heute die Arbeit der Kin-
derkommission des Bayerischen Landtags vorzustel-
len. Seit dem 15. Juli 2014 ist die Kinderkommission 
auf Vorschlag von Landtagspräsidentin Barbara 
Stamm hier in diesem Hohen Haus eingesetzt und 
somit die zweite Legislaturperiode im Bayerischen 
Landtag tätig.

Bayern ist das erste Bundesland mit einer eigenen 
Kinderkommission. Nur noch der Deutsche Bundes-
tag hat eine Kinderkommission vergleichbarer Aus-
prägung. Die Alleinstellungsmerkmale unserer Kinder-
kommission bestehen darin, dass alle Fraktionen im 
Bayerischen Landtag unabhängig von der Fraktions-
größe jeweils ein Mitglied stellen. Wir sollen unsere 
Beschlüsse zum Wohl der Kinder einstimmig fassen 
und vor allen Dingen bei öffentlichen Tagungen unse-
re Themen hinaustragen.

Ich möchte mich vorab recht herzlich bei meiner Stell-
vertreterin Doris Rauscher und bei den beiden Mitglie-
dern Gisela Sengl und Gabi Schmidt bedanken. Es 
war ein wunderbares Miteinander. Wir haben eine 
sehr harmonische Zusammenarbeit gehabt. Ich 
denke, dass auch das Menschliche nicht zu kurz ge-
kommen ist. Das zeichnet unsere Kinderkommission 
aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und der GRÜNEN)

Zu unserer Arbeit: Seit der konstituierenden Sitzung 
am 2. Oktober 2014 hatten wir 33 Sitzungen, zwei 
werden in den nächsten zwei Monaten noch folgen. 
Wir tagen einmal im Monat donnerstags, nicht nur al-
leine, sondern wir haben auch Gäste, nämlich Vertre-
ter von Verbänden, Jugendämtern und Staatsministe-
rien. Auch Staatsminister und Staatssekretäre sowie 
Kinder und Jugendliche sind bei uns zu Gast. Unsere 
Sitzungen haben Dialoge und Fachgespräche mit ex-
ternen Experten aus unterschiedlichen Gruppierungen 
zum Thema. Unser Ziel ist es immer, uns besser zu 
vernetzen und zusätzliche Kompetenz in unsere Sit-
zungen und somit in den Landtag zu holen. Eines un-
serer wichtigsten Instrumente, auf das meine Kollegin 
Doris Rauscher noch eingehen wird, ist unser Motto 
"Raus aus München", mit dem wir uns vor Ort The-
men widmen. Wir haben alle Stimmkreise der Mitglie-
der der Kinderkommission besucht, unter anderem 
auch Vorreitereinrichtungen in den Bereichen Bildung 
und Erziehung, Best-Practice-Beispiele an Schulen, 
Kitas, Förderzentren, Betreuungseinrichtungen und 
vieles mehr. Unsere Bereisungen dienten dazu, zu er-
fahren, wo Verbesserungen nötig sind, wo Gutes 
funktioniert, wo Bürokratie abgebaut werden kann und 
wo mehr Unterstützung notwendig ist.

Uns war es auch erlaubt, München zu verlassen. So 
waren wir am 6. Mai 2015 bei der Kinderkommission 
des Bundestags in Berlin zu Gast, die uns am 8. De-
zember 2016 mit einem Gegenbesuch geehrt hat. 
Dazu werde ich später noch etwas sagen.

Besondere Impulse setzte unsere Reise zu den Ver-
einten Nationen nach New York, vor allem vor dem 
Hintergrund, dass wir als eine der ersten Kommissio-
nen eines Landesparlaments dort empfangen worden 
sind. Wir haben im letzten Jahr die Vereinten Natio-
nen in Genf besucht, um uns speziell Informationen 
zum Austausch mit Kindern in Krisenregionen, aber 
auch über Kinder auf der Flucht zu verschaffen. Als 
Fazit dieser Reise darf ich feststellen, dass wir vor 
allem externe Gesprächspartner gefunden haben und 
die Wertschätzung des bayerischen Parlaments ande-
ren gegenüber sehr hoch angesetzt wurde.

Wir haben auch an Veranstaltungen teilgenommen, 
so unter anderem am 21. Oktober 2015 am ersten 
Gesprächsforum Kinderrechte im Maximilianeum 
unter dem Titel "Kinderrechte in guter Verfassung?". 
Darauf folgte am 20. November 2017 ein zweites Ge-
sprächsforum zu der Frage "Ein gutes Leben für alle 
Kinder?!"

An dieser Stelle ist es mir eine ganz besondere Freu-
de, die Kooperation mit dem Kinderschutzbund, Lan-
desverband Bayern, anzusprechen. Herr Tönjes hat 
uns stellvertretend für diesen Verband regelmäßig be-
sucht. Die Zusammenarbeit mit dem Kinderschutz-
bund hat sich wie ein roter Faden durch unsere Arbeit 
gezogen.

Wir haben an der Kinderschutzkonferenz in München 
im November 2017 teilgenommen. Ich glaube, sagen 
zu dürfen, dass ganz besonders die Entdeckertage für 
Kinder im Maximilianeum besondere Tage waren, 
aber auch die Tage der offenen Tür im Bayerischen 
Landtag. Sie finden in einer Broschüre und einem 
Film Informationen über unsere Arbeit, aber auch in 
den Protokollen – das ist mir ganz besonders wichtig 
– über die politischen Themen.

Für eine gute und zielführende, inhaltliche Arbeit war 
es mir als Vorsitzender wichtig, dass wir Gleichbe-
rechtigung bei den Themen hatten und jede von uns 
einen Schwerpunkt gesetzt hat. So haben wir uns mit 
dem Thema Kinderrechte und der Umsetzung der 
UN-Kinderrechtskonvention beschäftigt. Dazu werde 
ich später noch weitere Ausführungen machen.

Der Schutz der Kinder vor Missbrauch war ein großes 
Thema. So hatten wir bereits in einer unserer ersten 
Sitzungen die Kinderambulanz zu Gast und haben 
uns erst vor Kurzem mit Frau Prof. Dr. Mützel erneut 
über deren Arbeit in Bayern ausgetauscht. Zuletzt 
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haben wir auch die World Childhood Foundation an-
gehört, die sich mit dem Schutz von Missbrauchsop-
fern beschäftigt.

Die Bildung von Kindern war bei uns in mehreren Sit-
zungen ein Thema. Wir haben uns über die Mittel-
schulen, die Sonderpädagogischen Förderzentren, 
die duale Bildung und auch über das Bildungspaket 
ausgetauscht. Mir persönlich war die Umweltbildung, 
die eine Querschnittsaufgabe in den Ministerien dar-
stellt und uns ein Herzensanliegen ist, besonders 
wichtig. Dazu kann Frau Kollegin Sengl mehr sagen.

Im Zuge der Jugendwertestudie des Instituts für Ehe 
und Familie der Diözese Eichstätt war uns das Thema 
Jugend und Familie ein besonderes Anliegen. Dabei 
ging es vor allem um die Frage: Wie entwickeln sich 
Familien?

Ein weiteres großes Thema war der Komplex Kinder 
und Asyl. Wir haben im März 2015 die Bayernkaserne 
besucht und dort nicht nur mit Geflüchteten, sondern 
auch mit den Menschen und den Sozialeinrichtungen, 
die sich um sie kümmern, Gespräche geführt. Ende 
letzten Jahres haben wir von der Staatskanzlei einen 
Bericht über die Entwicklungshilfe in den einzelnen 
Ländern des Nahen Ostens erhalten.

Auf das Thema "Gesundheit und Ernährung von Kin-
dern" werden meine Kolleginnen noch näher einge-
hen. Das gilt auch für die Themen Inklusion, Medien-
kompetenz, Krisenintervention in Schulen – KiSS – 
sowie Medienkompetenz von Kindern und Jugendli-
chen.

Frau Präsidentin, darf ich kurz fragen, wie viel Zeit ich 
noch habe? Ich sehe meine verbleibende Redezeit 
nicht, und ich möchte Frau Kollegin Rauscher keine 
Zeit wegnehmen.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Sie haben noch 
etwa 16 Minuten.

Tanja Schorer-Dremel (CSU): Danke. – Bei unseren 
politischen Initiativen war uns vor allem das Verbot 
der Kinderehen wichtig. Dazu hatten wir einen ver-
netzten und konstruktiven Austausch mit dem Justiz-
ministerium, dem Sozialministerium und dem Kinder-
schutzbund, aber auch einen Meinungsaustausch mit 
den Vereinten Nationen in New York. Die Vereinten 
Nationen plädieren für den Schutz von Kindern und 
gegen die Verheiratung von Minderjährigen, weil dies 
oft mit Zwangsverheiratungen verbunden ist. In vielen 
Ländern, so wurde uns berichtet, fehlen aber Gesetze 
gegen Kinderehen. Im Jahr 2015 gab es Untersu-
chungen, wonach bis zu 71 % aller minderjährigen 
Mädchen in den Flüchtlingslagern bereits verheiratet 

worden seien. Das Problem muss daher auch aus 
einer internationalen Perspektive betrachtet werden.

Besonders wichtig war uns bei diesem Thema der 
Gedankenaustausch mit der Kinderkommission des 
Bundestags, weil über dieses Thema im Rahmen der 
Bundesgesetzgebung entschieden werden muss. Be-
sonders gefreut hat uns, dass wir von Anfang an 
durch Herrn Staatsminister Prof. Dr. Winfried Baus-
back nicht nur eine fachliche Beratung, sondern von 
ihm auch ein offenes Ohr bekommen haben. Er hat 
uns angehört und die Auffassung vertreten, dass die 
Themen "Ehemündigkeit ab 18" und "Anerkennung 
von Ehen mit Unmündigen" bearbeitet werden sollten. 
Das neue Gesetz dazu ist verabschiedet worden und 
am 22. Juli 2017 in Kraft getreten. Es hat die Praxis 
der Jugendämter, unbegleitete minderjährige Flücht-
linge in Obhut zu nehmen, bestätigt und unterstützt.

Ein weiteres Thema, das uns intensiv beschäftigt hat, 
war die Verankerung der Kinderrechte im Grundge-
setz.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Bereits im März 2015 hatten wir in einer der ersten 
Sitzungen der Kinderkommission eine Expertenan-
hörung zu diesem Thema. Die KiKo hat sich immer für 
die Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz 
stark gemacht. Wir begrüßen daher, dass nach viel 
Überzeugungsarbeit die Aufnahme der Kinderrechte 
ins Grundgesetz Eingang in den Koalitionsvertrag ge-
funden hat. Dafür hat sich auch Horst Seehofer in sei-
ner Regierungserklärung vom 28. September 2016 
eingesetzt.

An dieser Stelle möchte ich mich ganz besonders bei 
der früheren Sozialministerin Emilia Müller bedanken, 
die von Bayern aus eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
angeregt hat, die bis zum Ende des Jahres 2019 
einen Vorschlag erarbeiten wird. Wir hoffen, dass wir 
als Kinderkommission diese Arbeitsgruppe konstruktiv 
begleiten können. Uns zeichnet ganz besonders aus, 
dass wir es bei diesem komplizierten Thema geschafft 
haben, ohne große Beschlüsse, nur durch Überzeu-
gungsarbeit, Impulse zu setzen.

(Beifall bei der CSU, der SPD und den FREI-
EN WÄHLERN)

Zur Bilanz der Kinderkommission: Wir meinen, dass 
wir bei allen politischen Themen wichtige Impulse ge-
setzt haben, nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern 
auch hinter den Kulissen, im Dialog mit anderen Ab-
geordneten und Ministerien, aber auch mit anderen 
Verbänden und Vereinen. Wir konnten unsere Kontak-
te und die Zusammenarbeit mit Verbänden vertiefen, 
gleichzeitig aber auch über Bayern hinaus mit der Kin-
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derkommission des Bundestags und den Vereinten 
Nationen Kontakte knüpfen.

Wir haben, so meinen wir, die Kinderkommission 
durch zahlreiche Veranstaltungen und Bereisungen in 
den Regionen als Akteur und Anlaufstelle etablieren 
können. Dadurch haben wir mehr Offenheit und Sen-
sibilität für die Themen erreicht. Ich glaube, dass die 
Erhöhung der Wahrnehmung dieser Kommission 
damit Hand in Hand geht. Wir vier sind uns einig, 
dass die Kinderkommission eine dauerhafte Einrich-
tung des Bayerischen Landtags werden sollte, damit 
es auch weiterhin eine Anlaufstelle für Kinder und Ju-
gendliche sowie Verbände und Institutionen im Hohen 
Haus gibt.

Am Ende möchte ich mich ganz besonders herzlich 
bei unserer Landtagspräsidentin Barbara Stamm be-
danken, die uns vieles ermöglicht und uns immer be-
gleitet hat. Ich bedanke mich auch beim Landtagsamt, 
bei Herrn Dr. Unterpaul und bei Herrn Stigler. Ohne 
Sie wäre vieles nicht möglich gewesen. Danke schön. 
Sie waren übrigens die beiden einzigen Männer, die 
an unserer Seite standen.

Ich bedanke mich bei den anderen Mitgliedern der 
KiKo, nämlich bei Frau Sengl, Frau Schmidt und bei 
dir, liebe Doris, als meiner Stellvertreterin. Es war ein 
tolles Arbeiten.

Ich bedanke mich bei den Landtagsbeauftragten aus 
allen Häusern, bei Herrn Tönjes und allen Gesprächs-
partnern, die wir hatten, bei den bayerischen Ministe-
rien und Ministern und ganz besonders herzlich bei 
unserer Offiziantin Frau Schweimer, unserer Steno-
grafin Frau Kellner und bei unserem Fotografen Herrn 
Poss, der uns immer so schön in Szene gesetzt hat. 
Vor allem bedanke ich mich bei der Öffentlichkeitsar-
beit unter der Leitung von Anja Sieber. Es war rundum 
eine gelungene Kommission, und ich darf mich recht 
herzlich bedanken.

(Allgemeiner Beifall)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist Kollegin Rauscher.

Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Tanja Schorer-Dremel, zunächst einmal vie-
len Dank für deinen ausführlichen Teil eins des Be-
richts. Danke auch dafür, dass du mir als 
stellvertretender Vorsitzenden ein paar Minütchen 
gibst, jetzt mit dem Teil zwei daran anzuknüpfen. Ich 
knüpfe an der Bandbreite unserer Themen, Gesprä-
che und vor allem Bereisungen, die wir unternommen 
haben, an. Ich ergänze den Bericht um einen ganz 
besonderen Bestandteil der Arbeit unserer Kinder-
kommission, nämlich um die Regionalbereisungen. 

Wir, die Kinderkommission, haben uns in den letzten 
Jahren nicht nur hier im Hohen Haus mit Themen 
rund um Kinder und Jugendliche befasst oder unsere 
Zeit in Genf, in Berlin oder in New York verbracht. Das 
hört sich sehr spannend an, und es war auch span-
nend, über den Tellerrand hinauszuschauen. Wir 
haben auch mit vielen Praktikern und Fachexperten 
vor Ort Gespräche geführt. Wir hatten Kontakt zu den 
Menschen, zu Einrichtungen für und mit Kindern, und 
haben direkt vor unserer Türe festgestellt, wie viele 
tolle Einrichtungen es gibt.

Wir haben Einrichtungen in verschiedenen Regionen 
unseres Landes besucht, wir hatten Termine über die 
vielen Sitzungstermine hinaus. Wir haben viel Gutes 
gefunden, wir wollten aber auch ganz bewusst 
Schwierigkeiten entdecken und Lösungsansätze ent-
wickeln. Zunächst konnten wir feststellen, dass es in 
jeder Region Bayerns vielfältige und teilweise einmali-
ge Angebote für Kinder und Jugendliche gibt. Das ist 
ganz toll.

Wir waren in Tanja Schorer-Dremels Stimmkreis Eich-
stätt. Dort haben wir den Unterricht im Sonderpädago-
gischen Förderzentrum Eichstätt besucht. Wir waren 
am Willibald-Gymnasium und haben mit Schülerspre-
cherinnen und Schülersprechern diskutiert. Vor allem 
haben wir mit ihnen über die Bildungspolitik in Bayern 
gesprochen. In der Fachakademie für Sozialpädago-
gik haben wir uns mit der frühkindlichen Bildung aus-
einandergesetzt. Mit Jugendvertretern der örtlichen 
Vereine und Organisationen saßen wir an einem 
Tisch.

Wir waren auch in Gabi Schmidts Heimat Mittelfran-
ken im Raum Neustadt unterwegs. Frühkindliche Bil-
dung in der Praxis haben wir uns dort in einem Land-
kindergarten zeigen lassen. In der Einrichtung der 
Behindertenhilfe der Barmherzigen Brüder in Grems-
dorf durften wir die Lebenswelt erwachsener Men-
schen mit Behinderung erleben. Dort haben wir auch 
unseren KiKo-Kicker anfertigen lassen. In einer 
Flüchtlingsunterkunft haben wir uns mit dem drängen-
den Thema Asyl und mit den Rechten von Flüchtlings-
kindern befasst.

Wir waren zu einem Regionalbesuch auch im Land-
kreis Traunstein und im Berchtesgadener Land bei Gi-
sela Sengl unterwegs. Dort haben wir einige Einrich-
tungen besucht, die sich für Kinder und Familien in 
ganz besonders schwierigen Lebenssituationen ein-
setzen. Wir waren auch im Haus der Berge und konn-
ten uns dort intensiv mit der Umweltbildung befassen, 
die uns, wie schon erwähnt wurde, auch ganz beson-
ders wichtig ist.
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Besonders gern erinnere ich mich natürlich auch an 
die Bereisung meines Heimatlandkreises Ebersberg. 
Dort haben wir uns im Einrichtungsverbund Steinhö-
ring mit vorschulischen und schulischen Einrichtungen 
zur Inklusion befasst. Der Kinderschutzbund Ebers-
berg hat uns ein tolles Projekt vorgestellt, nämlich das 
Projekt der Familienpaten. Dieses Projekt wird mit 
sehr viel ehrenamtlichem Engagement betrieben. Wir 
hatten ein spannendes Gespräch mit Kita-Trägern 
und Gemeindevertretern. In Markt Schwaben hatten 
wir die Möglichkeit, in einem internationalen Familien-
café hautnah von den Lebenswirklichkeiten zahlrei-
cher Familien und ihrer Kinder im Speckgürtel des 
Münchner Ostens zu erfahren.

Wir sind mit unzähligen neuen Eindrücken zurückge-
kommen, aber auch mit neuen Ideen und Ansätzen im 
Gepäck. Und wir sind mit einem Rucksack voller Ver-
besserungsvorschläge und Bitten um Unterstützung 
zurückgekommen. Eindeutig konnten wir mitnehmen, 
dass überall in Bayern die grundlegenden Bedürfnisse 
der Kinder und Jugendlichen dieselben sind: Kind 
sein dürfen, ernst genommen werden, mitwirken und 
teilhaben können, egal welcher Hautfarbe oder sozia-
ler Herkunft, egal ob mit oder ohne Handicap, egal ob 
noch ganz klein oder schon ein bisschen älter, glück-
lich aufwachsen können mit guten Bildungschancen, 
mit Menschen, denen man wichtig ist, mit Herzens-
wärme und vor allem ohne Sorgen. Um das zu errei-
chen, ist noch einiges zu tun. Auch das haben wir, die 
Kinderkommission, erfahren dürfen oder müssen.

Ich danke zum Ende meines Teils des Berichts der 
Kinderkommission meinen drei Kolleginnen, ganz be-
sonders aber Tanja, für das Bemühen um eine wirk-
lich gute fraktionsübergreifende Zusammenarbeit in 
dieser gleichberechtigten Zusammensetzung der Kin-
derkommission. Manchmal war es eine Herausforde-
rung, aber insgesamt ist es sehr gut gelaufen. Das 
liegt sicherlich auch daran, dass es ein Anliegen von 
uns allen war, an den Themen der Kinder zielorientiert 
gemeinsam zu arbeiten.

(Allgemeiner Beifall)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Schmidt.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es steht 
außer Frage, was Sie gerade gehört haben. Die Kin-
derkommission ist das beste Beispiel für parlamentari-
sche Zusammenarbeit. In diesem Sinne möchte ich 
mich ganz herzlich bei dir, liebe Tanja Schorer-Dre-
mel, bei Doris Rauscher, unserer stellvertretenden 
Vorsitzenden, und bei dir, liebe Gisela Sengl, dafür 
bedanken, dass wir trotz eines Vorsitzes immer den 

Eindruck hatten, eine Mannschaftsleistung erbringen 
zu können. Das war immer der Fall.

Meine Damen und Herren, Sie haben von meinen 
Kolleginnen wunderschöne Beiträge gehört, in denen 
lauter positive Beispiele aufgezeigt wurden. Wir 
haben uns aber auch belastender Aufgaben ange-
nommen. Wie richtet man zum Beispiel die Forensik 
ein, um Missbrauch und Misshandlung von Kindern 
nachzuweisen? Wie schafft man ein Netzwerk? Wie 
handeln in Bayern Ehrenamtliche, wenn es darum 
geht, Kinder auf der Flucht zu betreuen? Welche 
Schicksale bringen diese Kinder mit?

Herr Prof. Dr. Bausback, ich glaube, wir können fest-
stellen, dass wir der Taktgeber zur Verhinderung von 
Kinderverheiratungen waren. Danke für Ihr offenes 
Ohr und dafür, dass Sie unsere Anregungen mitge-
nommen haben. Herzlichen Dank dafür!

(Unruhe)

Ich bin jetzt etwas irritiert, Frau Präsidentin.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Hier werden ge-
rade im Interesse der Kinderkommission die Redezei-
ten geklärt.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Ganz herzlich be-
danken möchte ich mich bei den vielen Ehrenamtli-
chen, die wir vor Ort kennenlernen durften und die 
uns im Landtag besucht haben, um der Kinderkom-
mission ihre Arbeit näherzubringen. Für die Zukunft 
habe ich die Bitte, dass die Kinderkommission in die-
sem Parlament bestehen bleibt und mit anderen Gre-
mien mehr vernetzt wird. Ich habe zusammen mit 
meiner Kollegin Doris Rauscher immer darauf geach-
tet, dass die Kinderkommission im Sozialausschuss 
einbezogen wurde – einige Kollegen haben es auch in 
anderen Ausschüssen getan –, wenn es um Belange 
der Kinder ging. Es wäre wirklich wünschenswert und 
würde zum guten Ton in diesem Parlament gehören, 
automatisch die Kinderkommission hinzuzuziehen, 
wenn es um Themen geht, die Kinder betreffen.

Besonders eindrucksvoll waren für uns die vielen Kin-
der, die sich ab der zweiten Hälfte der Wahlperiode 
von selbst an uns gewendet haben. Das waren Kinder 
in einem Kinderheim, denen das Geld, das sie sich 
durch Austragen von Zeitungen verdient haben, weg-
genommen wurde, sowie Kinder, die sich vehement 
für mehr Rechte und Mitbestimmung an den Schulen 
und in den Kindergärten eingesetzt haben. Es ist fas-
zinierend, wie diese Kinder die offene Tür ins Parla-
ment gefunden haben.

Einige Wünsche habe ich aber noch, und ich hoffe, 
hier kann ich auch für die anderen Mitglieder der Kin-
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derkommission sprechen. Einen Wunsch möchte ich 
hier formulieren: Mir hätte es um einiges besser gefal-
len, wenn wir unseren Vorsatz, die Kinderrechtskon-
vention in das Grundgesetz und in die Bayerische 
Verfassung aufzunehmen, schon bei der nächsten 
Landtagswahl verwirklicht hätten. Liebe Tanja, mir 
wäre das lieber gewesen, als die Amtszeit des Minis-
terpräsidenten auf zehn Jahre zu begrenzen. Wenn 
es ein Ranking gäbe, würde das bei mir weit vorne lie-
gen.

Ich möchte mich ganz herzlich bei Ihnen, Herr Dr. Un-
terpaul, bedanken. Ebenso danke ich für die grandio-
se und konstruktive Zuarbeit aller Ministerien. Beson-
ders aufgefallen ist mir, dass bei unseren offenen 
Besprechungen die Mitarbeiter und Vertreter der Mi-
nisterien die Berichte der Kinder, der Ehrenamtlichen 
und der Organisationen vis-à-vis durch die Kinder-
kommission bekommen haben. So zugetrichtert 
waren sie manchmal sehr überrascht, und oft haben 
sie sehr schnell nachgebessert. Auch für diese Offen-
heit meinen herzlichen Dank! Der gilt selbstverständ-
lich auch dem Kinderschutzbund.

An dieser Stelle möchte ich Ihnen auch von der Ver-
anstaltung zur Kinderrechtskonvention erzählen, die 
im Bayerischen Landtag stattfand. Sie war einfach 
großartig. Das möchte ich auch an die zwei großen 
Mitstreiterinnen weitergeben, die daran teilgenommen 
haben: Rita Süssmuth – die ich von dieser Seite noch 
nie gehört hatte – und unsere Präsidentin. Das hat 
mich in meiner Arbeit – ich denke, hier kann ich auch 
für die Kolleginnen sprechen – sehr beflügelt. Egal, 
wie die nächste Kinderkommission aussieht, dieses 
Thema werden wir nicht vergessen. Egal, wie es wei-
tergeht, lassen Sie diese Tür für die Kinder in Bayern 
weiterhin offenstehen. Meinen herzlichen Dank für die 
offene Arbeit! Eigentlich muss die Kinderkommission 
im Herzen des Landtags bleiben, irgendwann gehört 
sie im Landtag fest verankert, damit sie auch mit einer 
festen Zuteilung ausgestattet ist. Ich danke Ihnen 
ganz herzlich, dass ich diese Arbeit in den letzten 
fünf Jahren machen durfte. Ich danke auch meinen 
Kolleginnen für die gute Zusammenarbeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU 
und der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Sengl.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Auch ich kann mich dem nur an-
schließen. Es schaut vielleicht komisch aus, aber wir 
haben uns einfach sehr gut vertragen. Wir waren, so 
kann man sagen, ein super Team.

(Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Wir sind eben 
Frauen!)

An dieser Stelle möchte ich mich wirklich bedanken, 
dass man an politischen Themen arbeiten kann, wenn 
man sachorientiert ist, wenn einem das Thema am 
Herzen liegt. Dann kann man auch so manche sonsti-
gen politischen Differenzen überwinden.

Ich möchte mich auch ausdrücklich beim Landtags-
amt für die hervorragende Betreuung bedanken, auch 
wenn ich den Dank hier wiederhole. Herr Dr. Unter-
paul war unser erster Betreuer, gefolgt von Herrn Stig-
ler. Ich kann gar nicht sagen, wer es besser gemacht 
hat. Wir sind wirklich höchst zufrieden und fühlen uns 
sehr gut betreut. Ganz toll fand ich auch, dass die Mi-
nisterien immer gut vertreten waren, je nachdem, wel-
ches Thema wir besprochen haben. Das habe ich 
sehr großzügig gefunden. Für mich als Mitglied einer 
Oppositionsfraktion war es auch interessant, Einblicke 
zu bekommen. Sie waren auch immer bereit, Informa-
tionen zu geben.

Die Kinderkommission ist ein sehr offenes Gremium. 
Wir tagen auch öffentlich. Bei uns haben viele Verbän-
de, Initiativen und Organisationen angefragt, ob sie 
kommen können. Wenn es uns möglich war, haben 
wir dem auch stattgegeben. Ich denke mir, diese 
Stimme nach außen konsequent zu vertreten, ist sehr 
wichtig. Der Landtag ist im Prinzip ein sehr offenes 
Haus, was ich sehr gut finde. Diesen Schritt nach 
außen zu tun, die Möglichkeit dafür zu schaffen, ist in 
der heutigen Zeit sehr wichtig. Es ist wichtig, zwi-
schen der Mandatspolitik und der Welt draußen mög-
lichst viele Verbindungen zu schaffen. Ich hoffe, dass 
das so bleibt, und ich hoffe, dass die Kinderkommissi-
on bestehen bleibt. Kinder sind ein wichtiges Thema. 
Kinder sind unsere Zukunft. Deshalb sollten wir sie 
sehr, sehr ernst nehmen.

Leider wird Arbeit mit Kindern zwar für sehr nett er-
achtet, aber sie wird immer auch ein bisschen belä-
chelt. Das sieht man vor allem daran, und hier muss 
ich einen kleinen politischen Exkurs machen, dass 
eine gesellschaftliche Ungleichheit bei der Bezahlung 
herrscht. Alle Berufe, die mit Kindern zu tun haben, 
sind wesentlich schlechter bezahlt als beispielsweise 
Wirtschaftsberater, Juristen oder IT-Manager. Alle, die 
beruflich mit Kindern arbeiten, ob es Erzieherinnen 
sind oder Lehrerinnen, können bei der Bezahlung 
nicht mithalten. Ich finde, das muss sich unbedingt 
ändern. Berufe, die mit Kindern zu tun haben, sind 
sehr, sehr wichtig. Das sind Berufe, in denen die Kin-
der gebildet, ausgebildet, betreut werden. Diese Un-
gleichbehandlung kann so nicht weitergehen. Im Übri-
gen sind das typische Frauenberufe. Da gehören 
unbedingt auch Männer hinein. Dass Frauenberufe 
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schlechter bezahlt werden als Männerberufe geht gar 
nicht.

Wir waren vier Frauen in der Kinderkommission. Das 
spiegelt leider wider: Alles, was mit Kindern zu tun 
hat, wird den Frauen zugeschoben. Ich habe vorhin 
schon zu Gabi gesagt, das nächste Mal besetzen wir 
die Kinderkommission paritätisch. Es wäre doch mal 
eine Idee, dass Männer und Frauen darin gleich ver-
teilt sind. – Ich sehe schon erschreckte Gesichter bei 
den Männern.

(Allgemeine Heiterkeit – Zurufe von den FREI-
EN WÄHLERN)

– Vielleicht gibt es aber auch Freiwillige, die sich mel-
den. Ich denke, das ist eine Idee, die man überlegen 
sollte.

Zum Glück haben wir in unserem Land steigende Ge-
burtenraten. Das ist sehr schön, und das ist aufgrund 
der besseren Kinderbetreuung und der besseren Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie so. Wir haben auch 
eine bessere Beteiligung der Väter. Dann machen wir 
hier doch gleich weiter. Das nächste Mal gehören in 
die Kinderkommission unbedingt auch Männer.

Für mich als Vertreterin der GRÜNEN waren meine 
Themen vor allem Umwelt und Gesundheit bzw. Er-
nährung. Wir haben einige Sachen zum Thema Er-
nährung gemacht. Da waren die Regionalbereisun-
gen; wir sind auch immer sehr nach außen gegangen. 
Allerdings haben wir nicht nur bei unseren Regional-
bereisungen Einrichtungen vor Ort besucht. Wir 
haben die Schulen besucht und uns auch mit Themen 
wie dem Schulessen beschäftigt. Das ist ein ganz 
grundlegendes Thema; denn in der Kindheit wird vie-
les geprägt, was das Essverhalten anbelangt. Das hat 
dann große Auswirkungen auf die Zukunft. Das wirkt 
wieder auf die dauerhafte Gesundheit der Menschen. 
Außerdem muss man sagen, essen ist eine kulturelle 
Handlung. Wir müssen deshalb danach schauen, 
dass wir hier unsere Kultur erhalten. Essen ist Le-
bensqualität. Das Wissen um Essen ist wichtig. Man 
muss wissen, wie gutes Essen schmeckt, damit man 
sich dieses Wissen auch erhält.

Essen hat auch ganz viel mit Landwirtschaft und mit 
Umwelt zu tun. Das war das zweite Thema, das vor 
allem ich verfolgt habe. Wir haben uns Verbände und 
Initiativen angeschaut, und wir haben Ministerien ein-
geladen, um zu sehen, was bereits alles passiert. Kin-
der sind unheimlich aufgeschlossen für diese The-
men. Kinder freuen sich sehr, wenn während der 
Schulzeit diese Themen besprochen werden und 
wenn der praktische Bezug ermöglicht wird. Beim 
Essen heißt das zum Beispiel, dass man zusammen 
kocht. Es ist wichtig, dass man Umweltbildung erfährt, 

dass man hinausgeht in den Wald, an den See, an 
den Fluss usw. Es ist wichtig, dass man das Naturer-
lebnis ermöglicht. Kinder sind erstaunlich konsequent. 
Wenn sie verstanden haben, worum es geht, sind sie 
in ihrem Handeln sehr konsequent. Wir alle sollten 
etwas dafür tun. Wir sehen das beim Thema Plastik 
und Mikroplastik. Wenn wir da nicht sofort etwas ver-
ändern, wenn wir nicht zur Tat schreiten, dann fällt 
diese Umweltverschmutzung auf uns alle zurück. 
Deshalb müssen wir unsere Kinder schulen, wir müs-
sen sie heranziehen. Die Kinder, die das begriffen 
haben, haben auch ein anderes Konsumverhalten.

Das Ganze ist mit unserer Bayerischen Verfassung 
wunderbar vereinbar. In der Bayerischen Verfassung 
stehen als Bildungsziele in Artikel 131: Verantwor-
tungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, Hilfsbe-
reitschaft, Aufgeschlossenheit für alles Wahre, Gute 
und Schöne und Verantwortungsbewusstsein für 
Natur und Umwelt. Nicht nur Kindern sollten wir das 
vermitteln, sondern auch immer selber daran denken. 
Ich freue mich, wenn ich in der nächsten Legislaturpe-
riode, falls möglich, wieder dabei sein kann. Ich werbe 
wirklich dafür, dass man die Kinderkommission mehr 
einbezieht, sozusagen auch fächerübergreifend. Hier 
werden wichtige Themen besprochen. Vielen Dank 
noch einmal für die schöne Zusammenarbeit. Das war 
ein angenehmes Gremium.

(Allgemeiner Beifall)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Rauscher.

Doris Rauscher (SPD): Noch einmal. Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Im größten Teil ziehe 
ich ohne Zweifel eine durchweg positive Bilanz. – so 
viel gleich einmal vorweggenommen. Einiges sehe ich 
rückblickend aber durchaus auch ein bisschen kri-
tisch. Zunächst jedoch: Die Kinderkommission muss 
in der nächsten Legislaturperiode weitergeführt wer-
den; das ist aus meiner Sicht ganz klar.

Ich habe mir, um mein Resümee zu ziehen, noch ein-
mal jede einzelne der Aufgaben, die wir uns als Kin-
derkommission vorgenommen haben, angesehen:

Die Kinderkommission versteht sich als An-
sprechpartnerin für alle Familien, Kinder und Ju-
gendlichen und alle Einrichtungen und Organisa-
tionen, die sich für die Wahrung von deren 
Belangen einsetzen.

Diese Aufgabe haben wir meines Erachtens sehr gut 
erfüllt. In den vier Jahren haben wir mit verschiedens-
ten Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe gesprochen 
und uns einer sehr großen Bandbreite von aktuellen 
Themen angenommen, wie wir bereits hören konnten.
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Jedoch haben wir – und das sage ich ganz wertfrei – 
einige der heißen Themen anschließend bewusst 
nicht vertieft, Themen, von denen wir wussten, dass 
wir keinen Konsens finden würden. Vielleicht war es 
die falsche Entscheidung, dass wir die Konfrontation 
gescheut haben, vielleicht aber auch genau die richti-
ge und einzig zielführende im Rahmen der Möglich-
keiten der Kinderkommission.

Kommen wir zur zweiten Aufgabe der Kinderkommis-
sion. Sie lautet:

Gleichzeitig sieht sie es als ihre Aufgabe, die Öf-
fentlichkeit für die Anliegen und Bedürfnisse von 
Kindern und Jugendlichen zu sensibilisieren und 
ihnen eine parlamentarische Stimme zu geben. ... 
Der Kinderkommission kommt hier die Aufgabe 
zu, die Interessen von Kindern und Jugendlichen 
rechtzeitig zu artikulieren und ihnen in den politi-
schen Prozessen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zur Durchsetzung zu verhelfen – als Seismo-
graph und Katalysator zugleich.

Wir alle haben Themen, die an uns herangetragen 
wurden, mit in den parlamentarischen Prozess aufge-
nommen und versucht, Taten folgen zu lassen, jeder 
mit seinen parlamentarischen Möglichkeiten. Bei ein 
paar Themen folgten auch Taten. Das waren kleine 
Sternstunden für die Kinderkommission. Wir haben 
uns zu dem Thema Rechte von Flüchtlingskindern po-
sitioniert, ebenso zum Thema Kinderehen. Wir haben 
das Bewusstsein für ein Festschreiben der Kinder-
rechte im Grundgesetz geschaffen. Darauf können wir 
als Kinderkommission mit Recht auch stolz sein.

Doch ich hätte mir gewünscht, dass es mehr solcher 
Sternstunden für die Kinderkommission gegeben 
hätte, dass es uns gelungen wäre, noch weitere The-
men über die Plattform der Kinderkommission zu plat-
zieren. Aber was nicht ist, kann ja vielleicht noch wer-
den.

Lösungen wurden oft diskutiert. Aber bei Diskussio-
nen ist es dann halt oft auch geblieben. Das waren 
Momente, in denen ich mir mehr Rechte für die Kin-
derkommission als unabhängiges Gremium ge-
wünscht hätte. Unsere Seismografenaufgaben haben 
wir bereits ausgiebig und vorbildlich wahrgenommen; 
doch für unsere Aufgabe, als Katalysator zu fungie-
ren, haben wir schlichtweg nicht genug Möglichkeiten. 
So entsteht manchmal das Gefühl, dass die Kinder-
kommission doch nicht mehr ist als ein zahnloser 
Tiger.

Im Rahmen ihrer Möglichkeiten soll die Kinderkom-
mission agieren, heißt es in unserer Aufgabenbe-
schreibung. Unsere einzige Möglichkeit als Kinder-
kommission ist es, Empfehlungen auszusprechen und 

Resolutionen herauszugeben – kein Beschlussrecht, 
nicht einmal ein Vetorecht bei Entscheidungen, die 
Kinder und Jugendliche betreffen.

Wenn ich nun Bilanz ziehe und mich frage, ob die Kin-
derkommission mit ihrem Tun und Wirken Durch-
schlagskraft hat, so muss ich das mit Ja und Nein be-
antworten. Ja, weil wir wichtige Themen hier in 
Bayern und bundesweit mit verschiedensten Organi-
sationen der Kinder- und Jugendhilfe und in manch 
einer Fraktion angestoßen haben. Wir haben den poli-
tischen Horizont in Bezug auf Kinder in Bayern erwei-
tert und die Belange der Kinder in unserem Land 
mehr in den Fokus gerückt.

Nein, weil wir als Kinderkommission oftmals nicht so 
durchgedrungen sind, wie wir alle vier uns das ge-
wünscht hätten, weder im parlamentarischen Gesche-
hen noch in der Öffentlichkeit. Aber das ist wohl so bei 
einer Kommission. Um eine wirkliche Verbesserung 
für die Kinder in unserem Land zu erreichen, müssten 
wir auch mit den richtigen Instrumenten ausgestattet 
sein. Das wäre eine wirkliche Zeitenwende für unser 
Parlament und für die Jüngsten in unserer Gesell-
schaft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Schließen möchte ich neben dem Dank an meine drei 
Kolleginnen in der Kinderkommission auch mit einem 
Dank an die Vertreter der Ministerien und an alle Or-
ganisationen, mit denen wir zu tun hatten, ganz spezi-
ell an Sie, Herr Tönjes vom Kinderschutzbund. Sie 
waren ein treuer Wegbegleiter in der Kinderkommissi-
on. Ich glaube, Sie haben wirklich keine Sitzung ver-
passt; das hat uns sehr gefreut. Danken möchte ich 
auch Herrn Dr. Unterpaul, Herrn Stigler und, wie 
schon genannt wurde, Frau Kellner vom Stenografi-
schen Dienst und Frau Schweimer als Offiziantin. Es 
tut gut zu wissen, dass sie immer für uns da sind.

Nun möchte ich tatsächlich enden mit einem Zitat von 
Astrid Lindgren:

Es gibt kein Alter, in dem alles so irrsinnig inten-
siv erlebt wird wie in der Kindheit. Wir Großen 
sollten uns daran erinnern, wie das war.

Lassen Sie uns im Sinne dieses Zitats weiter an den 
Themen der Kinder und Jugendlichen arbeiten und 
dranbleiben.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nun hat Frau Schorer-Dremel noch einmal ums Wort 
gebeten.

Tanja Schorer-Dremel (CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, Hohes 
Haus, werte Gäste! Ich glaube, man hat bei diesem 
Tagesordnungspunkt gemerkt, dass die Kinderkom-
mission nicht nur ein bisschen unkonventionell gear-
beitet hat, sondern auch unkonventionell mit der Re-
dezeit umgegangen ist. Liebe Gabi, noch einmal 
Entschuldigung dafür, dass wir dich gestört haben. 
Wir haben das anders aufgeteilt.

Es ist, glaube ich, etwas Besonderes, wenn einem 
Gremium des Bayerischen Landtags einstimmige Ent-
scheidungen vorgegeben werden. Ich glaube, liebe 
Doris, das hat auch das Ja und Nein in deiner Rede 
mit bedingt; denn manchmal war der Minimalkonsens 
etwas, unter dem sich jeder versammeln konnte und 
bei dem jeder wusste: Mit ihm konnte man erhobenen 
Hauptes hinausgehen und ihn gleichzeitig auch als 
Arbeitsauftrag für seine Fraktion und seine Bereiche 
mitnehmen. Ich glaube, dass die Kinderkommission 
auf die Art und Weise, wie sie die eine oder andere 
wegweisende Entscheidung getroffen hat, gezeigt hat, 
dass man für etwas, was man im Streit nicht schafft, 
im Miteinander einen gemeinsamen Nenner finden 
kann. Ich glaube aber auch, meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, dass unsere Arbeitsweise, 
die von gegenseitigem Respekt, von Wertschätzung 
und, glaube ich, bisweilen auch von Freundschaft ge-
tragen war, eigentlich die Basis für unsere Erfolge ge-
geben hat.

Für mich als Vorsitzende der Kinderkommission war 
es nicht nur eine große Ehre, das Gremium als Neu-
ling leiten zu dürfen. Wir sind ja alle 2013 neu in den 
Bayerischen Landtag gewählt worden. Ich bin auch 
stolz, dass wir es in unseren Sitzungen geschafft 
haben, die Themen der Kinder mit Fachleuten und 
Fachberatern beständig zu diskutieren. Es war auch 
für uns etwas Besonderes, dass unsere ständigen 
Gäste wie Sie, werter Herr Tönjes, Rederecht hatten 
und sich einbringen konnten. Sie haben unsere Sit-
zungen immer bereichert.

Das Thema "Schutz von Kindern" möchte ich noch 
kurz zusammenfassen, um einmal zu zeigen, wie breit 
vernetzt wir gearbeitet haben. Wir hatten zum einen 
das Gespräch bei den Vereinten Nationen mit Vertre-
tern der Abteilung Children in Armed Conflicts und 
waren erschüttert von dem, was wir erfahren haben. 
2015 sind wir bei unserer Arbeit zum ersten Mal mit 
dem Thema Darknet konfrontiert worden. Wir haben 
dieses Thema mitgenommen und weitergetragen. Wir 
hatten zum Beispiel vor wenigen Wochen die World 

Childhood Foundation bei uns zu Gast, die von Köni-
gin Silvia gegründet wurde und die durch die Frau 
Landtagspräsidentin auf unsere Kinderkommission 
aufmerksam gemacht wurde.

Wenn man in einer Sitzung sitzt, hört man zum einen 
die Vertreter. Man hört dann aber auch die Vertreter 
des Justizministeriums. Lieber Winfried Bausback, du 
und das Sozialministerium, sehr geehrte Frau Ministe-
rin, ihr wart unsere ständigen Begleiter. Wir haben ge-
hört, dass die Justiz bereits 41 Möglichkeiten dessen, 
was die World Childhood Foundation favorisiert, in 
Bayern geschaffen hat, nämlich Räume, wo Kinder, 
die von Missbrauch betroffen sind, in Anwesenheit 
von Ärzten, Juristen und persönlichen Vertretern, viel-
leicht auch vom Jugendamt, aber auch von Psycholo-
gen und einem Richter befragt werden können. Es 
können audiovisuelle Aufnahmen gemacht werden, 
die dann weiter verwendet werden und Kinder so nur 
einmal befragt werden müssen. Wir haben gesehen, 
dass das die unterschiedliche Vernetzung dieser Ebe-
nen auch immer wieder zusammengebracht hat.

Liebe Gisela und liebe Gabi, ihr habt das Thema Bil-
dung und vor allem das Thema Umweltbildung einge-
bracht. Das Schöne an der Kommission war, dass wir 
aus den Häusern unterschiedliche Fachleute zu uns 
holen konnten. Beim Thema Umweltbildung möchte 
ich hier nur das Projekt "Tiere live" im Unterricht nen-
nen, anhand dessen wir gemerkt haben, dass am 
Thema nicht nur im Kultus-, im Umwelt- und im Land-
wirtschaftsministerium intensiv gearbeitet wird, son-
dern es auch eine Vernetzung gibt.

Außerdem haben wir gesehen, und darauf können wir 
als Parlamentarier stolz sein, dass in den Ministerien 
jede Menge Fachleute sitzen und dort Kompetenz ge-
bündelt ist, die zu uns getragen wird. Ich meine aber, 
sagen zu können, dass sie zum einen wieder ziemlich 
viel in ihre Häuser mitgenommen und zum anderen 
Impulse gesetzt haben nach dem Motto: Sagt ein 
Haus zum anderen: "Das haben wir gar nicht ge-
wusst", und die Diskussionen wurden hinterher vor 
dem Sitzungsraum fortgesetzt.

Einer der wichtigsten Punkte war mir als ehemaliger 
Grundschullehrerin das Arbeiten für Kinder und mit 
Kindern. Wir haben unsere Türen von Anfang an für 
Kindergruppen aus ganz Bayern geöffnet. Schon sehr 
früh hatten wir das Mittelschulparlament aus Lenting 
zu Gast, das uns ihr Schulhofprojekt vorgestellt hat. 
Wir hatten auch die Sprecher des Kinderhauses Ir-
schenberg, das Gabi Schmidt schon erwähnt hat, zu 
Gast und vor allen Dingen vierte Klassen aus allen 
Regierungsbezirken, die sich intensiv mit uns ausge-
tauscht haben.
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Die Kinderkommission war bei jedem Entdeckertag im 
Bayerischen Landtag präsent. Wir haben eigene Akti-
onen durchgeführt, und ich meine, sagen zu können, 
dass gerade hier die Öffentlichkeitsarbeit im Baye-
rischen Landtag, jetzt vertreten durch Frau Sieber, 
wichtige Aspekte aufzeigt, wie wir Kindern Demokratie 
und die Arbeit hier im Hause näherbringen können.

Wir werden in unserer nächsten Sitzung am Ende des 
Monats zum Thema Kinderrechte vom Sozialministeri-
um ausgezeichnete Projekte zu uns einladen und uns 
intensiv mit ihnen auseinandersetzen. Ich meine, dass 
gerade das Arbeiten mit Kindern eine Grundlage ist, 
die Bestandteil jeder Kinderkommission sein sollte.

In diesem Sinne abschließend noch einmal ein Dan-
keschön für diese vielleicht etwas exotische Kommis-
sion. Ich möchte aber noch einmal betonen: Wir brau-
chen eine Kinderkommission. Wir brauchen diese 
Aufmerksamkeit. Für heute hätte ich mir deshalb ge-
wünscht, dass beim Thema Kinderkommission die 
Pressetribüne dichter besetzt wäre. Wir nehmen das 
aber als Aufgabe für das nächste Jahr.

(Allgemeiner Beifall)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor; damit ist 
die Aussprache geschlossen und dieser Tagesord-
nungspunkt erledigt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich unterbreche jetzt 
die Sitzung bis 16.40 Uhr. Die noch offenen Tagesord-
nungspunkte werden verschoben.

Ich bitte Sie, die Plätze bis 16.40 Uhr wieder einzu-
nehmen. Des Weiteren möchte ich darauf hinweisen, 
dass die anschließende Ansprache des Herrn Kom-
missionspräsidenten Jean-Claude Juncker sowohl 
über die Internetseite unseres Hauses als auch über 
die der EU-Kommission live übertragen wird.

(Zuruf von der CSU)

Die Sitzordnung sieht man dann. Der Saal wird jetzt 
erst vorbereitet. – Die Sitzung ist nicht zu Ende, son-
dern sie wird nur unterbrochen.

(Unterbrechung von 15.44 bis 16.43 Uhr)

Präsidentin Barbara Stamm:Ich rufe 
Tagesordnungspunkt 18 auf:

Rede
S.E. des Präsidenten der Europäischen 
Kommission, Herrn Jean-Claude Juncker

Exzellenz, sehr geehrter Herr Präsident Juncker, ich 
darf Sie im Namen aller Kolleginnen und Kollegen als 

unseren Ehrengast im Plenarsaal des Bayerischen 
Landtags sehr herzlich willkommen heißen.

(Allgemeiner Beifall)

Wir freuen uns sehr, dass Sie hier sind. Ich darf Sie 
sehr herzlich von unserem Bayerischen Ministerpräsi-
denten, Herrn Dr. Markus Söder, grüßen, der bei der 
Konferenz der Ministerpräsidenten in Berlin gebunden 
ist. In dieser Stunde wünschen wir uns, dass die Mi-
nisterpräsidenten gute Entscheidungen für unser 
Land, aber natürlich auch für Europa treffen.

Mein Gruß gilt den Mitgliedern der Bayerischen 
Staatsregierung sowie unseren Gästen auf der Besu-
cher- und Ehrentribüne. Ich begrüße insbesondere die 
Vertreterinnen und Vertreter der Religionsgemein-
schaften, der Behörden und der Medien, die heute zu 
uns in den Bayerischen Landtag gekommen sind.

Sehr geehrter Herr Präsident Juncker, es ist das zwei-
te Mal, dass ein Kommissionspräsident den Baye-
rischen Landtag besucht. Das erste Mal war im Feb-
ruar 1991 Jacques Delors hier zu Gast. Damals wie 
heute haben wir es als große Ehre empfunden; denn 
rein formal betrachtet ist die Europäische Union ein 
Zusammenschluss der Nationalstaaten. Dass Präsi-
denten der Europäischen Kommission den Volksver-
tretungen der Regionen einen Besuch abstatten, ist 
keineswegs selbstverständlich. Umso mehr zeigt es 
natürlich – ich erlaube mir, das zu sagen – die Bedeu-
tung Bayerns als einem kulturell, sozial und wirt-
schaftlich starken Land in der Mitte Europas. Umso 
mehr freuen wir uns über Ihren Besuch.

Seit dem Besuch von Jacques Delors hat sich Europa 
verändert. Die Europäische Union ist deutlich größer 
geworden, die Zahl der Mitgliedstaaten hat sich mehr 
als verdoppelt. Seit 1991 hat sich auch die Welt ver-
ändert – leider entgegen der damals so großen Hoff-
nungen nicht nur zum Positiven. Ich denke an den 
entsetzlichen Krieg in Syrien, an die Flüchtlingskrise, 
die uns nicht nur in Europa so sehr bewegt, oder an 
die Handelskonflikte, die die Welt ganz aktuell in Un-
ruhe versetzen.

Gute Nachrichten sind in diesen Zeiten deshalb umso 
wichtiger. Die Meldung, dass die Zustimmung zur 
Europäischen Union aktuell so hoch ist wie lange 
nicht, war in den vergangenen Wochen eine gute 
Nachricht. Mehr als zwei Drittel der Bürger sind der 
Meinung, dass ihr Land von der EU-Mitgliedschaft 
profitiert. In Deutschland glauben dies sogar 75 Pro-
zent.

(Allgemeiner Beifall)
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Aber, Herr Präsident, wir dürfen uns auf diesen guten 
Nachrichten nicht ausruhen; denn wir sind in Europa 
noch längst nicht da, wo wir hinwollen. Das spüren wir 
in diesen Tagen ganz deutlich. Das gilt im Hinblick auf 
die Solidarität, die wir in den letzten Jahren manchmal 
schmerzlich vermisst haben. Und das gilt ganz beson-
ders auch für die Wertschätzung der Landesparla-
mente auf europäischer Ebene.

Uns allen ist Europa ein echtes Herzensanliegen. Eu-
ropa ist das größte Friedenswerk in unserer Ge-
schichte. Europa ist nicht nur eine Wirtschaftsgemein-
schaft, sondern vor allem eine Gemeinschaft der 
Werte. Darauf dürfen wir gemeinsam stolz sein. Das 
wollen wir gemeinsam bewahren. Wir wollen deshalb 
mehr Europa im Großen bei den Fragen, die besser 
staatenübergreifend zu regeln sind.

Aber ein großes Werk kann nur gelingen, wenn es 
von vielen kleinen Säulen getragen wird. Diese Säu-
len müssen wir stützen. Diesen Säulen – den Regio-
nen, den Kommunen – müssen wir auch vertrauen. 
Deshalb wollen wir weniger Europa im Kleinen und 
stattdessen ein Europa, das nah dran ist an den Bür-
gerinnen und Bürgern. "Nah dran" bedeutet, dass für 
jeden verständlich gemacht wird, was die EU-Kom-
mission plant und umsetzt. Wir dürfen zwischen Kon-
strukten und Fachbegriffen nicht die Menschen verlie-
ren!

Sehr geehrter Herr Präsident, Sie selbst haben mit 
dem Weißbuch zur Zukunft Europas die Diskussion 
neu angestoßen, wie Europa künftig aufgestellt sein 
soll. Für uns sind dabei Subsidiarität, Verhältnismä-
ßigkeit und Mitgestaltungsmöglichkeiten tragende 
Prinzipien. In dieser Hinsicht unterstützen wir Sie 
gerne. Wir müssen drängende Fragen beantworten: 
Wie können wir den Menschen ihre Befürchtung neh-
men, die europäischen Institutionen würden alles an 
sich ziehen und wären scheinbar übermächtig? Wie 
können wir den Menschen die Sorge davor nehmen, 
die Kosten für Europa würden immer weiter steigen? 
Wie kann das immer wieder beklagte bürokratische 
Dickicht verringert werden? Und, ganz zentral: Wie 
können wir den Menschen wieder näherbringen, wel-
chen Mehrwert die Europäische Union für uns alle 
hat?

Auf diese Fragen brauchen wir rasch überzeugende 
Antworten. Wir werden sie nur dann finden, wenn wir 
auf allen Ebenen zusammenarbeiten und wenn jede 
Ebene das tut, was sie am besten kann. Die Euro-
päische Union sollte sich wieder mehr auf das kon-
zentrieren, was in den Verträgen steht. Nur so können 
Gestaltungsspielräume und Eigenverantwortung der 
Mitgliedstaaten und ihrer Regionen bewahrt werden. 
Respekt vor der Subsidiarität muss mehr sein als nur 

ein Begriff. Subsidiarität muss gelebt und immer wie-
der kritisch überprüft werden.

Sehr geehrter Herr Präsident, niemand kann Sie 
dabei besser unterstützen als die Landesparlamente, 
denn es sind unsere Abgeordneten, die Tag für Tag im 
engen Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern 
stehen. Sie können die europäische Politik vor Ort 
vermitteln. Sie können das oft beklagte Demokratie-
defizit Europas ausgleichen. Wenn Sie wollen, dass 
Europa bei den Menschen bleibt, dann sind die Land-
tagsabgeordneten der Schlüssel – dann brauchen Sie 
unsere Vermittlung. Unterstützen Sie uns, damit wir 
diese Vermittlerrolle gut wahrnehmen können!

"Nah dran" bedeutet auch, dass Dokumente frühzeitig 
in deutscher Übersetzung vorliegen oder dass ausrei-
chend Zeit besteht, sich im parlamentarischen Verfah-
ren mit EU-Vorhaben zu befassen und Stellung zu 
nehmen.

Sehr geehrter Herr Präsident, wir freuen uns sehr – 
wie ich das eingangs schon zum Ausdruck brachte – 
über Ihren Besuch. Er ist einmal mehr ein Zeichen 
dafür, wie wichtig Ihnen der Dialog mit uns, mit den 
Landesparlamenten, ist. Ich darf Ihnen versichern, 
dass der Bayerische Landtag diesen Dialog weiterhin 
aktiv suchen wird, mitunter natürlich auch kritisch.

Wir werden weiterhin Wert darauf legen, dass wir uns 
bei Subsidiaritätsbedenken direkt an die EU-Kommis-
sion wenden können. Wir werden weiterhin Wert dar-
auf legen, dass Antworten auf unsere Stellungnah-
men fundiert erfolgen, nicht generalisierend, wie das 
leider manchmal auch der Fall ist. Wir werden den Di-
alogprozess über die Zukunft Europas, den Sie ange-
stoßen haben, aktiv mitgestalten. Unser Europaaus-
schuss – dafür danke ich den Kolleginnen und 
Kollegen – hat dazu bereits eine Anhörung durchge-
führt und verfügt über beste Kontakte.

Wir werden weiterhin alle Möglichkeiten nutzen, die 
uns die Konsultationen bieten. Dank Ihrer Fürsprache 
stehen diese mittlerweile regelmäßig auch rechtzeitig 
in deutscher Sprache zur Verfügung. Es sollte selbst-
verständlich sein, dass regionale Parlamente bereits 
im Vorfeld der Konsultationen eingebunden werden, 
vor allem, wenn es um ihre eigenen Zuständigkeiten 
geht. Wir werden auch weiterhin den persönlichen 
Austausch miteinander führen, bei Sitzungen unserer 
Ausschüsse, unseres Präsidiums und der Landtags-
präsidentenkonferenz in Brüssel – und bei uns in Bay-
ern, wo wir jederzeit gerne Vertreterinnen und Vertre-
ter der Europäischen Kommission begrüßen. Das 
leben wir auch.
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Ein ehemaliger Bundesaußenminister hat in einer 
Rede vor der UN-Generalversammlung einmal ge-
sagt:

Europa wächst nicht aus Verträgen. Es wächst 
aus den Herzen seiner Bürger oder gar nicht.

Das war 1992. Aber in dieser Hinsicht hat sich seither 
nichts verändert. Es ist und bleibt unser gemeinsamer 
Auftrag, immer wieder um diese Herzen zu werben.

Sehr geehrter Herr Präsident Juncker, seien Sie uns 
herzlich willkommen. Wir freuen uns auf Ihre Anspra-
che.

(Allgemeiner Beifall)

S. E. Jean-Claude Juncker: Sehr verehrte Frau 
Landtagspräsidentin, liebe Barbara, Frau stellvertre-
tende Ministerpräsidentin, meine Damen und Herren 
Abgeordneten, meine Damen und Herren Staatsmi-
nister! Sie sehen mich Ihnen mit offenem Blick entge-
gentreten. Der offene Blick kommt daher, dass ich 
meine Rede im Flugzeug habe liegen lassen. Ergo 
lese ich nicht vor, sondern dies wird Improvisation 
total. Fasten seatbelts!

Ich bin froh, heute hier im Landtag zu sein. Seit dem 
letzten Besuch von Präsident Delors ist eine lange 
Zeit ins Land gegangen. Vieles hat sich in Europa und 
in der Welt verändert. Ich bin froh, hier zu sein. Man 
sagt zwar immer, dass man froh ist, da zu sein, wo 
man gerade ist. Normalerweise stimmt das nicht, aber 
heute stimmt das wirklich, denn ich habe mich auf die-
sen Besuch gefreut, sei es auch nur deshalb, weil 
sich die Frau Landtagspräsidentin durch besonderen 
Weitblick und Weitsicht auszeichnet. Applaus!

(Allgemeiner Beifall und Heiterkeit)

Sie hat mich vor drei Jahren eingeladen. So lange 
braucht die Kommission, um zu kapieren, was los ist. 
Ich wusste nicht, dass heute die Fußball-Weltmeister-
schaft beginnt. Sie hätten das Spiel sicher gerne an-
gesehen, aber nächsten Sonntag ist auch noch ein 
Spiel. Fangen Sie also mit der Weltmeisterschaft am 
nächsten Sonntag an, das reicht. Deutschland spielt 
hoffentlich bis zum Ende der gesamten Veranstaltung.

Ich wusste auch nicht, dass die Weitsicht der Präsi-
dentin so weit reicht, dass sie schon damals wusste, 
dass heute ein besonderer Tag in Berlin ist. Ich bin 
froh, dass der Landtag seine Sitzung wieder aufge-
nommen hat, denn es dauert in Deutschland manch-
mal lange, bevor Parlamente, die ihre Gespräche un-
terbrechen, die Sitzung wieder aufnehmen. Insofern 
ist heute ein bayerischer Landesrekord zu vermelden.

(Heiterkeit)

Ich bin froh, hier zu sein, um einige Gedanken und 
Plaudereien zur europäischen Zukunft und zur euro-
päischen Gegenwart vorzutragen. Ich habe es an-
fangs gesagt, auch die Präsidentin hat es gesagt, es 
hat sich in den letzten 20, 30 Jahren viel verändert in 
Europa. Einiges hat man bemerkt, zum Beispiel die 
deutsche Wiedervereinigung. Ich gehöre zu denen in 
Europa, die der deutschen Sprache mächtig sind und 
die sich immer noch über die deutsche Wiedervereini-
gung freuen. Ich wünschte mir, alle, die Deutsch spre-
chen, könnten diese Freude weitertragen. Das war ein 
guter Moment für die Republik und ein sehr guter Mo-
ment für Europa und den europäischen Kontinent.

Ich habe eben gesagt, ich wäre der deutschen Spra-
che mächtig, annähernd mächtig – nicht so sehr wie 
die Bajuwaren, die das Deutsche zur Perfektion em-
porheben.

(Heiterkeit)

Ich leite die Sitzungen der Kommission in englischer, 
französischer und in deutscher Sprache. Ich leite sie 
nicht in luxemburgischer Sprache, denn die wenigsten 
verstehen Luxemburgisch. Die Luxemburger haben 
Deutsch, Französisch und Englisch gelernt, weil sich 
unsere Nachbarn standhaft weigern, Luxemburgisch 
zu lernen. Insofern haben wir uns darauf verständigt, 
dass wir die Sprache der anderen lernen müssen. Ich 
bin seit Walter Hallstein der erste Präsident der Euro-
päischen Kommission, der die Sitzung auch in deut-
scher Sprache leitet, weil ich Wert auf die Sprachen-
vielfalt in Europa lege. Ich bin oft missvergnügt über 
die lange Zeit, die es manchmal braucht, wichtigste 
Papiere und Dokumente in deutscher Sprache vorzu-
legen.

Früher, als ich anfing, haben fast alle Französisch ge-
sprochen. Jetzt reden alle Englisch – oder denken, sie 
würden Englisch reden; sie reden banal Amerika-
nisch.

(Allgemeiner Beifall und Heiterkeit)

Ich drücke mich lieber präzise in Deutsch aus als ap-
proximativ im Englischen. Manchmal macht man sich 
verständlicher, wenn man Englisch redet. Aber ich bin 
dagegen, dass man dies tut. Die Franzosen haben die 
Luxemburger immer aufgefordert, sich auf Franzö-
sisch auszudrücken. Und jetzt reden alle französi-
schen Minister Englisch. Nur die Luxemburger reden 
immer noch Französisch. Wir kommen uns in Europa 
wie linguistische Exoten vor. Aber die Sprachenvielfalt 
ist wichtig.
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Vieles hat sich verändert. Die Wiedervereinigung 
Deutschlands war positiv. Es hat sich aber auch ein 
geopolitisches Gesamtbild Europas ergeben, das so 
aussieht – das merkt fast niemand –, dass es seit 
dem Fall der Mauer in Europa und in der direkten Pe-
ripherie Europas zu 27 Staatsgründungen kam. Es 
gibt auf dem europäischen Kontinent 27 Staaten mehr 
als vor der Gesamtwende im östlichen Teil unseres 
Kontinents. Das bedeutet, 27 neue, international un-
abhängige und sich souverän gebärdende Staaten 
sind zum Bereich und zum Schwierigkeitsvolumen 
Europas hinzugestoßen.

Wir sind als Europäische Union im Zentrum einer Po-
lykrise. Diese Polykrise ergibt sich aus diesen Verän-
derungen – die sind insgesamt zu begrüßen –, aber 
auch aus der Tatsache, dass um uns herum Konflikte 
in großer Zahl toben, weltweit über 60 Kriege. Das be-
trifft uns, das merken wir aber nicht immer. Wir haben 
das Problem – "Problem" ist ein schwacher Ausdruck 
als Beschreibung dessen, was dort passiert – in Syri-
en. Wir haben die Annektierung der Krim durch Russ-
land. Wir haben die Probleme – "Probleme" ist ein 
kleines Wort für das, was dort vor sich geht – in der 
Ostukraine. Und wir haben es mit gewählten Vertre-
tern jenseits des Atlantiks zu tun, die sich schwer 
damit tun, die Regelwerke, die sie mit erfunden 
haben, jedenfalls ihre Vorgänger, vollumfänglich zu 
respektieren. Die Handelsproblematik, die wir mit den 
USA haben, ist ein betrüblicher Vorgang. Seit ich 
Kommissionspräsident bin, habe ich das immer wie-
derkehrende Vergnügen, an den Sitzungen der G7 
teilzunehmen. Das ist spannend: Ein Luxemburger im 
Kreis der Großen. Trump hat mir letzte Woche gesagt: 
"Jean-Claude, you are a brutal killer!" Es ist das erste 
Mal, dass Luxemburg zu einer Gefährdung für die 
Vereinigten Staaten von Amerika herangewachsen ist. 
Ich denke, er hat das als Kompliment gemeint, ich bin 
mir da aber nicht so sicher. In diesen Handelsausei-
nandersetzungen mit den Vereinigten Staaten ist es 
Aufgabe und Pflicht Europas, auf unsere eigene 
Würde zu achten. Die von der amerikanischen Admi-
nistration verfügten Zölle auf Stahl und Aluminium 
können wir nicht ohne Antwort lassen. Ich bin über-
haupt nicht angriffslustig, aber ich akzeptiere nicht, 
dass man uns von sonst woher diktiert, was wir in Eu-
ropa zu tun haben. Dies ist ein eigenständiger Konti-
nent, viele haben dafür gekämpft, und jetzt müssen 
wir uns auch wehren und uns auf internationaler 
Bühne Gehör verschaffen.

(Allgemeiner Beifall)

Dabei sind wir, ohne dass wir fanatische Freetrader 
wären, für offenen Handel. Ich habe in jungen Jahren 
– das ist schon eine längere Zeit her – gelernt, dass 
die Führungsmacht der freien Welt – so hieß das doch 

damals – auch in Handelsfragen das Tempo diktieren 
würde. Ich habe keinerlei Verständnis dafür, dass dies 
jetzt ins Gegenteil verkehrt wird. Wir brauchen fairen, 
aber freien Handel, Handelsverträge, die wichtige 
europäische Standpunkte, wenn es zum Abschluss 
dieser Verhandlungen kommt, in sich aufsaugen, 
damit sich das europäische Gesellschafts-, Men-
schen- und Sozialbild auch international durchsetzt. 
Wir haben einen Handelsvertrag mit Kanada abge-
schlossen. Ich unterschreibe in zwei, drei Wochen 
den Handelsvertrag mit dem japanischen Premiermi-
nister. In beiden Verträgen haben wir großen Wert 
darauf gelegt, dass – wie nennt man das auf Deutsch: 
"Les règles d‘origine"? Ursprungsregeln! – viele baye-
rische Ursprungsregeln in dem Handelsvertrag mit 
Kanada Berücksichtigung gefunden haben. Dieser 
Vertrag ist noch nicht lange in Kraft, aber seither 
haben sich die Exporte der Europäischen Union nach 
Kanada um 24 Prozent nach oben bewegt. Jede Milli-
arde Euro, die wir mehr in andere Teile der Welt ex-
portieren, übersetzt sich in Europa direkt mit einem 
Plus von 14.000 Arbeitsplätzen.

Es ist außergewöhnlich schwer, unseren amerikani-
schen Freunden die Dinge so zu erklären, wie sie ver-
standen werden müssen. 72 Prozent aller Direktinves-
titionen in den USA sind europäischer Provenienz. Es 
gibt mehr Arbeitsplätze von europäischen Unterneh-
men in den USA als Arbeitsplätze von amerikani-
schen Unternehmen in Europa: 6,9 Millionen Arbeits-
lätze in den USA, 4,7 Millionen Arbeitsplätze 
amerikanischen Ursprungs in der Europäischen 
Union. Insofern gibt es keinen direkt erkennbaren und 
auch keinen indirekt nachvollziehbaren Grund, wieso 
wir mit den Amerikanern nicht auf gleicher Augenhöhe 
in Handelsfragen verhandeln sollten.

Ich habe gesagt, wir sind der Punkt auf der Weltkarte. 
Das ist ein falscher Ausdruck. Es gibt viele, die haben 
größere Probleme als wir. Europa ist ein guter Platz 
zum Leben. Wenn der Freistaat Bayern unabhängig 
wäre – ich rufe nicht dazu auf –,

(Heiterkeit)

wäre Bayern eines der größten Länder der Euro-
päischen Union, was zur Folge hat, dass man sich 
auch mit Bayern mindestens zweimal pro Woche be-
schäftigen muss, um zu sehen, was hier los ist; das 
tut die Kommission übrigens. Bei meinem Amtsantritt 
habe ich die Kommissare aufgefordert, nicht in Brüs-
sel im Bunker sitzen zu bleiben, unter der Käseglo-
cke, sondern sich in Europa zu bewegen. Die Kom-
missare haben 793 Mal National- und 
Regionalparlamente besucht. Das war vorher nicht 
der Fall. Ich lege Wert darauf, dass man vor Ort er-
fährt, was vor Ort los ist. Deshalb müssen Kommissa-
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re inklusive Präsident reisen. Wir haben über 800 Bür-
gerdialoge in Europa durchgeführt, Gespräche mit 
sehr vielen Bürgern geführt. Ich stelle dabei immer 
wieder fest, dass die Menschen in Europa denken – 
weil man das jeden Tag schreibt –, die Europäische 
Union, sprich: die Europäische Kommission, wäre für 
alles zuständig. Die Hälfte der Fragen, die ich bei die-
sen Bürgerdialogen beantworten muss, ist einfach zu 
beantworten, weil ich überhaupt nichts damit zu tun 
habe, was gefragt wird. Weil man so oft schreibt, Eu-
ropa kümmere sich um alles, denken die Menschen 
tatsächlich, die Kommission wäre für alles zuständig. 
Das ist sie nicht, soll sie nicht sein, darf sie nicht sein 
und muss sie auch nicht sein. Ich habe bei Amtsantritt 
gesagt, wir müssen eine Europäische Union haben, 
die groß in großen Dingen ist und klein und zurückhal-
tend in kleineren Dingen. Das ist einer der Gründe 
dafür, die erklären, wieso sich so viele Bürger von der 
Europäischen Union, von der europäischen Integra-
tion entfernen. Die Europäische Union hat sich viel zu 
viel um das Klein-Klein gekümmert und nicht genug 
um die großen Dinge. Das wollte ich ändern.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Vorgänger haben im Schnitt 123 neue Initiati-
ven pro Jahr ergriffen. Meine Kommission – wenn ich 
dieses übertriebene Possessivpronomen hier einfüh-
ren darf – beschränkt sich auf 20 bis 23 Initiativen pro 
Jahr, das reicht. Weniger ist mehr, und weniger ist 
häufig besser als zu viel.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben 150 Gesetze überprüft und verschlankt. 
Wir haben 51 Rechtsakte zurückgezogen. Einige im 
Europäischen Parlament sind darüber nicht happy, 
weil sie sagen, ihr gebt uns nicht genug Arbeit. Ich 
sage dann immer, es liegen noch 400 Entwürfe vor, 
macht mal. Es braucht nicht dauernd etwas Neues. 
Auch parlamentarische Arbeit, von der nicht Tag für 
Tag in der Presse berichtet wird, ist wichtige Arbeit.

Ein Problemfeld ist auch die Erweiterung der Euro-
päischen Union. Ich gehöre zu denen, noch als Pre-
mierminister, die sehr intensiv dafür geworben haben, 
dass sich die Europäische Union nach Mittel- und 
Osteuropa erweitert – nicht weil wir Hegemonialan-
sprüche hatten, sondern weil die Menschen das woll-
ten, diese neuen Demokratien, diese jungen Volks-
wirtschaften, die aus einem System zentral 
administrierter Wirtschaft in ein marktwirtschaftliches 
System überwechselten. Sie wollten Teil dieser Euro-
päischen Union sein. Ich bin froh, dass uns das gelun-
gen ist, allerdings vieles nicht in perfekter Form. Vie-
les ist schief. Richtig war es aber, diesen Versuch zu 
starten, europäische Geschichte und europäische Ge-

ografie wieder zusammenzuführen. Das halte ich 
nach wie vor für eine historisch notwendige Tat, die in 
den Neunzigerjahren und Anfang der Zweitausender-
jahre getan werden musste.

Wir haben es jetzt – nicht deshalb, aber auch des-
halb, aber nicht nur deshalb – mit der Flüchtlingsprob-
lematik zu tun. Nun hat man mir geraten, heute ele-
gant an diesem Thema vorbeizusegeln.

(Heiterkeit)

Wenn niemand mir das geraten hätte, wäre ich selbst 
auf die Idee gekommen, dass heute nicht der Tag ist, 
um hier detaillierte Vorschläge vorzutragen. Ich bin 
trotzdem in diesen Fragen für europäische Lösungen 
und gegen nationale Alleingänge.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Ich finde diese Beifallssalve fast schon verdächtig.

(Heiterkeit)

Ich bin für europäische Lösungen. Ich bin aber auch 
für gut durchdachte, schnelle europäische Lösungen. 
Man kann nicht ewig auf europäische Lösungen war-
ten.

(Beifall bei der CSU, Abgeordneten der SPD und 
der FREIEN WÄHLER)

Sie müssen doch zugeben, dass ich das sehr ge-
schickt mache.

(Allgemeine Heiterkeit)

Ich sage das alles nur deshalb, weil ich jetzt zu einem 
längeren Selbstlob kommen möchte.

(Heiterkeit)

Wenn die europäischen Mitgliedstaaten, die euro-
päischen Regierungen, die durchdachten, endgültig 
ausformulierten Vorschläge der Europäischen Kom-
mission zur Änderung des Dubliner Regelwerkes – 
das haben wir im Jahr 2016 vorgelegt – nicht nur dis-
kutiert, sondern in großen Teilen auch angenommen 
hätten, dann würden sich viele Probleme nicht stellen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der SPD: 
Bravo!)

Es reicht nicht, dass fast jede Regierung nach euro-
päischen Regelungen und Lösungen ruft und dass die 
Kommission die einzige ist, die europäische Regelun-
gen und Lösungen sucht. Das reicht nicht. Die Regie-
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rungen haben Verantwortung nicht nur in ihrem Land, 
sondern auch auf dem Gesamtkontinent zu tragen.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Im Übrigen ist die Nichtregelung, obwohl es schon 
seit Jahren einer Regelung bedurfte, nicht auf deut-
sches Fehlverhalten zurückzuführen. Die Kommission 
ist sich mit der Bundesregierung in der Auffassung 
einig, dass wir eine solidarische Flüchtlingsverteilung 
in Gesamteuropa brauchen. Es kann nicht sein, dass 
die einen alle Last tragen und die anderen auf den 
Zuschauerrängen sitzen. Das geht nicht.

(Allgemeiner Beifall)

Ich wollte noch etwas in Sachen Flüchtlinge sagen. 
Ich hätte gerne, dass wir überall in Europa dieselben 
Asylregelungen haben. Die Anerkennungsquoten 
schwanken heute zwischen 0 und 98 Prozent – bei 
gleicher Nationalität des Antragstellers hat dieser also 
je nach Mitgliedstaat, wo er den Antrag stellt, eine 
oder eben keine Chance, als asylberechtigt anerkannt 
zu werden. Wenn es so ist, dass wir eigentlich grund-
sätzlich der einvernehmlichen Auffassung sind, dass 
Europa ein offener Kontinent für Flüchtlinge bleiben 
muss, für diejenigen, die aus politischen Gründen, 
aus religiösen Gründen, aus kulturellen Gründen, aus 
Gründen des Klimas flüchten, bin ich nachdrücklich 
dafür, dass man dies weiterhin macht. Uns muss aber 
auch klar sein, dass wir nicht ein permanenter, 
manchmal fast erschlichener Aufenthaltsort für Wirt-
schaftsflüchtlinge sein können. Das schaffen wir nicht. 
Europa ist ein großer Kontinent mit 500 Millionen Ein-
wohnern. Wir können nicht alle Wirtschaftsflüchtlinge 
der Welt aufnehmen. Wir müssen sehr darauf achten, 
dass wir uns nicht nur mit den Folgen der Flüchtlings-
problematik auseinandersetzen, sondern auch mit 
den Ursachen.

(Allgemeiner Beifall)

Deshalb ist eine neue europäische Afrikapolitik abso-
lut vonnöten. Wir haben als Kommission einen Afrika-
treuhandfonds über rund drei Milliarden Euro aufge-
legt. Wir haben einen externen Investitionsplan für 
Afrika in Höhe von 44 Milliarden Euro in die Wege ge-
leitet. Ich weiß, dass der "Mittelstürmer" der deut-
schen Bundesregierung, mein guter Freund Gerd Mül-
ler, uns dauernd auffordert, Marshallpläne zuhauf 
vorzulegen. Wir haben einen vorgelegt. Die Mitglied-
staaten haben uns versprochen, als wir diese 44 Milli-
arden Euro in Aufstellung gebracht haben, auch 
44 Milliarden beizutragen. Das haben sie aber nicht 
getan. Sonst wären aus diesen 44 Milliarden Euro 
88 Milliarden Euro geworden. Der Plan der Kommis-
sion besteht darin, vor Ort in Afrika Arbeitsplätze zu 

schaffen, damit die jungen Menschen sich nicht mehr 
ins Meer stürzen müssen. Es ist klüger und im Übri-
gen auch billiger, Arbeitsplätze vor Ort zu schaffen, 
anstatt Schiffe untergehen zu lassen.

(Allgemeiner Beifall)

Wir brauchen einen stärker aufgestellten Schutz der 
Außengrenzen – nicht um aus Europa eine Festung 
zu machen; das ist überhaupt nicht mein Konzept. Eu-
ropa hat in den Jahren 2016/17 750.000 Menschen 
von außerhalb Europas Asyl gewährt. Das ist zweimal 
mehr als die USA und Kanada zusammen. Jeder, der 
schreibt, Europa entwickle sich zu einer Festung, 
nimmt das Zahlenwerk nicht zur Kenntnis. Dabei geht 
es nicht um Zahlen; es geht darum, dass wir Men-
schen eine neue Heimat bieten, die ihre Heimat aus 
den genannten Gründen verloren haben. Ich bin nicht 
dafür, dass Europa eine Festung wird. Ich bin aber 
auch nicht dafür, dass wir die Außengrenzen ungenü-
gend schützen. Jeder redet über den Schutz der Au-
ßengrenzen. Das ist ja auch in Bayern ein beliebtes 
Thema. Wer weiß denn, dass heute schon 
100.000 Grenzbeamte die Außengrenzen schützen? 
Das sind die Beamten von Zoll, Polizei – tutti quanti – 
der externen Grenzländer. Es gibt 1.250 Beamte der 
Europäischen Union, die im Einsatz sind. Die Kom-
mission schlägt vor, bei der Bestückung der nächsten 
Finanzierungsperiode 2021 bis 2027 das Haushalts-
volumen zu verdreifachen, indem wir uns vornehmen, 
bis zu 35 Milliarden für den Grenzschutz ausgeben zu 
können, damit wir in dieser Periode 10.000 Grenzbe-
amte zusätzlich anstellen können. Ich finde das gut, 
ich finde das teilweise aber auch lächerlich; denn mit 
10.000 Mann kann man die Berge nicht versetzen. 
Wenn es also in Deutschland oder in Österreich regie-
rende Menschen gibt – es sind ja Menschen wie die 
anderen –, die denken, das müsste schneller gemacht 
werden, wäre ich für eine diesbezügliche Ausführung 
dankbar, aber das kostet Geld. Wer mehr fordert, der 
muss auch mehr zahlen, und jeder wird mehr zahlen.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Die Wirtschafts- und Währungsunion muss vertieft 
werden, nicht einfach so im Galopp, hopp hopp, son-
dern vernünftig überlegt und vernünftig angelegt. Wir 
schlagen in dem Finanzrahmen für die nächsten 
Jahre zwei neue Instrumente vor, eines über 25 Milli-
arden Euro, um den Ländern, die dem Euro gerne 
beitreten würden, bei ihren Reformanstrengungen zu 
helfen, und 30 Milliarden Euro Darlehen, um im Falle 
asymmetrischer Schocks dafür zu sorgen, dass Bil-
dungs- und Investitionspolitik nicht nach unten korri-
giert werden. Wir tun dies alles, indem wir – das hat 
die Landtagspräsidentin überdeutlich formuliert – dem 
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Subsidiaritätsgedanken nicht nur anhängen, sondern 
ihn auch umsetzen. Ich bin ein großer Anhänger der 
Subsidiarität. Sie ist Teil der katholischen Soziallehre; 
zu der möchte ich mich hier bekennen. Oder muss ich 
sagen: der christlichen Soziallehre? Die Protestanten 
sind mir so lieb wie meine eigene Truppe. Aristoteles 
hat das Prinzip erfunden. Es gibt heute noch viele 
Christdemokraten, die denken, Aristoteles wäre ein 
Christdemokrat gewesen. Wir wissen es nicht besser.

Subsidiarität ist wichtig. Wir müssen dafür sorgen, 
dass europäische Entscheidungen doch national, re-
gional und sehr oft auch lokal getroffen werden – wo 
diejenigen sitzen, die es besser wissen als wir in 
Brüssel. Deshalb haben wir zum Beispiel die Fälle, in 
denen es der Erlaubnis der Kommission bedurfte, im 
Beihilferecht, um 97 Prozent gesenkt. Die Menschen 
müssen wissen, dass die Kommission ihre Finger 
nicht in jeden Topf steckt.

Bayern war vorbildlich im Umgang mit Flüchtlingen im 
Herbst 2015.

(Allgemeiner Beifall)

Da mussten Hallen gebaut werden. Ich habe einige in 
der Gegend von Passau im Herbst 2015 besucht. Es 
mussten Container herbeigeschafft werden, es muss-
ten Schulen gebaut werden. Da hat es damals die 
Rede gegeben, man müsse in Brüssel anfragen, ob 
man das tun darf. Dann habe ich auch aufgrund einer 
barschen Zurechtweisung der Bundeskanzlerin ge-
sagt: Damit hören wir auf, es ist Dringlichkeit geboten, 
man kann nicht monatelange Genehmigungsverfah-
ren in die Wege leiten und die Menschen auf der 
Wiese und in den Bergen hocken lassen. Insofern 
sind wir viel näher an der Wirklichkeit, als viele den-
ken.

Um ein Stück Wirklichkeit zurückzuerobern, bin ich 
nachdrücklich der Auffassung, dass wir in Sachen so-
zialer Dimension Europas mehr leisten müssen, als 
wir es zurzeit tun.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Deshalb haben wir im November letzten Jahres in Gö-
teborg den Grundsockel sozialer Rechte in die Wege 
geleitet. Ich war 17 Jahre lang Arbeitsminister; ich 
weiß, was in den Betrieben, in den Werkstätten, in 
den Fabrikhallen los ist. Diese Menschen fühlen sich 
von Europa nicht genügend anerkannt und finden, 
dass wir über ihre Würde hinweg Politik machen. Ich 
hätte gerne, dass wir das ändern und dass wir diese 
soziale Säule zu Gesetzestexten heranreifen lassen, 
so wie wir das in Sachen Entsenderichtlinie gemacht 
haben. Ab sofort gilt in Europa das Prinzip "Gleicher 

Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort". Ich finde das 
normal.

(Allgemeiner Beifall)

Ich fände es auch normal, wenn wir in Sachen Steuer-
politik nicht unbedingt einen neuen Rhythmus an-
schlagen würden – das Tempo ist einigermaßen hoch 
–, sondern wenn wir Ernst machen würden mit dem 
Satz, dass Gewinne dort besteuert werden müssen, 
wo die Gewinne zustande kommen. Das betrifft vor 
allem die Internetriesen. Das ist kein Programm 
gegen die USA, sondern das ist einfach steuerliche 
Gerechtigkeit. Steuerliche und soziale Gerechtigkeit 
gehen zusammen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich habe heute in einer Münchener Tageszeitung ge-
lesen, ich sei nicht willkommen. "Münchner Merkur" 
heißt das Produkt.

(Heiterkeit)

Da steht sinngemäß, ich wäre Chef einer anonymen, 
blinden, überwuchernden Bürokratie und Technokra-
tie. Sie werden deshalb verstehen, weil ich diese Bü-
rokraten im Griff behalten muss, dass ich jetzt hier 
aufhöre und mich schnellstens wieder nach Brüssel 
zurückbewege, damit dort keine weiteren Dummhei-
ten vom Zaun gebrochen werden. Ich möchte den 
Münchnern hier sagen – das habe ich mir extra he-
raussuchen lassen, obwohl sie das schon wussten –: 
Es gibt 32.000 Beamte der Europäischen Kommis-
sion, das heißt, ein Beamter auf 15.937 Bürger. In 
München, "Lichtgestalt Bayerns", "führende Macht 
des Kontinents", einer von mir heiß geliebten Stadt, 
gibt es einen Beamten auf 40 Einwohner. Ich habe es 
dann lieber mit meinen vielen Bürokraten zu tun, die 
eigentlich so viel nicht kosten, nämlich genau 6 Pro-
zent des europäischen Haushalts. Der gesamte euro-
päische Haushalt – das ist eine Debatte, die ins Haus 
steht – wird sich demnächst auf 1,11 Prozent des 
Bruttosozialprodukts belaufen. Das ist genau der 
Preis einer Tasse Kaffee pro Bürger und Tag. Europa 
sollte uns mehr wert sein als eine Tasse Kaffee. – Vie-
len Dank!

(Anhaltender allgemeiner Beifall)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Präsident, nach 
diesem Beifall bleibt mir nur noch, Ihnen ein ganz 
herzliches Dankeschön zu sagen. Ich darf Ihnen auch 
für Ihren Eintrag in das Ehrenbuch des Bayerischen 
Landtags danken. Ich spreche das deshalb an, weil 
Sie diesen Eintrag mit einem großen Herzen verse-
hen haben, also mit einem großen Herzen für Europa 
und damit auch für Bayern. Herzlichen Dank und alles 
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Gute für Sie, vor allen Dingen Gesundheit! Alle guten 
Wünsche begleiten Sie.

(Allgemeiner Beifall)

Ich darf nun bitten, dass wir uns noch zur Bayernhym-
ne, zum Deutschlandlied und zur Europahymne erhe-
ben.

(Die Anwesenden erheben sich zur Bayernhym-
ne, zur Nationalhymne der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Europahymne – Allgemei-
ner Beifall)

Ich danke Ihnen. Die Sitzung ist damit geschlossen. 

(Schluss: 17.31 Uhr)
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